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4Vorwort zur ersten Ausgabe «Durabilitas»
Ob für die Züchtung von Saatgut und Nutztieren oder 
in der Forschung und in der Industrie – die Schweiz 
nutzt genetische Ressourcen von Tieren, Pflanzen und 
Mikro organismen. Diese Nutzung hat sich in den letz-
ten zwei Jahrzehnten stark verändert: Von traditionellen 
Züchtungsmethoden über genombasierte Methoden und 
Gentechnologie führt die Entwicklung bis zur Syntheti-
schen Biologie, welche Organismen mit spezifischen Ei-
genschaften völlig neu zusammensetzt. Die Stiftung sanu 
durabilitas, eine Denkwerkstatt für nachhaltige Entwick-
lung, setzt sich in der vorliegenden Publikation mit be-
stehenden und mit künftig notwendigen Regulierungen 
dieser biotechnischen Nutzungen genetischer Ressourcen 
auseinander.
Obwohl Wissenschaftler den Bericht im ersten 
Teil der Publikation verfasst haben, ist kein klassischer 
wissenschaftlicher Text entstanden, der die Thematik 
umfassend abhandelt. Er hat aber auch nicht die Form 
der politisch-polemischen Schriften zu Gentechnolo-
gie, wie sie von politischen Parteien und engagierten 
Interessenvereinigungen verfasst werden. Getreu dem 
Stiftungszweck von sanu durabilitas ist er vielmehr ein 
Policy-Papier, das die Zivilgesellschaft und die Politik auf 
künftige Herausforderungen aufmerksam macht und 
Vorschläge zu deren Lösung bereithält. Im zweiten Teil 
kommen zusätzlich eine Reihe von Expertinnen und 
Experten mit Beiträgen zu Wort, die es den Lesenden 
erlauben, einige Aspekte zu vertiefen. 
Das Policy-Papier konzentriert sich auf eine kur-
ze Darstellung der gegenwärtigen öffentlichen Diskussi-
on und versucht diese in dreierlei Hinsicht neu zu lesen: 
Erstens indem weniger der Phänotyp als vielmehr der Ge-
notyp in den Fokus gerückt wird – dies macht sichtbar, 
dass in getrennten Arenen diskutierten Regulierungs-
probleme durchaus Gemeinsamkeiten haben. Zweitens 
ergeben sich neue Perspektiven dadurch, dass rechtli-
che Instrumente zur Regulierung der Freisetzung, der 
Förderung und der Begrenzung der Nutzung genetischer 
Ressourcen nebeneinander und nicht gesondert betrach-
tet werden. Drittens werden übergreifende Überlegun-
gen zu Bewertungskriterien der Techniken dargelegt – 
es geht nicht nur um Risikovorsorge, sondern auch um 
Nutzenanalyse und um den Einbezug kultureller Fak-
toren. Diese neue konzeptionelle Art des Herangehens 
an teilweise festgefahrene Diskurse über Pflanzen- und 
Tierzucht, genetisch veränderte Organismen und Bio-
technologie soll den politischen Entscheidungsträgern 
neue Zugänge zeigen, Wissen zur Verfügung stellen und 
Empfehlungen formulieren, ohne definitive Antworten 
zu liefern. Letztere können je nach politischem Stand-
punkt unterschiedlich ausfallen. 
Am 4. November 2013 wurde das Papier in einem 
Workshop mit sachkundigen Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Politik, Interessengruppen und Ver-
waltung diskutiert und wo nötig fachlich und dokumen-
tarisch ergänzt. Unseres Erachtens besonders markante 
Kommentatoren haben wir zudem zu Gastbeiträgen ein-
geladen, die die vorliegende Publikation abrunden. Der 
Workshop hat zur Qualität dieses ersten Heftes in der 
Reihe «Durabilitas» Wesentliches beigetragen. Trotzdem 
unterstreichen wir, dass die Autorenschaft des Policy-Pa-
piers ausschliesslich bei unserer eigenen Arbeitsgruppe 
Naturkapital und beim Stiftungsrat der sanu durabilitas 
liegt. Diese sind weder einer politischen Partei noch der 
Verwaltung verpflichtet. Aus Transparenzgründen möch-
ten wir festhalten, dass die Stiftung sanu durabilitas 
die Publikation dieses Berichtes aus eigenen Mitteln 
sowie mit der Unterstützung der Paul Schiller Stiftung 
finanziert. 
Biel, November 2014
Prof. Dr. Peter Knoepfel
Präsident des Stiftungsrats sanu durabilitas
5Porträt sanu durabilitas
Sanu durabilitas, die Schweizerische Stiftung für Nach-
haltige Entwicklung, ist 2012 aus der 1989 gegründe-
ten Schweizerischen Ausbildungsstätte für Natur- und 
Umwelt schutz (sanu) hervorgegangen. Als wissenschaft-
liche Denkwerkstatt zeigt sie in Zusammenarbeit mit 
Personen aus der Praxis und aus Bildungsinstitutionen 
wichtige Themen und Herausforderungen für eine nach-
haltige Entwicklung der Schweiz auf, erarbeitet adäquate 
Lösungsansätze und kommuniziert diese. Dabei pflegt 
sie eine internationale Sichtweise, steht in Verbindung 
mit europäischen Experten und versteht ihre Arbeit als 
Schweizer Beitrag zur globalen Entwicklung in eine 
nachhaltige Richtung.
Für die Erarbeitung der ausgewählten Themen 
zeichnen die Arbeitsgruppen von sanu durabilitas ver-
antwortlich. Diese bestehen aus Mitgliedern des Stif-
tungsrates sowie externen Experten. Sie widmen sich 
mit hohem Engagement der politisch ständig wichtiger 
werdenden Frage nach geeigneten Regulierungen der 
Ressourcen des Natur-, des Sach- sowie des Human- und 
des Sozialkapitals unseres Landes. Für den Erhalt der 
Erneuerungsfähigkeit dieser Ressourcen und der fried-
lichen Konfliktlösung unter allen ressourcennutzenden 
Gruppen unserer Gesellschaft wird die überzeugende 
Beantwortung dieser Frage täglich dringender.
Die resultierenden Berichte und Veranstaltun-
gen dienen deshalb als Informationsquelle und Orien-
tierungshilfe für Entscheidungsträger in Politik, Wirt-
schaft, Behörden, Wissenschaft und Zivilgesellschaft, 
und die Ergebnisse werden in Forschungsaufträge so-
wie Ausbildungsgänge einfliessen. Damit die Resultate 
auch in der Praxis Anwendung finden, arbeitet sanu 
durabilitas mit dem Bildungs- und Beratungsunterneh-
men sanu future learning ag zusammen.
Die nächste Ausgabe von «Durabilitas» widmet 
sich dem Thema «Gesellschaftlicher Wandel und soziale 
Kohäsion» und erscheint 2015.
6Die biotechnische Nutzung genetischer 
Ressourcen und ihre Regulierung
Ein integrierender Ansatz
Prof. Dr. Gerd Winter hat eine For-
schungsprofessur für Öffentliches 
Recht und Rechtssoziologie an der 
Universität Bremen in Deutschland 
inne. Er hat unter anderem über Gen-
technikrecht sowie die Regelung des 
Zugangs zu genetischen Ressourcen 
und des Vorteils ausgleichs publiziert. 
Demnächst erscheint eine Abhand-
lung über Rechtsprobleme der Syn-
thetischen Biologie. Gerd Winter ist 
Mitglied des Stiftungs rats von sanu 
durabilitas und Vorsitzender der Ar-
beits gruppe Naturkapital.
Prof. Dr. Peter Knoepfel ist emeritier-
ter Professor für öffentliche Politiken 
und Nachhaltigkeit am IDHEAP der 
Universität Lausanne. Er ist Autor 
zahlreicher Publikationen über Po-
litikanalysen in den Bereichen Um-
welt, Kulturelles und Nutzung na-
türlicher Ressourcen. Peter Knoepfel 
ist Stiftungsratspräsident von sanu 
durabilitas und Mitglied der Arbeits-
gruppe Naturkapital.
Dr. Hans-Peter Fricker ist ehema-
liger CEO des WWF Schweiz und 
heute Vorstandsmitglied in verschie-
denen Institutionen im Nachhaltig-
keits- und im sozialen Bereich. In 
seiner Funktion beim WWF hat er 
sich immer wieder mit den Auswir-
kungen der Gentechnologie auf die 
Landwirtschaft und die Umwelt be-
schäftigt, u. a. im Zusammen hang 
mit der Volksabstimmung über 
ein Gentechmoratorium von 2005. 
Hans-Peter Fricker ist Vizepräsident 
von sanu durabilitas und Mitglied 
der Arbeitsgruppe Naturkapital.
Autoren: Gerd Winter, Peter Knoepfel und Hans-Peter Fricker
7Einleitung
Es ist das Hauptanliegen des folgenden Berichts, die sehr 
dynamische, aber der Öffentlichkeit nur teilweise be-
wusste Entwicklung der Biotechnologie 
näher zu erkunden. Zudem untersucht 
er, inwieweit die Entwicklung Umwelt-
risiken und ethische Bedenken aufwirft 
oder im Gegenteil die Chance birgt, den 
gesellschaftlichen Wohlstand durch 
eine Wirtschaftsweise zu mehren, die 
mit weniger Material, Energie und Um-
weltbelastungen auskommt. Wir fassen 
unter dem Begriff Biotechnologie1 drei 
Nutzungen von genetischen Ressourcen 
zusammen, nämlich gezielte Züchtung, 
Gentechnologie und Synthetische Bio-
logie. Die Anwendung von Gentechnik und Gentherapie 
am Menschen wird wegen der Besonderheit der für sie 
geltenden Massstäbe in diesem Bericht nicht behandelt.
Biotechnologie als Zukunftstechnologie ist Ge-
genstand sehr unterschiedlicher Diskussionsarenen. So 
gibt es Diskurse über die Pflanzen- und Tierzüchtung, 
die von der Besorgnis geleitet sind, bei einer ständigen 
Ertragssteigerung gingen Landrassen und Biodiversität 
verloren. Andere Auseinandersetzungen fragen nach 
Risiken und Nutzen der Gentechnik2. Ein weiterer 
Themenkreis widmet sich dem Zugang zu genetischen 
Ressourcen und dem Ausgleich der aus ihrer Nutzung 
entstehenden Vorteile. Wieder anderen Streit verursacht 
die Frage nach der Patentierung von Lebewesen. Wenig 
öffentlich geworden ist bisher die Debatte über die Syn-
thetische Biologie (zum Begriff siehe Seite 8). Besonders 
kontrovers ist schliesslich die Diskussion über die Gren-
zen der Manipulierbarkeit menschlichen Lebens. Diese 
und andere Diskursarenen stehen bisher weitgehend 
unverbunden nebeneinander. Teils haben sie sich auch 
in Lager gespalten und wiederholen seit Jahren diesel-
ben Positionen oder drohen, in ähnliche Pattsituationen 
zu geraten. 
Das Anliegen dieses Berichts ist es, die getrennten Diskur-
se zusammenzuführen. Wir vermuten, dass dies gelin-
gen kann, wenn man die Diskursthemen 
auf einen gemeinsamen Bezugspunkt 
bringt: Während die Diskussionen sich 
bisher an bestimmten Phänotypen, dem 
Erscheinungsbild eines Organismus 
wie «das Turboschwein», «Killerviren», 
«Chimären» entzündeten, schlagen wir 
vor, auf den Genotyp «hinabzusteigen». 
Dies ermöglicht zu erkennen, dass die 
verschiedenen Diskurse einiges gemein-
sam haben. Sie können, so hoffen wir, 
in einer neuen thematischen Struktur 
transparenter gemacht und neuen Erklä-
rungen, Lösungen und Begründungen zugeführt werden.
Der Bericht erklärt zunächst seinen spezifischen 
Ansatz, nämlich eine Ressource – die genetischen Pro-
gramme – zu bestimmen und in den Mittelpunkt der Be-
trachtungen zu stellen (Kapitel 1 – 5). Er erörtert die un-
terschiedlichen Nutzungen der Ressource (Kapitel 6) und 
wendet sich dann der Frage der politischen und recht-
lichen Steuerung zu. Diese besteht aus Souveränitäts- 
und Eigentumsrechten (Kapitel 7), Förderungs strategien 
(Kapitel 8) und einer komplexen Re-
gulierung, die so unterschiedliche 
Ziele verfolgt wie die Sicherung ge-
sellschaftlicher Nutzen (Kapitel 9), die 
Vermeidung von Gesundheits- und 
Umweltrisiken (Kapitel  10), die Be-
rücksichtigung ethisch-kulturell ge-
prägter gesellschaftlicher Einstellun-
gen (Kapitel 11) sowie schliesslich die 
faire Verteilung der erzielten Vorteile 
(Kapitel 12). 
1) Biotechnologie ist 
jede technologische 
Anwendung, die 
biologische Systeme, 
lebende Organismen 
oder Produkte dar-
aus benutzt, um 
Erzeugnisse oder 
Verfahren für eine 
bestimmte Nutzung 
herzustellen oder  
zu verändern. Wir 
übernehmen für den 
Zusammenhang 
dieses Textes die 
Definition in Art. 2 
der Konvention über 
biologische Diversi-
tät (CBD). Nicht 
relevant für unseren 
Zusammenhang ist, 
ob, wie das Nagoya 
Protokoll zur CBD 
vorschreibt, zu den 
«Produkten» auch 
biochemische Ver-
bindungen gehören. 
2) Gentechnik ist die 
Veränderung des 
genetischen Mater-
ials von Organismen 
in einer Weise, die 
unter natürlichen 
Bedingungen durch 
Kreuzen oder natür-
liche Rekombination 
nicht vorkommt.  
Wir benutzen diesen 
Begriff in Überein-
stimmung mit dem 
schweizerischen 
Gentechnikgesetz 
(vgl. Art. 5 Abs. 2 
Bundesgesetz vom 
21.3.2003 über  
die Gentechnik im 
Ausserhuman-
bereich).
Die Diskussionen um 
Tier- und Pflanzen-
züchtung, um die  
Risiken der Gentechnik, 
um die Patentierung 
von Lebewesen sowie 
um den Zugang zu  
genetischen Ressourcen 
stehen weitgehend  
unverbunden neben - 
einander.
Die getrennten  
Diskurse können  
zusammengeführt  
werden, wenn die  
Akteure den Genotyp 
als Ressource  
in den Mittelpunkt der  
Diskussion stellen. 
8Von der Nutzung von Phänotypen zur 
Nutzung der genetischen Programme
Der Mensch nutzt lebende natürliche Ressourcen seit je 
in vielfältiger Weise. Mikroorganismen, Pflanzen und 
Tiere – der Mensch selbst als Bestandteil der Natur soll 
hier ausser Betracht bleiben – werden gezüchtet und ver-
mehrt, und zwar für so unterschiedliche Zwecke wie 
den Verzehr, das Ziehen von Früchten, die Herstellung 
von Produkten, die Gewinnung von Energie, die Verwen-
dung als Annehmlichkeit (wie z. B. als Haustier oder als 
Landschaft), als Zugkraft etc. Charakteristisch für diese 
Nutzung ist der Ansatz bei Phänotypen, d. h. bei Erschei-
nungsformen von Lebewesen. 
Seit der Entdeckung der Chemie der genetischen 
Ausstattung der Organismen ist die unmittelbare Nut-
zung des Genoms3 der Organismen in den Vordergrund 
getreten. Die Nutzungsprozesse greifen also nicht mehr 
nur auf der Ebene der Organismen, 
Populationen und Ökosysteme ein, 
sondern vermehrt auch auf der vorgela-
gerten Ebene der Zellen und ihres Ge-
noms. Die Veränderung des Genoms 
war zwar schon immer auch eine 
Folge von Züchtung, aber diese bedien-
te sich in der Natur vorkommender 
Techniken wie sexuelle und asexuelle 
Vermehrung, Mutation, Selektion etc. 
Neu ist die Technik unmittelbarer und 
gezielter Veränderung auf der Ebene 
der DNA und RNA. Sie hat die Veränderungsmöglichkei-
ten enorm erweitert und vor allem auch beschleunigt, 
weil Artengrenzen, die für die Züchtung traditionell 
massgeblich waren, jetzt überwunden werden können. 
Die Technik umfasst die bereits etwa 20 Jahre 
alte gentechnische Veränderung von Organismen und 
entwickelt sich zurzeit zur sogenannten Synthetischen 
Biologie, in der nicht mehr nur vorhandene Organismen 
leicht modifiziert, sondern Genome radikal verändert 
und zu neuen Zellen und Organismen zusammengestellt 
werden. Dies mit dem Anspruch, dass Leben in Zukunft 
sogar künstlich geschaffen werden kann. Parallel zur 
Gentechnik sind zugleich die Methoden der Züchtung 
artifizieller geworden, indem z. B. Mutationen gezielt 
erzeugt werden. Dadurch wird die bisherige systema-
tische Trennung von Züchtung und Gentechnik / Syn-
thetischer Biologie in Frage gestellt. Aber auch die tra-
ditionelle, weniger eingreifende Züchtung bezieht heute 
die Genom-Ebene ein, indem sie sich für die Selektion 
der Individuen (z. B. von Hochleistungsrindern) auf die 
Analyse des Genoms stützt. Insgesamt ist eine sehr dy-
namische Wissenschaft der Biotechnologie entstanden, 
in welcher wir für den vorliegenden Bericht das Haupt-
augenmerk auf die drei Techniken gezielte Züchtung, 
Gentechnik und Synthetische Biologie legen. 
Das schweizerische Recht folgt dieser Bewe-
gung von Phänotypen zu Genomen. Die traditionellen 
Nutzungen natürlicher Ressourcen werden, um nur die 
Landwirtschaft zu nennen, durch das 
Agrarrecht, das Raumplanungsrecht, 
das Naturschutzrecht, das Sortenzu-
lassungsrecht, das Sortenschutzrecht, 
das Tierzuchtrecht etc. geregelt. Mit 
spezieller Ausrichtung auf die Genom-
ebene ist später das Gentechnikrecht 
hinzugekommen. Dieses ist nur ein 
Vorbote der kommenden Regelungen, 
die das volle Spektrum der am Genom 
ansetzenden Biotechnologie in den 
Blick nehmen müssen. Neben dem 
risikoorientierten Gentechnikrecht 
entwickelt sich ein anderes Recht, 
das auf den Nutzen der Technik zielt 
und einerseits die genombezogenen Forschungs- und 
Entwicklungs-Prozesse (F&E-Prozesse) organisiert und 
andererseits für die Verteilung der daraus gewonnenen 
Vorteile sorgt. 
Es ist sowohl in der Wissenschaft, in der Technik und in der Wirtschaft wie 
auch im Recht eine Bewegung vom Phänotyp zum Genotyp festzustellen, die in 
ihrer Bedeutung noch nicht ausreichend durchdacht ist. Wir empfehlen hier eine 
stärkere theoretische Vertiefung, gesellschaftliche Reflexion und politische 
Bewertung.
1
3) Die Gesamtheit 
der materiellen 
Träger der vererbba-
ren Informationen 
einer Zelle (Erbgut).
Neben dem risiko-
orientierten Gentech-
nikrecht entwickelt 
sich ein anderes  
Recht, das einer seits 
die genetischen  
Forschungs- und  
Entwicklungsprozesse 
organisiert und das 
andererseits für  
die Verteilung der  
daraus gewonnenen 
Vorteile sorgt. 
Die heutigen Nutzungs-
prozesse greifen nicht 
mehr nur auf der  
Ebene der Organismen,  
Populationen und 
Ökosysteme ein,  
sondern vermehrt auch 
auf der vorgelagerten 
Ebene der Zellen  
und ihres Genoms.
9Fragmentierung der Nutzungssektoren  
und ihrer Regelung
Wie oben angedeutet, entwickeln sich die Nutzungen 
der natürlichen Ressourcen in grosser Vielfalt. Das ist in 
einer freien Gesellschaft angestrebt und wünschenswert. 
Soweit jedoch ordnendes und förderndes Handeln des 
Staates in Betracht kommt, ist eine übergreifende Sicht 
erforderlich, damit bestimmt werden kann, welche Ent-
wicklungslinien förderungswürdig sind und welche aus 
Risikogründen oder zu Verteilungszwecken reguliert wer-
den müssen. Ohne eine solche Sicht zerfallen die staat-
lichen Massnahmen in Fragmente, die vom Eigensinn 
der Nutzungssektoren und von kurzfristigen politischen 
Strömungen bestimmt werden. Die Fragmentierung zeigt 
sich in der grossen Vielfalt der Rechts materien, die für 
die Nutzung natürlicher Ressourcen 
einschliesslich ihrer genetischen Aus-
stattung massgeblich sind. Die land-
wirtschaftsbezogenen Rechtsnormen 
wurden oben bereits angesprochen. 
Sie müssen um Normen des Forst- und 
des Fischereirechts ergänzt werden. 
Hinzukommen das Recht der industri-
ellen Fertigungsprozesse, das Recht der 
Vermarktung risikoträchtiger Produkte 
z. B. im Lebensmittel-, Pflanzenschutzmittel-, Düngemit-
tel-, Chemikalienrecht, das Recht geistigen Eigentums 
wie Patentrecht und Geheimhaltungsschutz, das Wis-
senschaftsrecht, das Haftungsrecht, das Abfallrecht etc. 
Wegen der grenzüberschreitenden Entwicklung 
der Biotechnologie werden auch die internationalen 
Handelsnormen hochbedeutsam, wie etwa die EU-Ver-
ordnungen über die Vermarktung von Lebensmitteln 
und von gentechnisch veränderten Lebens- und Futter-
mitteln4 sowie auf völkerrechtlicher Ebene das Über-
einkommen der Welthandelsorganisation (WTO) über 
sanitäre und phytosanitäre Massnah-
men, das Cartagena Protokoll über die 
biologische Sicherheit, das Nagoya Pro-
tokoll über den Zugang zu genetischen 
Ressourcen und Vorteilsausgleich, 
diverse auf Sortenschutz und Patente 
bezogene Abkommen etc. Hinter den 
genannten alten und neuen Normen 
stehen politische Prozesse, die in Stra-
tegiepapiere und Umsetzungsprogram-
me münden: Biodiversitätsstrategien, 
Agrarentwicklungsprogramme, Bio-
technologiestrategien etc. Sie spiegeln 
sich auch in einer Vielfalt von zustän-
digen Behörden, F&E-Einrichtungen, 
Think-Tanks und NGOs wieder.
Angesichts der gewachsenen 
Vielfalt der Techniken, Folgen, Programme, Organisati-
onen und Rechtsnormen ist es schwer, Orientierung zu 
gewinnen. Die Sektoren neigen dazu, ihren Gegenstand 
und ihre Sicht gesondert zu behandeln. Ein gesamt-
hafter Überblick, aus dem eine übergreifende Strategie 
entwickelt werden könnte, ist dagegen nur schwer zu 
gewinnen. Mit dem hier vorgeschlagenen Ansatz wird 
deshalb angestrebt, die zentrale Ressource zu definieren 
sowie deren Nutzungen und die Auswirkungen dieser 
Nutzungen systematisch zu erfassen, zu bewerten und, 
soweit notwendig, rechtlich zu formen.
2
4) Verordnungen 
(EG) 178/2002 und 
(EG) 1829/2003.
Ohne eine übergrei-
fende Sicht zerfallen 
die staat lichen  
Massnahmen in Frag-
mente, die stark  
vom Eigeninteresse  
der Nutzungssektoren 
bestimmt werden.
Wir schlagen vor, zu-
nächst die zentrale 
Ressource zu definieren 
und dann deren  
Nutzungen und die 
Auswirkungen dieser 
Nutzungen systema-
tisch zu erfassen,  
zu bewerten und soweit 
notwendig rechtlich  
zu formen. Dieser  
Ansatz erlaubt, die 
sektoriell behandelten  
Nutzungen auf einen 
Nenner zu bringen.
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Das Konzept des akteurzentrierten 
Ressourcenansatzes
Der Ressourcenansatz (Knoepfel 2007) nimmt nicht die 
Biotechnologie zum strukturgebenden Ausgangspunkt, 
sondern eine Ressource, nämlich die 
genetischen Programme (vgl. Kapitel 5). 
Dies hat den Vorteil, dass neben Chan-
cen und Risiken der gewählten Tech-
nik auch das Nutzungspotential der 
Ressource, das Eigentum an ihr und an 
den Nutzungsrechten sowie die Vertei-
lung der aus ihr gezogenen Vorteile er-
fasst werden können. Es wird so auch 
deutlicher, dass die Ressourcen nutzung durch kulturelle 
Gesichtspunkte beeinflusst wird. Die Techniken, die die 
genetischen Programme nutzen, werden auch aus der 
Ressourcen perspektive zusammenfassend als Biotech-
nologie bezeichnet. 
Im Vergleich zu klassischen Nutzungsproblemen 
bei natürlichen Ressourcen wie etwa Wasser, Luft, Bo-
den, Wald, Tiere ist bemerkenswert, dass die genetischen 
Ressourcen durch ihre unmittelbare Nutzung nicht 
knapp werden. Zwar kommt es auch hier zu Risiken für 
Mensch und Gesundheit, jedoch nicht durch den unmit-
telbaren Zugriff (wie z. B. bei der Rodung eines Waldes), 
denn es genügt oft schon die Entnahme weniger Exem-
plare eines interessierenden Organismus, aus dem dann 
eine ganze Linie von Forschung und Entwicklung (F&E) 
erarbeitet werden kann. Vielmehr treten die Risiken 
als eher mittelbare Folge von F&E-Prozessen auf, zum 
Beispiel indem eine gentechnisch mo-
difizierte Pflanze ihr Fremdgen an die 
Umwelt weitergibt und dort Systemstö-
rungen verursacht. 
Unser Ansatz ist akteurzen-
triert, insofern er die Ressourcennut-
zung nicht nur im Hinblick darauf 
untersucht, wie sie sich auf bestimm-
te materielle Werte (insbesondere 
auf Nutzen, Risiken, kulturelle Faktoren, Verteilung) 
auswirkt, sondern die Akteure hinter diesen Auswir-
kungen einbezieht. Denn die Auswirkungen dieser 
Nutzungen sind nicht nur objektive Prozesse, son dern 
werden von Menschen verursacht, 
genossen, erlitten und wahrgenom-
men. Erst wenn sich die Gesellschaft 
deswegen individuell und in den Me-
dien artikuliert, gibt es überhaupt 
eine politische Basis für Regulierun-
gen und das Bedürfnis, die Öffent-
lichkeit in geordneter Weise an der 
Normsetzung und Normanwendung 
zu beteiligen. 
Die Auswirkungen der 
Nutzungen der  
Ressource werden von 
Menschen verursacht, 
genossen, erlitten und 
wahrgenommen.  
Erst wenn sich die  
Gesellschaft dazu  
artikuliert, gibt es eine 
politische Basis für 
Regulierungen. 
Der Ressourcenansatz 
nimmt nicht die  
Biotechnologie zum 
Ausgangspunkt sondern 
eine Ressource,  
nämlich die genetischen 
Programme.
3
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Die Akteure und ihre Rivalitäten
Für eine Analyse der gegenwärtigen und der zukünfti-
gen Diskurse ist es erforderlich, die hauptsächlichen Ak-
teure zu bestimmen, die genetische Programme direkt 
nutzen oder indirekt am Umgang damit beteiligt sind. 
Zu nennen sind:
• Öffentliche und gemeinnützige Einrichtungen, die in 
den Bereichen grüne Biotechnologie (Landwirtschaft), 
rote Biotechnologie (Pharmazie, Kosmetik) und/
oder industrielle Biotechnologie (Energiegewinnung, 
Daten verarbeitung etc.) forschen
• Gewinnorientierte Unternehmen, die in den genann-
ten Bereichen Forschung und Entwicklung betreiben 
• Interessen-Verbände in den Bereichen Landwirtschaft, 
Pharmazie, Kosmetik, Industrie
• Nichtregierungsorganisationen in den Bereichen Kon-
sumentenschutz, Umweltschutz und Ethik
• Behörden mit Zuständigkeiten für Landwirtschaft, 
Wirtschaft und Handel, Gesundheit, Umwelt, Ethik, 
Forschung und Innovation
• Medien
• Politik
• Kirchen und Religionsgemeinschaften.
Zwischen den Akteuren treten vielfältige Rivalitäten 
auf, so etwa um Forschungsgelder, um wissenschaftli-
ches Prestige, um Gewinnmöglichkeiten, um kulturel-
le Einschätzungen, um Steuerungspotentiale, um Ge-
sundheits- und Umweltauswirkungen und vieles mehr. 
Letztlich geht es aber um einen ganz grundsätzlichen 
Konflikt, nämlich den um die Grenzen der menschli-
chen Veränderung der Natur, mit anderen Worten um 
die Alterna tive Bewahrung oder Neuschaffung der gene-
tischen Ressourcen. Während die Sei-
te der Bewahrung darauf beharrt, dass 
die evolutionär entstandene genetische 
Ausstattung genügend Potential birgt, 
die durch Arbeit an Phänotypen (wie 
insbesondere durch Züchtung) gehoben 
und vorsichtig verbessert werden kann, bricht die Seite 
der Neuschaffung in eine neue Welt der artifiziellen Or-
ganismen auf, von der sie sich immer 
mehr Wohlergehen und einen immer 
höheren Wohlstand verspricht.
Für den vorliegenden Bericht 
versuchen wir, die Konflikte der Nut-
zungsakteure wie auch den Grundsatzkonflikt um die 
Grenzen der menschlichen Veränderung der Natur 
durch fünf Kernfragen zu überbrücken. Diese lauten:
• Wer soll das Eigentum an den genetischen Program-
men und an den Ergebnissen aus Forschung und Ent-
wicklung an ihnen erhalten?
• Welchen gesellschaftlichen Nutzen erbringen die Ver-
wendung und die Änderung genetischer Programme? 
Welche ökonomischen Ertragsmöglich keiten und wel-
che Gebrauchswerte ergeben sich?
• Welche Risiken für die Gesellschaft und für die Um-
welt verursachen die Nutzungen der genetischen Pro-
gramme, wie können diese Risiken minimiert werden 
und welche Risiken können bei vorliegendem Nutzen 
in Kauf genommen werden?
• Wer soll an den Erträgen aus der Nutzung genetischer 
Programme beteiligt werden?
• Welche Grenzen setzen kulturelle und ethische Fak-
toren der Veränderung und der Nutzung genetischer 
Programme?
Die Nutzungskonflikte waren und sind Anlass und Grund 
für Regulierungen, die im Einzelnen zu analysieren sind. 
Dabei gilt uns als oberster Massstab einer vernünftigen 
Ressourcenbewirtschaftung der Grundsatz der Nach-
haltigkeit der Nutzung der Ressource. Wir befürworten 
eine «starke» Version der Nachhaltig-
keit, die der Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlage Priorität gegenüber 
dem kurzfristigen sozialen und wirt-
schaftlichen Gewinn einräumt. 
Zwischen den Akteuren 
treten vielfältige  
Rivalitäten auf, so etwa 
um Forschungs gelder, 
um Gesundheits- und 
Umweltauswirkungen, 
um Gewinnmöglich-
keiten u.a.m.
Die Nutzungskonflikte 
machen Regulierungen 
notwendig.
Für die folgende  
Analyse gilt uns als 
Ziel, die Ressource 
nachhaltig zu nutzen. 
4
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Charakterisierung der Ressource  
«genetische Programme»
5.1 Begriffliche Eingrenzung
Da, wie erwähnt, für die neuere wissenschaftliche und 
wirtschaftliche Entwicklung die genetische Ausstattung 
der Organismen immer wichtiger wird, empfiehlt es sich, 
diese Ausstattung als eigenständige Ressource zu fassen 
und näher zu umschreiben. Zu überlegen ist, ob der von 
der Konvention über biologische Vielfalt von 1992 (CBD) 
eingeführte Begriff «genetische Ressourcen» im vorlie-
genden grösseren Zusammenhang verwendet werden 
kann. «Genetische Ressourcen» werden dort definiert als 
jedes Material pflanzlichen, tierischen, mikrobiellen oder 
sonstigen Ursprungs, das funktionale Erbeinheiten ent-
hält und von tatsächlichem oder potentiellem Wert ist.5
Die Komponente «Wert» hat keinen besonderen 
Unterscheidungsgehalt, weil im Grunde alles in dieser 
Welt zumindest von potentiellem Wert ist, und sei dies 
«nur» der Wert der blossen Erhaltung 
der Ressource. Wichtiger sind die Kom-
ponenten «Material», «Ursprung» und 
«Erbeinheiten». Dass die genetische 
Ressource «Material» sein soll, grenzt 
sie vom Wissen über sie ab. Selbstver-
ständlich wird dadurch die Verfügung 
über das Wissen nicht unwichtig, aber 
das Wissen wird in die Kategorie der 
Nutzungsprozesse verwiesen, als Ge-
genstand und Produkt von Tradition – 
hierauf baut die CBD den Schutz traditionellen Wissens 
über genetische Ressourcen auf – und von moderner F&E.
Die Komponente «Ursprung» verweist zunächst 
auf die Natur als Quelle. Damit wird zwar die Gentech-
nik miterfasst, weil sie auf der Veränderung natürlich 
vorhandener Organismen beruht, nicht aber ein grosser 
Bereich der Synthetischen Biologie. Bei dieser handelt es 
sich um eine neue Technologie, welche die Gentechnik 
radikalisiert, indem sie in immer grö-
sserem Umfang die Zellinhalte (DNA, 
Proteine) synthetisch herstellt und 
ihnen neue Gestalten gibt, die in der 
Natur nicht vorkommen (Baldwin 
et al. 2012). Je weiter dieser Prozess der 
Artifizialisierung fortschreitet, desto 
weiter entfernt sich die Synthetische 
Biologie von natürlichen Ursprüngen. Da in der vorlie-
genden Analyse aber die Synthetische Biologie ganz we-
sentlich mit erfasst werden soll, empfiehlt es sich, die 
zu Grunde zu legende Ressource unabhängig von der 
Terminologie der CBD zu definieren.6
Dies erweist sich auch im Hinblick auf die Kom-
ponente «Erbeinheiten» im Begriff der genetischen 
Ressourcen als sinnvoll. Denn in der Synthetischen Bio-
logie werden nicht nur vererbungsfähige Zellen herge-
stellt, sondern auch Zellen, die sich nicht reproduzieren 
können, sowie auch subzelluläre, also unterhalb der 
Zellebene angesiedelte, sogenannte bioparts, die nicht 
selbständig, wohl aber in Wirtsorganismen lebensfähig 
sind. Da diese im Spektrum des vorliegenden Ansatzes 
mitumfasst werden sollen, sollte die Bestimmung der 
Ressource nicht auf reproduktionsfähige Erbeinheiten 
beschränkt werden. 
Wir schlagen deshalb vor, DNA- und RNA-
Sequen zen als Quelle des zu analysierenden sozio-öko-
nomischen Entwicklungspfades zu bestimmen und 
diese als genetisches Programm zu bezeichnen. Dieses 
kann natürlichen oder artifiziellen Ursprungs sein. Es 
wird normalerweise in Zellen vorgefunden oder in sie 
eingebaut, kann aber auch subzellulär gesondert herge-
stellt und verwendet werden.
5
5) Zusammenstel-
lung aus Art. 2 
Nummer 6 und 8 
der CBD.
6) Zu bedenken ist, 
dass die Definition 
der «genetischen 
Ressourcen» gemäss 
CBD auch einen 
«sonstigen Ur-
sprung» einschliesst. 
Damit können Syn-
these und artifiziel-
les Design gemeint 
sein. Da Art. 15 (1) 
CBD die «souverä-
nen Rechte der 
Staaten in Bezug auf 
ihre natürlichen 
Ressourcen» aner-
kennt, ist zu folgern, 
dass die souveränen 
Rechte sich auch auf 
die in einem Staat 
künstlich geschaffe-
nen genetischen 
Ressourcen bezie-
hen. Sie könnten 
demnach auch aus 
der CBD abgeleitet 
werden.
Der Begriff «geneti-
sche Ressourcen»,  
wie er von der Konven-
tion über biologische 
Vielfalt eingeführt  
wurde, genügt nicht, 
weil er künstlich  
hergestellte Sequenzen 
nicht einschliesst. 
Wir verwenden den  
inhaltlich erweiterten 
Begriff «genetische 
Programme», damit 
auch die Produkte der 
Synthetischen Biologie 
angesprochen werden. 
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5.2 Materialität und Originalität der genetischen Programme
Genetische Programme sind als real vorhandene Mate-
rie und als deren Wirkpotential zu verstehen, als eine 
objektive, wirkende «Information» der Natur also, nicht 
bloss als subjektiv vorgestelltes geistiges Wissen des 
Menschen über diese Information.7 
Selbstverständlich ist dieses Wissen 
aber unverzichtbar für das Verständ-
nis und die Nutzung der genetischen 
Programme. Das objektive Programm 
wird im Computer abgebildet. Wenn 
das genetische Programm verändert 
werden soll, findet zunächst eine Mo-
dellierung am Computer statt. Eine per-
fektionierte Programmierung «in silico» 
macht viele experimentelle Schritte der Programmierung 
«in vitro», d. h. im Reagenzglas oder allgemeiner im La-
bor, überflüssig. Trotzdem ist daran festzuhalten, dass die 
Ressource, um die es geht, objektiv gegeben ist. 
Je grösser der Anteil an Synthese und artifi-
ziellem Design wird, desto mehr rückt die genutzte Res-
source in die Nähe der Chemie. Das Leben, wie immer 
es definiert wird, ob als Stoffwechsel-, Wachstums- oder 
Reproduktionsfähigkeit, erscheint dann lediglich als 
eine Eigenschaft bestimmter Kombinationen chemischer 
Moleküle (Church 2012). Dem steht die «vitalistische» 
Vorstellung gegenüber, dass das Leben eine originäre 
Kraft ist, die sich in der Evolution zu grossem Reich-
tum entfaltet hat (Schelling 1799, 80; 
Bergson 1941, 85, 103, 232). Obwohl 
die mechanistische Sicht in der Natur-
wissenschaft vorherrscht (Töpfer 2014), 
gibt es Fragen, auf die diese noch kei-
ne überzeugende Antwort hat: Woher 
kommt das Leben, das die chemischen 
Moleküle enthalten soll? Kann Leben 
chemisch-mechanisch erzeugt werden? 
Selbst wenn dies gelänge: Könnte das 
schwache Flackern partieller lebensähnlicher Funktio-
nen, das allenfalls erreichbar ist, an die geordnete Viel-
falt, an «life’s grandeur» (Gould 1997), heranreichen, 
welche die Evolution geschaffen hat?
Wir verstehen aus diesen Gründen das gene-
tische Programm so, dass es, auch wenn es künstlich 
hergestellt wird, im Ursprung naturgegebenes Leben 
enthält, welches es selbst nicht erschaffen kann. 
7) Selbstverständlich 
kann auch die  
objektive Existenz 
nur gedacht werden, 
aber der Denkinhalt 
ist doch verschieden, 
je nachdem ob  
eine Materie oder 
ein geistiges Konst-
rukt vorgestellt 
wird. Diesen Unter-
schied zu machen, 
hat sich pragmatisch 
als nützlich erwie-
sen. Vgl. das Konzept 
der «Objektivität  
mit Klammern»  
des Konstrukti - 
visten Maturana 
(2000: 226 ff.).
Genetische Programme 
sind als real vorhan-
dene Materie und deren 
Wirkpotential zu  
verstehen, nicht bloss 
als Wissen des  
Menschen über dieses 
Potential.
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5.3 Territorialität der genetischen Programme
Die genetischen Programme sind in Organismen, d. h. in 
Mikroorganismen, Pflanzen und Tieren enthalten, seien 
sie natürlich vorhanden oder künstlich verändert. Dane-
ben befinden sie sich in Zellkulturen oder existieren als 
verselbständigte subzelluläre Einheiten. Als Organismen 
werden sie in der Umwelt (in situ) oder in künstlicher 
Umgebung (ex situ) vom botanischen Garten bis zum La-
bor gehalten. Zellkulturen sind dagegen ganz auf Labor-
haltung (in vitro) angewiesen. 
Der Ort, an dem sich ein genetisches Programm 
befindet, kann geographisch und nach staatlichen Gren-
zen bestimmt werden. Das genetische Programm kann 
auch exportiert und importiert werden. 
Damit ist die Frage aufgeworfen, in wel-
chem Umfang in einem gegebenen Staat 
– wie in der Schweiz – genetische Pro-
gramme aus internen Quellen genutzt 
werden, inwieweit sie importiert wer-
den, inwieweit sie exportiert werden, 
und inwieweit sie unter schweizeri-
scher Steuerung im Ausland produziert 
und vermarktet werden, und dies alles 
jeweils in natürlicher oder veränderter 
Gestalt.
Die Schweiz nutzt intern vorhandene genetische 
Programme im Bereich der Züchtung und der geneti-
schen Veränderung von Saatgut, Nutztieren und Mik-
roorganismen. Ihre F&E-Einrichtungen stehen dabei 
im Austausch mit ausländischen Einrichtungen. Für 
eine begrenzte Anzahl von Nutzpflanzenarten wird 
Pflanzen material im Rahmen des sogenannten Mul-
tilateralen Systems des International Treaty of Plant 
Genetic Resources for Food and Agriculture (ITGRFA) 
(Kamau 2013) ausgetauscht. Für weitere Pflanzenar-
ten, für Tierarten und für Mikroorganismen gibt es 
Tauschpraktiken im Rahmen einer Vielfalt informeller 
transnationaler Netzwerke (Chiarolla/Louafi/Schloen 
2013; Biber-Klemm/Temmermann 2011). Die Schweiz 
besitzt auch – «ex situ» – eigene Sammlungen von Pflan-
zen, Tieren und Mikroorganismen. In Zukunft werden 
vermutlich Sammlungen von Bioparts und rekombinier-
ten, d. h. genetisch neu zusammengesetzten Zellen und 
Organismen hinzukommen. Solche Sammlungen stellen 
eine Infrastruktur und «Bank» für die Erhaltung einer 
Nutzungsvielfalt dar. Sie verursachen aber auch Kosten 
und müssen deshalb hinsichtlich ihrer Zwecke rechtfer-
tigungsfähig sein. 
Soweit es die Gentechnik angeht, werden interne 
Freisetzungsversuche mit gentechnisch 
verändertem Saatgut wegen öffentlicher 
Proteste nur sehr zögerlich zugelas-
sen.8 Kommerzieller Anbau ist in Folge 
des von den Eidgenössischen Räten 
beschlossenen, bis 2017 verlängerten 
Moratoriums zur Zeit gar nicht geneh-
migungsfähig. Die auf diesem Gebiet 
aktiven Schweizer F&E-Einrichtungen 
führen Freisetzungsversuche jedoch 
im Ausland durch. Sie haben dort auch 
Genehmigungen für 
das Inverkehrbringen von gentech-
nisch verändertem Saatgut und von 
gentechnisch veränderten Lebens- und 
Futtermitteln erwirkt. Zum Beispiel 
besitzt Syngenta EU-Zulassungen für 
acht gentechnisch modifizierte Mais-
sorten.9 Von der Schweiz aus wird also 
zwar das Inverkehrbringen von gentechnisch veränder-
ten Produkten im Ausland veranlasst und gesteuert, es 
werden solche Produkte auf dem eigenen Markt jedoch 
nicht oder nur zögerlich zugelassen. 
Wir regen an, dass die auf genetische Programme bezogenen internen und grenz - 
überschreitenden Sammlungen, Austauschnetzwerke und Forschungs- und Ent-
wicklungsaktivitäten der Schweiz in einer eigenen Studie erfasst und unter Leis-
tungs- und Kostenaspekten bewertet werden.
8) Bisher sind vier 
Freisetzungsver-
suche genehmigt 
worden, nämlich in 
den Jahren 1991 und 
1992 Versuche der 
Forschungsanstalt 
Changins (heute 
Agroscope Changins- 
Wädenswil, ACW) 
mit virusresistenten 
Kartoffeln, im Jahre 
2004 Versuche der 
ETH Zürich mit 
stinkbrandresisten-
tem Weizen und 
2013 Versuche der 
Universität Zürich 
mit mehltauresisten-
tem Weizen.
9) EU Register of 
Authorized GMOs, 
zugänglich unter 
http://ec.europa.eu/
food/dyna/gm_ 
register/index_ 
en.cfm
Der Ort, an dem sich 
ein genetisches  
Programm befindet, 
kann geographisch und 
nach staatlichen  
Grenzen bestimmt  
werden. Das genetische 
Programm kann  
auch exportiert und 
importiert werden.
Sammlungen von  
Organismen stellen 
eine Infrastruktur  
und «Bank» für  
die Erhaltung einer 
Nutzungsvielfalt dar.
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6.1 Techniken
Utere, fruere, fungere – der Gebrauch einer Sache, die Zie-
hung von Früchten und die Verfügung über die Sache – 
sind die vom römischen bis zum heutigen Zivilrecht typi-
schen Nutzungen von toten und lebenden Ressourcen im 
Eigentum einer Person: die Kuh wird als Zugtier oder als 
Fleisch gebraucht, als Milchspenderin bringt sie Früchte, 
und als Wertgegenstand kann sie erworben und veräu-
ssert werden. Seit Langem schliesst der Gebrauch auch 
die Veränderung eines Gegenstandes ein, der damit ei-
nen grösseren Ertrag erbringen soll. Diese Veränderung 
ist durch drei neuere Techniken radikalisiert worden, 
nämlich durch gezielte Züchtung, durch Gentechnik 
und durch Synthetische Biologie. Diese sollen hier unter 
dem Begriff «Biotechnologie» zusammengefasst werden.
Die Tier- und Pflanzenzüchtung besteht traditio-
nell darin, aus den unterschiedlichen Abkömmlingen 
der Eltern die besten auszusuchen und zu vermehren. 
Dadurch werden natürlich auftretende Mutationen ge-
nutzt. Längst sind jedoch artifiziellere und gezieltere 
Methoden entwickelt worden, die – ohne Gentechnik 
im Sinne des Gentechnikgesetzes zu sein – eine ähn-
liche Eingriffstiefe wie diese erreichen. Dadurch sind 
Verbesserungen der Leistungsfähigkeit schneller und si-
cherer erreichbar. Es steigen dabei aber auch die Risiken 
von Schäden, z. B. hinsichtlich Tierschutz, Gesundheit 
von Verbrauchern und Umwelt. 
Die Eingriffstiefe moderner Züchtungsverfahren stellt die Grenzziehung zwischen 
Züchtung und Gentechnik in Frage. Wir empfehlen deshalb, die Grenzziehung zwi-
schen Gentechnik im rechtlich definierten Sinn und modernen Züchtungsverfah-
ren neu zu überdenken. 
Die inzwischen klassische Gentechnik ist rechtlich 
definiert als Veränderung des genetischen Materials 
von Organismen in einer Weise, die unter natürlichen 
Bedingungen durch Kreuzung oder natürliche Rekom-
bination nicht vorkommt.11 Dies geschieht in der Regel 
dadurch, dass bestimmte Gene, die ein Programm für 
eine erwünschte Eigenschaft enthalten (d. h. diese «co-
dieren»), aus einem Elternorganismus isoliert und in ei-
nen Wirtsorganismus eingebracht werden. Als Beispiel 
gelte das Insulin codierende Gen, das aus Schweinen in 
ein Bakterium eingebracht wird, welches daraufhin In-
sulin herstellt.
Die Synthetische Biologie radikalisiert diese 
Technik bis zur vollen Ausräumung einer Zelle und 
zum Ersatz des Zellinhalts durch Gene aus anderen Or-
ganismen oder aus neuem Design. Noch weitergehend 
arbeitet die Xenobiologie daran, die vier Nukleotide 
(nämlich die Basen Adenin, Thymin, Guanin und 
Cytosin), welche die ausschliesslichen Bausteine aller 
bisher bekannten Genome sind, durch andere Basen 
zu ersetzen. Charakteristisch für die Synthetische Bio-
logie sind die Modularisierung und das mechanistische 
Denken: Die hoch komplexen genetischen Programme 
werden in Module, die bestimmte Eigenschaften codie-
ren, zerlegt. Die Zelle wird zu einer minimalen lebens-
fähigen Einheit reduziert oder als solche (als sog. Proto-
zelle) synthetisiert. Die Module werden anschliessend 
in diese als «Chassis» dienende Minimalzelle eingebaut. 
Daraus entsteht ein neuer Organismus mit – dem An-
spruch nach – genau bestimmten Funktionen und Le-
bensbedingungen, der Nutzen, aber auch Risiken mit 
sich bringen kann.
Die Synthetische Biologie radikalisiert die Umgestaltung vorhandener Organis-
men, was die Frage nach der Abgrenzung zur Gentechnik aufwirft. Wir regen 
deshalb an, auch für die Synthetische Biologie die Grenzziehung zur Gentechnik 
zu überdenken. 
10) Ohne sie im 
Einzelnen zu erläu-
tern, seien nur ihre 
Bezeichnungen wie- 
dergegeben: Agro-
infiltration, Cisgene-
se, Intra genese, 
Oligonukleotid-diri-
gierte Mutagenese, 
Pfropfen, RNA-diri-
gierte DNA-Methy-
lierung, Reverse 
Breeding und Zink- 
finger-Nukleasen- 
Technik. Vgl. Vogel 
(2012), S. 98. 
11) Art. 5 Abs. 2 
Gentechnikgesetz.
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Züchtung
Gentechnologie
Synthetische Biologie
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6.2 Prozesse der Forschung und Entwicklung
Der Prozess der In-Wert-Setzung der genetischen Pro-
gramme unter Einsatz biotechnologischer Methoden 
setzt zunächst die Kenntnis (Taxonomie) des Wirtes eines 
genetischen Programms und von dessen Lebensbedin-
gungen voraus. Er setzt sich fort mit der Aufschlüsselung 
des Genoms in die einzelnen genetischen Program-
me (Sequenzierung), geht über zur Manipulation des 
Programms und resultiert in modifizierten Organismen, 
die bestimmte erwünschte Produkte oder Prozesse 
(Derivate) herstellen. 
6.3 Nutzungsrichtungen
Die Richtungen, in welche die In-Wert-Setzung der gene-
tischen Programme verläuft, lassen sich am besten durch 
die Einteilung in verschiedene Arten von Biotechnologie 
strukturieren. Vier Bereiche werden meist unterschie-
den: Die grüne Biotechnologie beschäftigt sich mit der 
Landwirtschaft (z. B. Saatgut, Tierzucht), die rote mit Me-
dizin und Pharmazie, die weisse mit der industriellen 
Herstellung unterschiedlichster Produkte wie Lebensmit-
tel, Chemikalien (z. B. Aceton, Butanol), Medikamente 
(z. B. Aspirin), Kraftstoffe (z. B. Bioethanol), Vitamine, 
Aminosäuren und viele mehr, und die blaue mit mari-
nen Organismen (z. B. transgene Fische, hitzestabile En-
zyme für Waschmittel). 
Vom erzeugten Produkt her strukturiert sind für 
die Schweiz interessant: Agrarprodukte (einschliesslich 
Forstprodukte und Fisch), Energie, Umweltmanage-
ment (z. B. Pflanzenschutz durch Mikroorganismen), 
Abfallbehandlung (z. B. die Behandlung kontaminierter 
Böden), medizinische und pharmazeutische Anwen-
dungen (z. B. Diagnostik, Medikamente), Kosmetika. 
Speziell in der Synthetischen Biologie zu erwarten sind 
Anwendungen in der elektronischen 
Datenverarbeitung (Biochips), aber 
auch Nutzungen zu künstlerischen 
Zwecken (sich selbst organisierende 
und wachsende Bilder und Skulpturen) 
und Anwendungen als Gegenstand 
von Experimentierfreude und Hobby.12 
Nicht zu vernachlässigen ist auch, dass 
mit der zunehmenden Technisierung 
der Synthetischen Biologie ein neuer Industriezweig 
entsteht, der durch die Sequenzierung von Genomen 
und die Synthetisierung von DNA dem F&E-Prozess 
zuarbeitet. 
Wir empfehlen, näher zu untersuchen, ob die Entwicklungslinien der Biotechno-
logie in der Schweiz die besten Möglichkeiten für Erkenntnisse und Nutzungen 
repräsentieren, oder ob andere Linien entwickelt werden sollten.
12) Zu den  
Entwicklungen der 
Synthetischen  
Biologie in der  
Garagenkultur in 
den USA vgl. Church 
(2012), 189 ff.
Speziell in der  
Synthetischen Biologie 
zu erwarten sind  
auch Anwendungen  
in der elektronischen 
Datenverarbeitung 
(Biochips).
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6.4 Öffentliche und private Nutzungssphären
Mit dem Begriff der Nutzungssphären soll erfasst wer-
den, ob die Nutzung der genetischen Programme eher im 
privaten oder im öffentlichen Bereich stattfindet. In der 
Forschung sind in der Schweiz wie auch 
in den meisten anderen Staaten vor allem 
öffentliche Einrichtungen tätig, nament-
lich insoweit, als Grundlagen forschung 
zum Verständnis der Lebewesen und des 
Lebens betrieben wird. Öffentliche Ein-
richtungen gehen aber mehr und mehr 
dazu über, auch genetische Manipula-
tionen vorzunehmen und Produkte zu 
entwickeln. Umgekehrt konzentrieren 
sich kommerzielle private Einrichtungen 
traditionell auf anwendungsorientier-
te Entwicklungstätigkeiten. Sie betrei-
ben jedoch durchaus auch Grundlagen-
forschung, insbesondere, soweit es sich 
um wirtschaftlich verwertbare geneti-
sche Programme handelt. 
Neben der institutionellen Dimension (privat/ 
öffentlich) und der inhaltlichen Dimension (Grundlagen/ 
Anwendung) von F&E ist bedeutsam, ob die F&E-Ergeb-
nisse durch die Begründung von geistigem und sachli-
chem Eigentum privatisiert oder der public domain13 zur 
Verfügung gestellt werden. Öffentliche Einrichtungen 
wie Universitäten, die traditionell für die public domain 
arbeiten, suchen immer häufiger Schutz durch geistige 
Eigentumsrechte, um Erträge aus ihren F&E-Ergebnissen 
zu erzielen. Solcher Art Privatisierungen stehen in ei-
nem Spannungsverhältnis zu einem Trend in Richtung 
einer Stärkung der public domain, in-
dem Forschungsergebnisse zu geringen 
Kosten allgemein zugänglich gemacht 
werden. Das geschieht zunehmend in 
elektronischer Form, insbesondere in 
Datenbanken. Diese lassen sich struk-
turieren in Datenbanken, die sich auf 
die genetische Ebene beziehen (wie 
GenBank für Gene und UniProtKB 
sowie SwissProt für Proteine), und sol-
che, welche die organismische und die 
ökosystemare Ebene erfassen (wie die 
Global Biodiversity Information Facility 
GBIF) (Fedder 2013; Winter 2013). Für 
die Synthetische Biologie kommen Ma-
terial- und Datenbanken für bioparts 
hinzu (Baldwin 2012). An der Pflege 
der public domain sind in grossem Umfang auch pri-
vate Einrichtungen beteiligt, jedenfalls soweit es um 
Grund lagenwissen geht, das für sie nicht unmittelbar 
kommerzialisierbar ist. Wegen dieser Funktionen-
mischung ist ein klarer Unterschied zwischen öffentlich 
und privat finanzierter F&E kaum noch erkennbar. Dies 
muss neu überdacht werden und Konsequenzen für die 
Förderungs programme der öffentlichen Hand haben. 
Als Grundlage für politische Diskussionen und Entscheide empfehlen, wir ge-
nauer zu erheben, inwieweit der F&E-Prozess von genetischen Programmen auf 
Privatisierung zielt oder ob er seine Ergebnisse der public domain zur Verfügung 
stellt.
 
13) Unter public 
domain versteht  
man einen Wissens-
bestand, der für  
jede Person unbe-
schränkt zugänglich 
ist und weiterent-
wickelt werden darf. 
Die public domain 
kann sich auch auf 
Material oder Pro-
dukte beziehen, die 
von jeder Person  
frei oder nur gegen 
Verwaltungsgebüh-
ren genutzt werden 
dürfen.
Öffentliche Einrich-
tungen wie Univer-
sitäten, die traditionell  
für die public domain 
arbeiten, suchen  
immer häufiger Schutz  
durch geistige Eigen-
tumsrechte, um Erträge 
aus Forschungser-
gebnissen zu erzielen. 
Priva ti sierungen solcher 
Art widersprechen  
dem Trend in Richtung 
einer Stärkung der  
public domain.
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Souveränitäts- und Eigentumsrechte
7.1 Allgemeines
Eigentumsrechte sind von Regulierun-
gen der Eigentumsnutzung zu unter-
scheiden. Das Eigentum weist eine Res-
source grundsätzlich der Disposition 
eines Inhabers zu. Dieser kann andere 
Personen von der Nutzung ausschliessen 
und sich gegen staatliche Interventionen 
wehren. Die Nutzung kann zwar regu-
lativ beschränkt werden, doch steht dies 
unter dem Vorbehalt der Verhältnismäs-
sigkeit und – bei Wegnahme des Eigen-
tums – der Entschädigung. Wegen der Bedeutung dieser 
grundsätzlichen Zuweisung muss die Eigentumsfrage 
auch für das genetische Programm aufgeworfen werden. 
Die Eigentumsfrage kehrt auf internationaler 
Ebene als Frage nach den souveränen Rechten eines Staa-
tes wieder. Diese konstituieren die grundsätzliche Dis-
position eines Staates im Verhältnis zu anderen Staaten. 
Er kann andere Staaten von der Nutzung ausschliessen. 
Souveränitäts- und Eigentumsrechte stehen im 
Kontext des Grundsatzkonflikts zwischen Privatheit 
und Gemeinschaftlichkeit. Dieser Konflikt besteht bei 
den genetischen Programmen in Be-
zug auf alle Erscheinungsformen, in 
denen die Programme im Prozess der 
In-Wert-Setzung gefasst werden, näm-
lich als Bestandteil eines Wirtsorganis-
mus, als Information, die dank F&E aus 
ihnen resultiert, und als verändertes 
Programm in einem Organismus, der 
unter Umständen vermarktet wird. Die 
Aneignung bzw. Gemeinschaftlichkeit 
erscheint auf der internationalen Ebene 
als Souveränität bzw. Gemeingut (common good) und 
auf der innerstaatlichen Ebene als Privateigentum oder 
Gemeineigentum. Die Staaten diver-
gieren hinsichtlich der Frage, ob sie 
nach aussen und/oder innen Aneig-
nung oder Gemeinschaftlichkeit prak-
tizieren (Übersicht 1).
Die Gestaltungsvarianten sol-
len im Hinblick auf die drei Etappen 
der In-Wert-Setzung in den nächsten 
Kapiteln näher beleuchtet werden.
7
Internationale Ebene
Souveränität des  
Staates oder Gemeingut?
Prozess der 
In-Wert-Setzung
Etappe 1:  
Organismus mit  
ursprünglichem  
genetischem  
Programm
Etappe 2:  
Informationen 
 aus Forschung &  
Entwicklung
Etappe 3:  
Organismus  
mit verändertem  
genetischem  
Programm
Innerstaatliche Ebene Privateigentum oder 
Gemeineigentum?
Übersicht 1: Souveränitäts- und Eigentumsrechte im Prozess der In-Wert-Setzung von genetischen Programmen. 
Die Etappen 1 bis 3 werden in den folgenden Kapiteln genauer beschrieben.
Die Staaten unter-
scheiden sich hinsicht-
lich der Frage,  
ob sie nach aussen  
und/oder nach innen 
Aneignung oder 
Gemeinschaft lichkeit 
praktizieren. 
Der Eigentümer kann 
andere Personen  
von der Nutzung  
ausschliessen. So auch 
ein Staat, der  
Souveränität über  
eine Sache besitzt:  
Er kann andere Staaten 
von der Nutzung aus- 
 schliessen.
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7.2 Eigentumsrechte am ursprünglichen genetischen Programm 
Auf internationaler Ebene folgt aus der Gebietshoheit 
eines Staates zunächst, dass sich seine Souveränität auf die-
jenigen Pflanzen, Tiere und Mikroorganismen erstreckt, 
die sich auf seinem Territorium oder in seinem Küsten-
meer, in seiner ausschliesslichen Wirt-
schaftszone und auf seinem Festland-
sockel befinden (Übersicht 1, Etappe 1). 
Während damit traditionell die Phänoty-
pen gemeint waren und sind, war lange 
Zeit umstritten, ob die genetische Aus-
stattung der Organismen ebenfalls dem 
Staat zugeordnet ist oder ob sie als Ge-
meingut der Menschheit allen Staaten 
zustehen sollte. Für die letzte Auffas-
sung spricht die Tatsache, dass die ge-
netische Ausstattung der Arten grenz-
überschreitend die gleiche ist und auf 
Individuenebene lokal nur geringfügig 
und jedenfalls nicht nach politischen 
Grenzen variiert; auch gibt es viele Gene, die für Grund-
funktionen von Organismen kodieren und deshalb den 
sonst unterschiedlichsten Arten gemeinsam sind. Die 
Entwicklungsländer setzten sich jedoch mit der erstge-
nannten Auffassung durch, so dass 1992 in der CBD das 
Prinzip der souveränen Rechte der Staaten an «ihren» 
genetischen Ressourcen festgelegt wurde.14
Die erste Frage ist in der Schweiz nicht ab-
schliessend entschieden. Das Sacheigentum an der 
Pflanze gehört zwar eindeutig dem sie kultivierenden 
Landwirt, und damit auch das Sacheigentum am ge-
netischen Material. Aber das genetische Potential, das 
in der Pflanze steckt, steht in niemandes Eigentum 
und ist deshalb «herrenlos». 
Die zweite Frage ist in der 
Schweiz bisher noch so entschieden, 
dass Nichteigentümer und inbesondere 
auch ausländische Nutzer auf die in der 
Schweiz sich befindenden genetischen 
Ressourcen frei zugreifen und sie frei er-
forschen und weiterentwickeln können. 
Sie müssen allerdings das Sacheigen-
tum an der Pflanze oder an dem Tier, in 
dem sich das Genom befindet, beachten 
und für die Entnahme die Zustimmung 
des Eigentümers einholen, ausser die 
Entnahme fällt unter den Gemein-
gebrauch. Auch sind selbstverständlich 
umweltrechtliche Bestimmungen, etwa 
solche des Schutzes seltener Pflanzen 
und Tiere, sowie Jagdregelungen ein-
zuhalten. In ihrer Rolle als Staat, der 
genetische Ressourcen zur Verfügung 
stellt (sog. «Provider State» – Liefer-
staat in der Terminologie des Nagoya 
Protokolls) hat die Schweiz also ihre 
souveränen Rechte bisher so ausgeübt, 
dass der Zugang zu den genetischen 
Ressourcen frei ist. 
14) Art. 15 (1) CBD.
Es war lange Zeit  
umstritten, ob die  
genetische Ausstattung 
der Organismen einem 
Staat zugeordnet ist 
oder ob sie als Gemein-
gut der Menschheit 
allen Staaten zustehen 
sollte. Heute gilt  
ersteres, die Staaten 
haben souveräne  
Rechte an ihren geneti-
schen Ressourcen.
Nichteigentümer  
und ausländische  
Nutzer dürfen bis anhin 
auf die in der Schweiz 
sich befindenden  
genetischen Ressourcen 
frei zugreifen und  
sie frei erforschen und 
weiterentwickeln.
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7.3 Eigentumsrechte an Information aus genetischer Forschung und 
Entwicklung
Auch hinsichtlich der F&E-Informati-
onen stellt sich die Frage nach Eigen-
tumsrechten privater oder kollektiver 
Ausrichtung (Übersicht 1,  Etappe 2). Zu 
unterscheiden ist zwischen Patent- und 
Urheberrecht. 
a) Patentrecht: Informationen über 
Gensequenzen, also DNA-Ketten, die 
das genetische Programm enthalten, 
können patentiert werden. Während 
dies früher für Sequenzen als solche propagiert und 
dies teilweise auch praktiziert wurde, gilt heute allge-
mein als Voraussetzung, dass die Funktion, für die die 
Sequenz codiert, beschrieben ist.15 Desgleichen sind für 
Mikroorganismen, die taxonomisch bestimmt sind, Pa-
tente zulässig.16
Problematisch hieran ist, dass es sich 
um Entdeckungen von Naturphänome-
nen, nicht um Erfindungen handelt.17 
Auch in anderen Bereichen gibt es kei-
ne Ausschlussrechte für Entdeckungen, 
so z. B. die Entdeckung einer chemi-
schen Verbindung, eines Sterns, einer 
mathematischen Formel, etc. Man kann 
geradezu von einem Verstoss gegen den 
Gleichheitsgrundsatz sprechen, der mit 
diesem Privileg verbunden ist. Zudem 
führen Patentrechte an Entdeckungen 
nach verbreiteter Auffassung dazu, dass 
der allgemeine F&E-Prozess behindert 
wird (Rimmer 2008). Man kann dage-
gen kaum einwenden, dass ohne Paten-
tierungsmöglichkeit Investitionen in 
entsprechende Forschungen ausbleiben würden. Denn 
die Grundlagenforschung, um die es hier geht, wird oh-
nehin weitgehend von öffentlich finanzierter Forschung 
getragen – oder sie würde von dieser getragen, wenn sie 
von privater Seite wegen Wegfalls der Patentierbarkeit 
nicht mehr betrieben würde. 
Die ungehemmte Patentierung von entdeckten 
Genfunktionen treibt darüber hinaus die Tendenz zur 
Veränderung der genetischen Programme weiter an. 
Diese Tendenz ist in sich problematisch, weil sie aus dem 
Blick geraten lässt, dass Organismen und ihre Lebens-
welten Systeme sind, die nur ganzheitlich verstanden 
und entwickelt werden können.
Wir sind der Ansicht, dass Entdeckungen an genetischen Programmen als Beitrag 
zum gemeinsamen Wissensbestand der Gesellschaft gewertet werden sollen. Wir 
empfehlen deshalb, dass die Schweiz im Rahmen internationaler Verhandlungen 
gegen eine Patentierbarkeit von Entdeckungen votiert. Patente sollen erst für 
späte Phasen der In-Wert-Setzung genetischer Programme zulässig sein.
15) Art. 1b Abs. 2 
und Art. 8c Patent-
gesetz (Bundesgesetz 
vom 25.6.1954  
über die Erfindungs - 
patente).
16) Art. 2 Abs. lit. b 
Patentgesetz.
17) Nach dem  
Patentrecht der USA 
sind Naturphänome-
ne von der Patentie-
rung ausgeschlossen, 
vgl. 35 U.S.C. § 101 
in der Interpretation 
des Supreme Court. 
Vgl. die besonders 
klare Abgrenzung 
im Urteil Asso- 
ciation for Molecular 
Pathology, et al. v. 
Myriad Genetics, 
Inc. 569 U.S. (2013) 
und US Patent and 
Trade Mark Office 
(2014).
Informationen über 
Gensequenzen,  
also DNA-Ketten, die  
das genetische Pro-
gramm enthalten,  
können patentiert wer-
den, sofern die  
Funktion der Sequenz 
beschrieben ist. 
Patentrechte an Ent-
deckungen führen nach 
verbreiteter Auffassung 
dazu, dass der  
all gemeine F&E-Prozess 
behindert wird.
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b) Urheberrecht: Auf der Ebene der In-
formationen über genetische Program-
me ist neben dem Patentrecht das Urhe-
berrecht zu beachten. Während, grob 
sagt, das Patentrecht den Inhalt einer 
Information, insbesondere dessen ge-
werbliche Verwertbarkeit, betrifft, be-
zieht sich das Urheberrecht auf die Form 
der Information, und insbeson dere auf 
deren Verwertbarkeit durch Veröffent-
lichung. Auch das urheberrechtliche 
private Eigentumsrecht steht in Span-
nung zu einem Gegenpol der Kollektivität oder der public 
domain. Der Urheber kann auf sein geistiges Eigentum 
verzichten und seine Information der 
Allgemeinheit frei zugänglich machen, 
wie z. B. in open access-Datenbanken. 
Hierfür gibt es verschiedene Muster wie 
z. B. die «Creative Commons Licence».18 
Solche Freigabe ist im Interesse der Kre-
ativität der F&E-Prozesse auf den ersten 
Blick wünschenswert. Zu beachten ist 
allerdings, dass die Publikationsorgane 
überlebensfähig bleiben müssen, weil 
(und soweit) sie die Qualität der Informa-
tion sichern, für Archivierung sorgen, die 
Informationen systematisieren, den Zugang erleichtern 
etc., und sich auf irgendeine Art finanzieren müssen.
Wir empfehlen, dass Ergebnisse der Grundlagenforschung an genetischen Pro-
grammen möglichst weitgehend in die public domain gestellt werden. Dabei soll 
gesichert sein, dass die Kosten für die dauerhafte neutrale Aufbewahrung und 
die Verfügbarkeit der Informationen abgegolten werden. 
18) http://creative 
commons.org/
licenses/by/2.5/au/
legalcode
Während das Patent-
recht den Inhalt einer 
Information, insbe-
sondere seine gewerbli-
che Verwertbarkeit,  
betrifft, bezieht  
sich das Urheberrecht 
auf die Form der  
Information und deren 
Verwert barkeit  
durch Veröffentlichung.
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7.4 Eigentum an genetisch veränderten Organismen
Soweit Organismen durch Züchtung oder Gentechnik 
verändert worden sind, können geistige Eigentumsrech-
te an ihnen begründet werden. Für Saatgut gibt es das 
Sorten schutzrecht, für modifizierte Mikroorganismen 
das Patentrecht. Tierrassen und Pflanzensorten unterlie-
gen keinem Patentschutz.19 Patentierbar sind weiterhin 
auch suborganismische Einheiten wie modifizierte Zellen 
und modifizierte Gensequenzen. 
Das Sortenschutzrecht gewährt ein geringe-
res Niveau von Ausschlussrechten als das Patentrecht. 
Es erlaubt die Weiterzüchtung (Züch-
terprivileg) und den Anbau von Ver-
mehrungsmaterial für eigene Zwecke 
(Landwirteprivileg).20 Die Schweiz hat 
die Klausel im Abkommen über Sor-
tenschutz des Internationalen Verbands 
zum Schutz von Pflanzen züchtungen 
(UPOV-Abkommen), nach der für die 
Vermehrung für eigene Zwecke eine 
Abgabe an den Sortenschutz inhaber 
eingeführt werden kann21, nicht umge-
setzt. Dass Landwirte von der Vermehrungsabgabe be-
freit sind, ist im Interesse der Förderung der bäuerlichen 
Landwirtschaft zu begrüssen. Wir regen an, zu unter-
suchen, wie sich diese Regelung in der Praxis auswirkt.
Mehr und mehr wird das Sortenschutzrecht je-
doch durch das Patentrecht überlagert. Vier Einfallstore 
sind prominent:
1. In immer grösserem Umfang werden Gensequenzen 
mit bestimmten Eigenschaften (Traits) in die Pflan ze 
eingebracht. Sind sie patentiert, wirkt sich das Patent 
auf die Nutzung der Pflanze aus.22
2. Verändert das eingebrachte Gen die Pflanze sig-
nifikant, wird diese zu einem Erzeugnis, das mit 
Hilfe mikrobiologischer Verfahren gewonnen ist. Die 
Pflanze ist deshalb als solche patentierbar.23
3. Erfindungen, deren Gegenstand mehreren Pflanzen-
sorten eigen sind, sind als solche patentierbar.24
4. Die Ausnahme, dass «im Wesentlichen biologische 
Verfahren zur Züchtung von Pflanzen» einschliess-
lich ihrer Erzeugnisse nicht patentierbar sind, 
wird zunehmend in Frage gestellt. Es wird geltend 
gemacht, dass die traditionelle Züchtung, die im 
Hintergrund der genannten Ausnahme steht,25 von 
modernen, zielgenaueren Methoden 
abgelöst worden ist, die in ihrer techni-
schen Qualität kaum hinter den mikro-
biologischen Methoden zurückstehen.
Ähnlich verhält es sich mit der 
Tierzüchtung. Tierrassen haben an ders 
als Pflanzensorten mit ihrem Sorten-
schutz keinen Eigentumsschutz sui ge-
neris. Dies wird von manchen Tierzucht - 
unternehmen kritisiert. Trotzdem gibt 
es Entwicklungen in Richtung Patentie-
rung, und zwar durch die Ermöglichung von Patenten 
erstens auf ein spezifisches Tier, das keine Tierrasse dar-
stellt (z. B. die für Kanzerogenitätstest hergestellte Krebs-
maus). Zweitens durch die Möglichkeit von Patenten auf 
fremde Gensequenzen, die mittels mikrobiolo gischer 
Verfahren in das Tier eingebrachte 
werden. Drittens durch Patentmöglich-
keiten auf modifizierte oder entdeckte 
Gene, die mehreren Tier rassen gemein-
sam sind, und viertens auf modernere 
hochtechnische Züchtungsmethoden 
(Biber-Klemm/Temmer mann 2011). 
19) Art. 5 Sorten-
schutzgesetz  
(Bundesgesetz vom 
20.3.1975 über den 
Schutz von Pflanzen-
züchtungen);  
Art. 2 Abs. 2 lit. b 
Patentgesetz.
20) Art 6. lit. c und 
Art. 7 Sorten schutz- 
 gesetz.
21) Art. 14 Abs. 2 
UPOV-Überein-
kommen. Vgl.  
Lochen (2007) S. 77. 
22) Art. 8b 
Patentgesetz.
23) Art. 2 Abs. 2 lit. b 
Patentgesetz.
24) Art. 2 Abs. 2  
lit. b Patentgesetz.
25) Art. 2 Abs. 2  
lit. b Patentgesetz.
Für Saatgut gibt es  
das Sortenschutzrecht, 
für modifizierte  
Mikro organismen das 
Patentrecht. Tier - 
rassen und Pflanzen-
sorten unterliegen  
in der Schweiz keinem 
Patentschutz.
Verändert das einge-
brachte Gen die Pflanze 
signifikant, wird  
diese zu einem Erzeug-
nis, das mit Hilfe  
mikrobiologischer  
Verfahren gewonnen ist. 
Die Pflanze ist des - 
halb als solche paten - 
tierbar.
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Diese Entwicklungen zur zunehmenden 
Unterwerfung der Pflanzen- und Tier-
kultur unter das Patentrecht hat negati-
ve Folgen für die mittelständische Land-
wirtschaft, weil der Raum für eigene 
Züchtungen enger wird und die Kosten 
für Saatgut und Zuchttiere steigen. Da-
durch werden nicht nur Einkommens-
chancen verstellt, sondern es werden 
auch die Existenz und die Zucht von 
traditionellen und vielfältigen Landras-
sen gefährdet. Ein Landwirt, der eine 
sortengeschützte Pflanze weiterzüch-
ten will, darf dies zwar tun. Aber er benötigt für die 
Vermarktung die Zustimmung dessen, der ein Patent an 
einem «Trait» besitzt. Nur wenn er diesen «Trait» selbst 
herauszüchtet, ist er davon befreit. Ist die Pflanzensorte 
selbst patentiert, darf er in der Schweiz zwar ebenfalls 
weiterzüchten,26 doch gilt auch hier das Zustimmungs-
erfordernis bei Vermarktung, solange die Komponenten, 
derentwegen das Patent erteilt wur-
de, nicht herausgezüchtet sind. Hinzu 
kommt, dass die Modularisierung der 
«Traits» mit ihren unterschiedlichen Ei-
gentümern auch die industrielle Züch-
tung behindert, weil sie von immer 
mehr Zustimmungen anderer Akteure 
abhängig wird. Zwar hat man als Aus-
weg Patentpools geschaffen. Diese füh-
ren jedoch zu closed shops, die sich von 
Konkurrenten abschotten und oligopo-
lische Züge annehmen. Zudem ist die 
mittelständische Landwirtschaft von sol-
chen Patentpools weitgehend ausgeschlossen 
(Gelinsky 2013). Die Entwicklung zu einer immer grö-
sseren Inbesitznahme der lebenden Natur durch geisti-
ge Privateigentumsrechte trägt zu der fortschreitenden 
Industrialisierung der Landwirtschaft bei, mit all ihren 
problematischen sozialen und ökologischen Folgen. 
Wir empfehlen deshalb zu untersuchen, in welcher Weise die Patentierbarkeit im 
Pflanzen- und im Tierbereich eingeschränkt werden kann. 
Die Entwicklung zu  
einer immer grösseren 
Inbesitznahme der  
lebenden Natur durch 
geistige Privateigen-
tumsrechte trägt zu 
einer fortschreitenden 
Industrialisierung  
der Landwirtschaft bei, 
mit all ihren proble-
matischen sozialen und 
ökologischen Folgen.
26) Art. 9 Abs. 1  
lit. e Patentgesetz.
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Förderungsstrategien für Forschung  
und Entwicklung
Die Schweiz fördert F&E an genetischen Programmen 
durch projektbezogene Forschungsmittel und durch For-
schungsinfrastruktur. Daneben steht die industriebasier-
te Förderung. Gefördert werden in der einen oder ande-
ren Weise wohl sämtliche Nutzungslinien. Ein Überblick 
ist schwer zu erhalten. Angesichts der Dynamik der Ent-
wicklungen in der Biotechnologie besteht das Risiko, dass 
die Forschungsförderung und die Forscher modischen 
«hypes» folgen. Insbesondere wird die Synthetische Bio-
logie häufig in sehr spekulativer Weise als Lösung für 
viele Probleme angeboten (Schummer 
2011). Wichtig ist auch, ob mit der För-
derung der Erforschung neuer Biotech-
niken zugleich die Forschung über Ge-
sundheits- und Umweltauswirkungen 
sowie über die gesellschaftlich/kultu-
relle Wahrnehmung dieses Bereichs 
verbunden wird. Das Nationale Forschungsprogramm 59 
über Nutzen und Risiken der Freisetzung gentechnisch 
veränderter Pflanzen ist dafür ein positives Beispiel, das 
für moderne Züchtung und Synthetische Biologie wieder-
holt werden könnte. 
Um die Ausgewogenheit der Forschungsförde-
rung zu sichern, dürfte sich eine pluralistische Struktur 
der Entscheidungsbildung empfehlen. Als Beispiel mag 
der Landwirtschaftliche Forschungsrat dienen, der wie 
folgt geregelt ist:27
«(1) Der Bundesrat bestellt den ständigen Land-
wirtschaftlichen Forschungsrat. Er besteht aus höchs-
tens 15 Mitgliedern. Im Forschungsrat müssen die 
beteiligten Kreise, insbesondere die Produktion, die 
Konsumentinnen und Konsumenten und die Wissen-
schaft angemessen vertreten sein.
(2) Der Forschungsrat gibt dem Bundesamt Emp-
fehlungen zur landwirtschaftlichen Forschung, nament-
lich zu deren langfristiger Planung, ab.»
Nicht vorgeschrieben ist allerdings eine Reprä-
sentanz des Umweltschutzinteresses. Immerhin wird der 
Bund ermächtigt, Nutzpflanzen zu fördern, die «ökolo-
gisch hochwertig sind», und die Zucht von Nutztieren zu 
fördern, die «den natürlichen Verhältnissen des Landes 
angepasst sind».28
Zu den F&E-Aktivitäten selbst 
ist festzustellen, dass öffentliche For-
schungseinrichtungen bei der Aus-
wahl und der Durchführung von F&E 
sich traditionell selbst determinieren. 
Allerdings werden die unabhängigen 
F&E-Leistungen immer mehr durch 
staatliche oder durch private Interes-
sen in Dienst genommen. Wie bereits 
gesagt, werden sie zunehmend gedrängt, Forschungs-
ergebnisse zu patentieren. Diese Tendenz muss kritisch 
gesehen werden. 
Die Förderung von F&E in der Biotechnologie sollte den jeweiligen Nutzen kri-
tisch reflektieren und mit Forschungen über Nebenwirkungen auf Gesundheit 
und Umwelt verbunden werden. Wir empfehlen deshalb, dass die Auswahl von 
Förderungsprogrammen pluralistisch und unter Einbezug von Umweltinteressen 
erfolgen soll. Dabei sollte neben Programmforschung auch die Förderung frei 
initiierter Forschungsthemen Bedeutung behalten. Staatliche und private Priori-
täten dürfen bei Auswahl und Durchführung von F&E das Prinzip der Selbstde-
terminierung der Forschung nicht verdrängen. 
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27) Art. 117 
Landwirtschafts-
gesetz (Bundesgesetz 
vom 29.4.1998 über 
die Landwirtschaft).
28) Art. 140  
Abs. 1 lit. a und  
Art. 141 Abs. 1 lit. a 
Landwirtschafts-
gesetz.
Ein Überblick darüber, 
welche Nutzungslinien 
genetischer Programme 
gefördert werden,  
ist schwer zu gewinnen. Angesichts der Dynamik 
der Entwicklungen  
in der Biotechnologie 
besteht das Risiko,  
dass die Forschungs-
förderung und  
die Forscher modischen 
«hypes» folgen.
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Regulierung des gesellschaftlichen Nutzens
In einer Marktwirtschaft wird der Nutzen eines Produkts 
normalerweise durch das freie Spiel von Angebot und 
Nachfrage bestimmt. Der Staat schützt nur vor unlaute-
rem Wettbewerb, etwa durch Verbot irreführender Wer-
bung und durch Kennzeichnungsvorschriften, die den 
Verbraucher über die Produktqualität informieren. Für 
einige Produkte führt er jedoch eine Qualitätskontrol-
le ein. Dies ist der Fall, wenn das Produkt für ein be-
stimmtes öffentliches Interesse wichtig ist, wie z. B. die 
Arznei mittelqualität für die Gesundheit der Menschen 
oder die Qualität der Pflanzenschutzmittel für den Schutz 
der Pflanzen vor Schädlingen. 
Im Bereich der Nutzung genetischer Programme 
hat sich bis jetzt eine solche Qualitätskontrolle für Saat-
gut und für Nutztiere entwickelt. Sie dient dazu, die Ver-
sorgung der Landwirte mit hochwertigem Saatgut bzw. 
Tiergut und damit der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln sicher zu stellen (Garbe 
2012 Rdnr. 106). Die Qualitätskontrol-
le für Saatgut besteht aus einem drei-
stufigen Verfahren: der Zulassung ei-
ner Sorte und ihrer Aufnahme in den 
Sortenkatalog, der Anerkennung bzw. 
Zertifizierung von vermehrtem Saatgut 
der zugelassenen Sorte und der Empfeh-
lung bestimmter Sorten für den Anbau. 
Massstäbe für die Aufnahme in den 
Sorten katalog sind die Unterscheidbar-
keit, die Homogenität und die Bestän-
digkeit einer Sorte.29 Sie zielen auf eine 
Nut zenkontrolle, konzentrieren sich 
aber auf die gewerbliche Verwertbar-
keit der Sorte, nicht auf ihre inhaltliche 
Qualität.30 Einen zusätzlichen Akzent 
setzt das Erfordernis, dass die Sorte «im 
Vergleich zu den anderen Sorten eine 
Verbesserung der Anbau- oder Verwendungs eignung 
mit sich bringt».31 Um diese festzustellen, sind beson-
dere Anbautests durchzuführen.32 Die untersuchten 
Parameter sind Anbaueigenschaften (z. B. Standfestig-
keit, Reifezeit, Ertragsstabilität unter unterschiedlichen 
Wetterbedingungen), Verhalten gegenüber Schadorga-
nismen, Ertragsfähigkeit und Brauchbarkeit für unter-
schiedliche Verwendungen des Produkts (z. B. Protein-
gehalt, Backeigenschaften).33
Es ist schwer zu beurteilen, ob die genannten 
Kriterien vorwiegend auf eine Sicherung und Steige-
rung der Erträge sowie eine möglichst effektive Bedie-
nung der Verbrauchserwartungen hinwirken, oder ob 
auch ökologische Gesichtspunkte einfliessen. Letzteres 
wäre insbesondere die Fähigkeit der Sorte, gute Erträ-
ge auch unter Bedingungen minimierten Einsatzes von 
Pflanzenschutzmitteln, Wachstumsbeschleunigern und 
Kunstdüngern zu erbringen. Für die Berücksichtigung 
ökologischer Gesichtspunkte spricht, dass die Prüfung 
der Anbau- und Verwendungseignung in der Schweiz un-
ter Bedingungen extensiver Landwirtschaft, d. h. ohne 
Fungizideinsatz und ohne Einsatz von 
Halmverkürzern erfolgt. Dies bedeutet, 
dass das Saatgut in integrierter Land-
wirtschaft unter optimiertem Einsatz 
von Pflanzenschutz- und Dünge mitteln 
benutzt werden kann. Die früher prak-
tizierte zusätzliche Prüfung unter Be-
dingungen biologischer Landwirtschaft 
(ohne Einsatz von Herbiziden und Han-
delsstickstoffdünger) ist allerdings ent-
fallen. Dies nachdem die Auswertung 
mehrjähriger Sortenprüfungsergebnisse 
gezeigt hatte, dass in der Reihenfolge 
der Sorten keine gesicherten Unter-
schiede zwischen dem extensiven und 
dem biologischen Versuchsnetz zu ver-
zeichnen waren.34 Zu beachten ist aber, 
dass neben der Prüfung unter extensi-
ven Bedingungen teilweise auch eine 
Prüfung unter intensiven Bedingungen, 
d. h. unter Einsatz von Fungiziden und Wachstumsregu-
latoren, durchgeführt wird und dass die abschliessende 
Bewertung bei der Sorten empfehlung beide Ergebnisse 
kombiniert.35
Wir empfehlen deshalb, dass die agrarökologischen Auswirkungen der schwei-
zerischen Sortenprüfung genauer untersucht werden. Dies soll möglichst im 
Vergleich zu ausgewählten EU-Staaten erfolgen. 
Es könnte nämlich sein, dass die Schweiz trotz mög-
licher Mängel im Vergleich ein ökologisch besonders 
entwickeltes Prüfsystem darstellt. Ist es so, wäre 
problematisch, dass sie die Sorten des gemeinsamen 
Sortenkatalogs der EU36 unbesehen anerkennt.37 Zu Be-
denken gibt Anlass, dass der EU-Massstab des «landes-
kulturellen Wertes» recht anspruchslos formuliert ist.38
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29) Art. 5 Abs. 1 lit. a 
Vermehrungs- 
material-Verordnung 
(Verordnung vom 
7.12.1998 über die 
Produktion und das 
Inverkehrbringen 
von pflanzlichem  
Vermehrungs- 
material).
30) Vgl. die Konkre-
tisierungen der drei 
Kriterien in UPOV 
(2002).
31) Art. 5 Abs. 1 lit. b 
Vermehrungsmater-
ial-Verordnung.  
Im EU-Recht  
entspricht dem das 
Kriterium des  
landeskulturellen 
Wertes, vgl. Art. 4 
Abs. 1 und Art. 5 
Abs. 4 Richtlinie 
2002/53/EG des 
Rates über einen 
gemeinsamen  
Sortenkatalog für 
landwirtschaftliche 
Pflanzenarten,  
ABl. L 53, S. 2.
32) Weisungen des 
Bundesamtes für 
Landwirtschaft 
betreffend Aufnah-
me einer Sorte in 
den Sortenkatalog, 
Bern, Juli 2009.
33) Saat- und Pflanz-
gut-Verordnung des 
Eidgenössischen 
Departements für 
Wirtschaft, Bildung 
und Forschung 
(WBF), Anhang II. 
Zuständig für die 
Prüfungen ist 
Agroscope.
34) Auskunft des 
Bundesamtes für 
Landwirtschaft.
35) Bundesamt für 
Landwirtschaft 
(BLW) (2008), S. 36.
36) Vgl. Richtlinie 
2002/53/EG.
37) Art. 5 Abs. 1 
Abkommen zwi-
schen der Schweize-
rischen Eidgenossen-
schaft und der 
Europäischen 
Gemein schaft über 
den Handel mit 
landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen  
(Agrarabkommen)  
v. 1.6.2002 i. d. F.  
v. 1.6.2009. 
38) Vgl. Art. 5 Abs. 4  
RL 2002/53/EG: 
«Eine Sorte besitzt 
einen befriedigenden 
landeskulturellen 
Wert, wenn sie nach 
der Gesamtheit ihrer 
Eigenschaften  
gegenüber anderen 
Sorten, die zum 
Katalog des betref-
fenden Mitglied-
staats zugelassen 
sind, zumindest für 
die Erzeugung in 
einem bestimmten 
Gebiet, eine deutli-
che Verbesserung  
für den Anbau  
oder für die Verwer-
tung des Ernteguts 
oder der daraus 
gewonnenen Erzeug-
nisse erwarten lässt. 
Einzelne ungünstige 
Eigenschaften kön-
nen durch andere 
günstige Eigenschaf-
ten ausgeglichen 
werden.»
Für Produkte von  
öffentlichem Interesse 
(Arzneimittel, 
Pflanzen schutzmittel 
etc.) führte der Staat 
eine Qualitätskontrolle 
ein. Im Bereich der 
Nutzung genetischer 
Programme dient  
die Kontrolle für  
Saatgut und Nutztiere 
dazu, die Versorgung 
der Landwirte mit 
hochwertigem Ver-
mehrungsmaterial und 
damit der Bevölkerung 
mit Lebensmitteln  
sicher zu stellen. 
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Eine weitere Frage stellt sich im Zusammenhang mit den 
Anbauempfehlungen. Sie beruhen auf einer gründliche-
ren Auswertung der Informationen über die Sorten und 
sind auch spezifischer auf die geographischen Bedin-
gungen des Landes abgestellt.39 Zum Beispiel umfassen 
die Anbauempfehlungen für Weizen in der Schweiz ca. 
25 Sorten, während der gemeinsame Sortenkatalog der 
EU und der Sortenkatalog der Schweiz ca. 4000 Sorten 
enthält. Zwar sind die Empfehlungen nicht zwingend, 
aber sie binden mittelbar, wenn Handel und Konsumen-
ten auf deren Einhaltung achten oder sich Produktzertifi-
kate darauf beziehen wie etwa das Schweizer Herkunfts-
label Swiss Garantie.
Berücksichtigt man, dass sich die Landwirte überwiegend an den informellen 
Anbauempfehlungen orientieren, empfehlen wir, grundsätzlich zu untersuchen, 
welche Funktion die verbindlichen Sortenkataloge noch haben. Es könnte sein, 
dass ihre Rolle als Qualitätsgarant von den konkreteren Anbauempfehlungen 
abgelöst worden ist.
Ein weiterer Aspekt der Nutzenbetrachtung ist, dass das 
Erfordernis der Sortenzulassung eine Zugangsschranke 
zum Markt darstellt, die von der bäuerlichen Landwirt-
schaft wegen der damit verbundenen Nachweiskosten 
nur schwer überwunden werden kann. Es wird faktisch 
ein Monopol derjenigen Saatguthersteller errichtet, die 
sich den aufwändigen administrativen Zulassungsprozess 
leisten können. Dies bedeutet zugleich, dass die Vielfalt 
der Landrassen, Sorten und Kulturen bedroht wird. In-
sofern ist es eine willkommene Errungenschaft, dass die 
Schweiz 2010 eine sog. Nischenzulassung eingeführt hat, 
die bestimmtes Saatgut von den drei genannten Anfor-
derungen (Unterscheidbarkeit, Homogenität, Beständig-
keit) befreit. 40 
Wir empfehlen zu untersuchen, ob die Nischenzulassung für Landrassen sich 
zweckentsprechend ausgewirkt hat, und ob eine weitere Öffnung der Zulas-
sungsmöglichkeiten zugunsten bäuerlicher Landwirtschaft erforderlich ist.
39) Vgl. Hiltbrunner 
et al. (2014).
40) Art. 29 Verord-
nung des WBF vom 
7.12.1998 über 
Saat- und Pflanzgut 
von Acker- und 
Futterpflanzen sowie 
Gemüsesorten.
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Regulierung von Risiken für Gesundheit  
und Umwelt
Dem Nutzen, den F&E an genetischen Programmen stif-
ten, stehen Risiken für Mensch und Umwelt gegenüber. 
Der hier vorgeschlagene Ansatz bei den gene tischen 
Programmen bedeutet nicht etwa, dass sich die Risiko-
analyse auf die molekulare oder zelluläre Ebene be-
schränken darf. Vielmehr wirkt sich eine Änderung auf 
dieser untersten Ebene auf den darüber liegenden Ebenen 
des Organismus, der Populationen und der Ökosysteme 
aus, wobei Interaktionen der genetischen mit vielen auf 
den anderen Ebenen wirkenden weiteren Faktoren in Be-
tracht zu ziehen sind.41 
10.1 Risikokontrolle bei Gentechnik, Züchtung und  
Synthetischer Biologie
Das strengste Kontrollregime ist bisher für die Gentech-
nik errichtet worden. Es basiert auf dem Gentechnik-
gesetz, das im Wesentlichen dem Schutzstandard des 
einschlägigen EU-Rechts entspricht. Die 
Gentechnik wird entweder in geschlos-
sene Systeme verwiesen oder vor der 
Freisetzung und dem Inverkehrbringen 
ihrer modifizierten Erzeugnisse einer ge-
nauen Risikoanalyse unterworfen. 
Im Vergleich dazu fällt ins Auge, 
dass gezüchtete Pflanzen und Tiere in 
geringerer Intensität auf Risiken für 
Gesundheit und Umwelt kontrolliert 
werden, obwohl mit zunehmender Ein-
griffstiefe der Züchtungsmethoden auch 
die damit verbundenen Risiken zuneh-
men. Zum Beispiel ist es möglich, dass 
ein Raps, der nicht durch Gentechnik, wie sie durch das 
GTG definiert ist, sondern durch gezielte Mutation in-
sektizide Eigenschaften entwickelt, die entsprechenden 
Gene durch Pollenflug an Wildsorten weitergibt. Eben-
so kann er unter Umständen Gesundheitsrisiken beim 
Konsumenten verursachen. Das Umweltgesetz schreibt 
zwar vor, dass mit Organismen nur 
so umgegangen werden darf, dass die 
Umwelt und der Mensch nicht gefähr-
det und die biologische Vielfalt nicht 
beeinträchtigt werden,42 aber die damit 
geforderte Risikobewertung ist bei Wei-
tem nicht so aufwändig wie diejenige 
des Gentechnikrechts. Ähnlich verhält 
es sich mit dem Sortenzulassungsrecht 
im Rahmen des dort aufgestellten Kri-
teriums, dass eine Sorte neben Unter-
scheidbarkeit, Beständigkeit und Homo-
genität darauf zu prüfen ist, ob sie «im 
Vergleich zu den anderen Sorten eine 
Verbesserung der Anbau- oder Verwendungseignung mit 
sich bringt».43
Wir empfehlen, den Anwendungsbereich des Gentechnikgesetzes auf bestimmte 
stark eingreifende Züchtungsmethoden auszuweiten, oder für diese die Risiko-
bewertung im Umweltschutzrecht und Sortenzulassungsrecht auszuweiten.44 
Zugleich müsste die Methodik der Risikobewertung auf die Besonderheiten der 
Methoden der gezielten Züchtung zugeschnitten werden. Voraussetzung wäre 
eine genauere Studie über Stand, Nutzen und Risiken der neuen, das Genom stark 
verändernden Züchtungsmethoden.
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41) Vgl. am Beispiel 
Bt-Mais die Risiko-
analyse von Breck-
ling/Böckmann/
Reuter (2012).
42) Art. 29a 
Umweltschutz gesetz 
(Bundesgesetz vom 
7.10.1983 über den 
Umweltschutz).
43) Art. 5 Abs. 1  
Vermehrungsmater-
ial-Verordnung.
44) Vgl. dazu die 
Studie des Kantons 
Zürich im Auftrag 
des BAFU (2012) 
«Grundlagen für die 
Klärung offener 
Fragen bei der  
rechtlichen Regu-
lierung neuer 
Pflanzenzuchtver-
fahren».
Es fällt auf, dass  
gezüchtete Pflanzen 
und Tiere im Vergleich 
zu gentechnisch  
veränderten weniger 
auf Risiken für  
Gesundheit und Umwelt 
kontrolliert werden, 
obwohl Züchtungs-
methoden eine zuneh-
mende Eingriffstiefe 
aufweisen.
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Eine Ausweitung des Anwendungs-
bereichs des Gentechnikgesetzes dürf-
te auch im Bereich der Synthetischen 
Biologie erforderlich sein. Wie erwähnt, 
ist das Gentechnikgesetz auf die Verän-
derung von Organismen ausgerichtet. 
Synthetische Biologie dagegen ist da-
durch charakterisiert, dass der Aus-
gangsorganismus zu einer Minimal-
zelle reduziert wird, die das Leben 
spendet, und dass in dieses «Chassis» 
ein künstlich entworfenes System von 
modularisierten Genen eingebaut wird. 
Diese Technik ist kaum noch als Ver-
änderung eines Organismus zu kenn-
zeichnen. Sie besteht in zunehmendem 
Masse aus einer Neuschaffung von Or-
ganismen. Der neue Organismus wird 
nicht in der Natur, sondern am Com-
puter entworfen, und er wird nicht aus 
vorfindlichen Genen zusammengesetzt, sondern weit-
gehend chemisch synthetisiert.45
Die aus der Synthetischen Biologie 
entstehenden Risiken sind allerdings 
noch kaum erfasst und untersucht. We-
gen der zunehmenden Künstlichkeit der 
erzeugten Gebilde wird angenommen, 
dass sie nur unter künstlichen Bedin-
gungen überleben und – wenn über-
haupt – sich reproduzieren können. Diese sog. Orthogo-
nalität – gemeint ist die gänzliche Fremdheit gegenüber 
der vorhandenen Natur – ist besonders in der Xenobiolo-
gie ausgeprägt, die so weit geht, die vier Grundbausteine 
der DNA auszutauschen. Dennoch ist nicht auszuschlies-
sen, dass manche Erzeugnisse dieser Technik mit der Um-
welt interagieren und dort Schäden verursachen können. 
Es ist unseres Erachtens deshalb bedenklich, wenn die 
Schweizerischen Akademien für Natur- und Technik-
wissenschaften erst in fünf bis zehn Jahren Handlungs-
bedarf sehen.46 Aus unserer Sicht könnten dann bereits 
Pfadabhängigkeiten entstanden sein, die eine objektive 
und grundsätzliche Risikobewertung erschweren.
Wir empfehlen, Untersuchungen darüber zu initiieren, welche Entwicklungslinien 
der Synthetischen Biologie Risiken für Mensch oder Umwelt verursachen kön-
nen und deshalb in den Anwendungsbereich des Gentechnikgesetzes einbezogen 
werden sollten.
Wenn sich ein solcher Einbezug als notwendig erweist, 
ist weiter zu klären, ob die heute üblicherweise ange-
wandten Methoden der Risikobewertung den Risiken 
der Synthetischen Biologie gerecht werden. Dies ist zur 
Zeit nicht der Fall. Soweit es um Arbeiten in geschlos-
senen Systemen geht, sind die Risikoklassen und die 
Einschliessungs systeme neu zu justieren. Dort, wo es um 
die Ausbringung in die Umwelt geht, muss eine ganz neue 
Bewertungsphilo sophie entwickelt werden. Kernkriteri-
um der klassischen gentechnischen Risikobewertung ist 
bisher das der Familiarität, d. h. die Risiken eines GVO 
werden im Wesentlichen von den Risiken der Elternorga-
nismen (des Spender- und des Empfängerorganismus) ab-
geleitet. Dabei wird angenommen, dass die Risiken eines 
abgeleiteten Organismus gering sind, wenn auch die der 
Elternorganismen gering sind. Das Kriterium ist bereits 
im Rahmen der Gentechnik umstritten, weil es rein addi-
tiv vorgeht und die Eigendynamik der Zusammenfügung 
fremder Gene ausblendet. Erst Recht wird es ungeeig-
net, wenn wie bei der Synthetischen 
Biologie die Bedeutung der Elternor-
ganismen minimiert oder sogar ganz 
ausgelöscht wird (Winter, im Erschei-
nen). Anhalts punkte dafür, welche Ri-
siken in Betracht kommen und deshalb 
näher zu untersuchen sind, können 
vermutlich aus den Eigenschaften der 
Minimalzelle, aus den in sie eingebau-
ten modularen Bioparts und aus dem 
Systemdesign des neuen Organismus 
abgeleitet werden. 
Wir empfehlen, für die Synthetische Biologie spezifische neue Methoden der 
Risikobewertung zu entwickeln. Diese müssen auf bestimmten Tests beruhen, 
denen die erzeugten Organismen ausgesetzt werden. 
45) Vgl. die ausführ-
liche und allgemein-
verständliche Dar-
stellung von Baldwin 
et al. (2012).
46) Vgl. Akademie 
der Naturwissen-
schaften Schweiz 
und Schweizerische 
Akademie der  
Technischen Wissen-
schaften (2010), 
S. 22. Für eine  
mitlaufende  
Risikobewertung 
spricht sich die 
Eidgenössische 
Ethikkommission 
für die Biotech-
nologie im Ausser- 
humanbereich aus,  
siehe deren Bericht 
von 2010.
Das Gentechnikgesetz 
ist auf die Veränderung 
von Organismen aus-
gerichtet, die Neu-
schaffung von Organis-
men erfasst es nicht.
Es ist nicht aus-
zuschliessen, dass die 
Erzeugnisse der  
Synthetischen Biologie, 
die nur unter künst-
lichen Bedingungen 
leben können sollen, 
dennoch mit der  
Umwelt interagieren 
und dort Schäden ver - 
ursachen. 
Kernkriterium der  
klassischen gen-
technischen Risiko-
bewertung ist bisher 
die Familiarität.  
Dieses Kriterium wird 
ungeeignet, wenn wie 
bei der Synthetischen 
Biologie die Bedeu - 
tung der Elternorganis-
men minimiert wird.
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10.2 Abwägung von Restrisiken und Nutzen
Ein anderer Aspekt, der für alle hier betrachteten Arten 
der Biotechnologie gilt, besteht darin, dass die Risiko-
bewertung meist zum Ergebnis kommt, dass ein Risiko 
nicht ausgeschlossen ist, sondern «ungewiss» (uncertain), 
«unwahrscheinlich» (unlikely), «gering wahrscheinlich» 
(likelyhood low), «vernachässigbar» (negligible) etc.47 
Diese Formulierungen indizieren, dass die Risikoanalyse 
Wertungen enthält, die genauer untersucht werden müs-
sen. Meist dürfte dabei mitschwingen, dass der getestete 
Organismus einen Nutzen erbringt, denn warum sollte 
sonst ein ungewisser oder auch nur gering wahrschein-
licher Schaden in Kauf genommen werden. Dieser Nut-
zen wird meist nicht explizit beschrieben und belegt. 
Dies sollte aber gefordert werden, weil angesichts der 
Komplexität der Auswirkungen von GVO in der Umwelt 
immer ein Mass an Ungewissheit bleibt, das nicht in Kauf 
genommen werden sollte, wenn der GVO keinen nach-
weisbaren Nutzen hat.
Wenn eine Risikobewertung zum Schluss gekommen ist, dass das verbleibende 
Risiko ungewiss, gering oder zu vernachlässigen ist, empfehlen wir, dass zusätz-
lich der Nutzen des Organismus genau beschrieben und begründet werden muss. 
Akzeptabel ist vor allem ein agrarökologischer Nutzen 
wie etwa die Verminderung des Einsatzes von Kunstdün-
ger und von chemischen Pflanzenschutzmitteln (v. Kries/
Winter 2011). Es ist allerdings sehr fraglich, ob die beiden 
gegenwärtigen Hauptlinien gentechnischer Veränderung 
von Pflanzen – Schädlings- und Herbizidresistenz48 – 
wirklich einen solchen Nutzen haben: Die Schädlings-
resistenz kann die Ausbildung von Immunität bei Schäd-
lingen hervorrufen, während die Herbizidresistenz zur 
Anwendung grösserer Mengen von Herbiziden anreizt 
und im übrigen zwei Umweltrisiken kumuliert, nämlich 
die gentechnische Modifikation und den Chemieeinsatz 
(Then 2014). Stattdessen ist eine «sanfte Gentechnik» an-
zustreben, die sich in die agrarökologischen Kreisläufe 
einpasst, die also, im Beispiel der Herbizidresistenz, die 
Pflanze nicht gegen chemische Pflanzenschutzmittel rüs-
tet, sondern ihr Wachstumsvorteile vor dem «Unkraut» 
verschafft. 
47) Siehe z. B. die  
Formulierungen in 
Scientific Opinion on 
application (EFSA-
GMO-CZ-2008-54) 
for placing on the 
market of genetically 
modified insect 
resistant and herbi-
cide tolerant maize 
MON 88017 for 
cultivation under 
Regulation (EC)  
Nº 1829/2003 from 
Monsanto, EFSA 
Journal 2011:  
«The EFSA GMO 
Panel concludes that 
potential adverse 
effects of maize 
MON 88017 due to 
the expression of the 
Cry3Bb1 protein to 
non-target terrestrial 
(plant- and ground- 
dwelling), soil and 
aquatic arthropods 
are expected to  
be negligible in  
the context of its  
pro posed uses.»  
«If subjected to 
appropriate manage-
ment measures,  
the cultivation 
management of 
maize MON 88017 
is unlikely to raise 
safety concerns for 
the environment.» 
«Moreover, scientific 
uncertainty related 
to the appropriate-
ness of the ‹high 
dose/refuge stra-
tegy› in delaying 
resistance evolution 
in Western corn 
rootworm remains.» 
48) Schädlings-
resistenz bedeutet, 
dass die Pflanze ein 
Insekten tötendes 
Gift herstellt, und 
Herbizidresistenz, 
dass sie gegen  
bestimmte Pflanzen-
gifte immun ist. 
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10.3 Koexistenz von gentechnischer und  
gentechnikfreier Landwirtschaft
Gentechnisch modifizierte Organismen, die in die Um-
welt eingebracht werden, können, selbst wenn sie keine 
Gesundheits- und Umweltrisiken darstellen, ökonomi-
sche Nachteile verursachen. Dies dann, wenn die Trans-
gene, d. h. Gene, die von einer anderen Art stammen, 
z. B. durch Pollenflug auf benachbarte Felder mit gleicher 
Frucht übertragen werden. Der betroffene Landwirt kann 
seine Frucht dann nicht mehr als gentechnikfrei vermark-
ten. Er riskiert sogar, dass er, wenn die angebaute Sor-
te noch nicht zugelassen ist, für seine Produkte wegen 
des Anteils an gentechnisch veränderten Einheiten eine 
Vermarktungsgenehmigung nach dem Gentechnikgesetz 
beantragen muss.49 Manche Staaten versuchen das Pro-
blem mit Koexistenzregeln zu lösen. Diese bestehen da-
rin, dass zwischen Feldern mit Anbau von gentechnisch 
verändertem Saatgut und Anbau von Sorten ohne Gen-
technik Abstände eingehalten werden müssen. Auch in 
der Schweiz wird dieser Weg angedacht.50 Da diese Lö-
sung von der individuellen Abstimmung der beteiligten 
Landwirte abhängig ist, dürfte sie Konflikte auf lokaler 
Ebene mit sich bringen. Solche Konflikte könnten durch 
Ausweisung ganzer Gebiete mit und ohne GVO-Einsatz 
vermindert werden, wobei die Ausweisung durch frei-
willige Vereinbarung oder durch planerische Regelung 
erfolgen könnte.51 So könnten zum Beispiel durch Land-
schaftspläne, durch Ausweisungen in Raumordnungsplä-
nen oder durch – erst noch zu schaffende – Agrarplä-
ne Vorranggebiete für eine gentechnikfreie und für eine 
Gentechnik nutzende Landwirtschaft festgelegt werden.
Wir begrüssen die Bildung freiwilliger Vereinbarungen zur Koexistenz von mit 
und ohne Gentechnik arbeitender Landwirtschaft, durch welche gentechnikfreie 
Regionen geschaffen werden. Darüber hinaus empfehlen wir auch raumplaneri-
sche Lösungen zu erwägen. 
Solche planerischen Instrumente werfen Beden ken hin-
sichtlich ihrer Vereinbarkeit mit den Freihandelsprinzi-
pien des Rechts der EU und der WTO auf. Da sie jedoch 
das Inverkehrbringen der gentechnisch veränderten 
Produkte nicht behindern, sondern sich auf deren Ver-
wendung beziehen, und da sie zudem 
durch sachliche Gründe der Koexistenz-
sicherung gerechtfertigt sind, lassen sich 
die Bedenken im Ergebnis ausräumen 
(Epiney et al. 2011). 
Die Koexistenzstrategie kann hel-
fen, wirtschaftliche Nachteile der Gen-
technik für nicht gentechnisch wirtschaf-
tende Landwirte zu vermeiden. Sie ist 
langfristig gesehen aber ökologisch kaum effektiv, weil 
sich Organismen nicht an Abstandsregeln halten, und 
sie verursacht den mit GVO Wirtschaftenden erhebliche 
Kosten im Landbau und in der Verarbeitungs- und Han-
delskette. Es führt also kein Weg um die grundsätzliche 
Frage des Ob und Wie der Zulassung 
von Freisetzungen und des Inver-
kehrbringens der GVO herum. Dann 
wird die oben genannte Empfehlung 
umso wichtiger, dass neben die Ri-
sikominimierung eine Begründung 
des Nutzens treten und eine Konzept 
einer «sanften Gentechnik» verfolgt 
werden sollen (Winter 2011). 
49) So die Recht - 
sprechung der  
deutschen Gerichte, 
siehe z. B. VG  
Augsburg Urteil  
vom 29.3.2011  
(Az. Au 1 K 10.947).
50) Vgl. Entwurf 
einer Verordnung 
vom 30.1.2013 über 
Massnahmen in der 
Landwirtschaft zur 
Koexistenz von 
gentechnisch verän-
derten Pflanzen und 
nicht gentechnisch 
veränderten Pflan-
zen. Im Rahmen der 
Vernehmlassung 
hatte sich ein erheb-
licher Teil der kon-
sultierten Kreise 
grundsätzlich gegen 
den GVO-Anbau in 
der Schweiz ausge-
sprochen. Daraufhin 
arbeiteten die  
Bundesämter für 
Umwelt und Land-
wirtschaft neue 
Optionen aus, die  
im Juni/Juli 2014 in 
Workshops mit den 
betroffenen Kreisen 
erörtert wurden.
51) Siehe dazu den 
Entwurf einer  
Änderung des Gen-
technikgesetzes  
vom 30.1.2013,  
der zwei Modelle 
der Einrichtung  
von «Gebieten mit  
gentechnikfreier 
Landwirtschaft» 
vorsieht, nämlich  
die kantonale  
Anerkennung eines 
Gebietes mit frei-
willig gebildeter 
Trägerschaft und die 
Bezeichnung eines 
Gebietes von Amts 
wegen mit einge-
setzter Trägerschaft,  
vgl. Art. 19 e des 
Entwurfs. Auch 
dieser Entwurf  
war Gegenstand  
der genannten 
Vernehmlassung.
Da die Koexistenz  
ökonomisch kostspielig 
und ökologisch  
letztlich nicht effektiv 
ist, muss entschieden 
werden, nach welchen 
Kriterien das Ob  
und das Wie der Zulas-
sung von GVO beurteilt  
werden sollen. 
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10.4 Kontrolle von Auslandsinvestititonen?
Fragt man nicht nur nach der Nutzung genetischer Pro-
gramme auf Schweizer Territorium, sondern auch da-
nach, welche Art von Nutzungen weltweit von Schweizer 
Unternehmen aus gesteuert wird, so zeigt sich ein im 
Verhältnis zur Grösse des Landes enormes Potential. Die-
ses besteht vor allem im Bereich der Saatgut- und der 
Pharmaindustrie. Die in diesen Bereichen tätigen Kon-
zerne organisieren weltweit über ein verzweigtes Netz 
von abhängigen Unternehmen im Ausland F&E sowie die 
Herstellung von marktfähigen Produkten. Syngenta zum 
Beispiel hat einen Anteil von 9 % am weltweiten kommer-
ziellen Saatgutmarkt, als drittgrösstes Unternehmen nach 
Monsanto (27 %) und Du Pont (Pioneer) (17 %).52 Teils wer-
den die Marktanteile durch Exporte von Produkten, teils 
durch Direktinvestitionen im Ausland erreicht. 
In gewisser Weise paradox ist die Situation der 
aus der Schweiz kontrollierten ausländischen Produk-
tion von gentechnisch modifizierten Organismen. Zum 
Beispiel hat Syngenta bei der Europäischen Kommission 
eine Import- und Vermarktungsgeneh-
migung für eine fünffach veränderte 
Maissorte, die als Lebens- und Futter-
mittel dient, beantragt.53 Nicht bean-
tragt ist eine Anbaugenehmigung. Dies 
dürfte sich daraus erklären, dass der 
Anbau in der EU und erst Recht in der 
Schweiz auf starke öffentliche Beden-
ken stösst, weil Umweltrisiken (z. B. die 
Schädigung von Nicht-Ziel-Organismen) 
oder Kontaminationen von Feldern mit 
konventionellem oder biologischem Maisanbau befürch-
tet werden. Syngenta besitzt und beantragt aber Anbau-
genehmigungen in anderen Staaten, in denen diese Be-
fürchtungen nicht bestehen.54 Die Maissorte kann also 
im Ausland unter weniger strengen Bedingungen ange-
baut und dann in die EU – und die Schweiz, wenn diese 
ihre Bewilligung an die EU-Zulassung anlehnt – impor-
tiert werden. Es stellt sich somit die Fra-
ge, ob die Schweiz die in ihr ansässigen 
Unternehmen dazu verpflichten sollte, 
die in der Schweiz geltenden Regeln 
auch bei deren Direktinvestitionen im 
Ausland einzuhalten.
Rechtlich könnte dagegen ein-
gewendet werden, dass nach dem Terri-
torialitätsprinzip55 die Direktinvestitio-
nen dem Recht des ausländischen 
Staates unterliegen, in dem die Inves-
tition getätigt wird. Dieses Prinzip 
wird dann eingeschränkt, wenn Vor-
gänge im Ausland Rückwirkungen auf das Inland ha-
ben (Müller/Wildhaber 2001, S. 398 ff.). Besonders im 
Umweltrecht wird es dadurch relativiert, dass die zu 
regelnden Sachverhalte zunehmend 
grenz überschreitenden Charakter ha-
ben, weil die Naturprozesse im Ausland 
mit denen im Inland vernetzt sind und 
sich Einwirkungen auf die Natur im 
Ausland somit im Inland auswirken 
können. Wenn z. B. in Südamerika die 
tradi tionelle Landnutzung grossflächig 
auf Plantagen für Soja und Eukalyptus 
umgestellt wird – und dies auf GVO-An-
bau zurückzuführen ist –, können sich 
Folgen für das globale Klima ergeben, die in die Inves-
torstaaten zurückwirken. Solche Rückwirkungen wür-
den auch die Schweiz betreffen und ihr also das Recht 
einräumen, Gegenmassnahmen zu treffen. 
52) Erklärung von 
Bern (2014 a).
53) Application for 
authorisation of 
genetically modified 
Bt11 x 59122 x 
MIR604 x 1507 x 
GA21 maize for food 
and feed uses, im-
port and processing 
submitted under 
Regulation (EC)  
Nº 1829/2003 by 
Syngenta (EFSA- 
GMO-DE-2011-99). 
54) Vgl. Erklärung 
von Bern (2014 b) 
S. 22 f. 
55) Das Territoriali-
tätsprinzip besagt, 
dass die Hoheitsge-
walt (Gesetzgebung, 
Administration, 
Rechtsprechung) 
eines Staates sich 
nur auf sein eigenes 
Gebiet erstreckt.
Die in den Bereichen 
Saatgut- und Pharma-
industrie tätigen  
Konzerne mit Sitz in der 
Schweiz organisieren 
weltweit die Entwick-
lung sowie die Herstel-
lung von marktfähigen 
Produkten.
Gentechnisch  
verändertes Saatgut 
kann im Ausland  
unter weniger strengen 
Bedingungen angebaut 
und dann in die EU  
und die Schweiz,  
wenn diese ihre Bewil-
ligung an die EU- 
Zulassung anlehnt,  
importiert werden. 
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10.5 Kontrolle der Herstellung von Importprodukten?
Eine verwandte Frage ist die, ob die Herstellungsbe-
dingungen von Importprodukten auch dann durch 
Schweizer Recht beeinflusst werden sollten, wenn die 
Herstellung nicht von Schweizer Unternehmen kontrol-
liert wird. Durch den inländischen Nachfragesog nach 
den Produkten könnte aber eine Kontrolle ausgeübt wer-
den (sog. process and production mea-
sures, oder ppm in der Terminologie 
des internationalen Handelsrechts). So 
kommt in Betracht, den Import von Pro-
dukten aus biotechnischer Herstellung 
im Hinblick darauf zu kontrollieren, ob 
die Herstellung im Ursprungsland Um-
weltschäden verursacht. Ein bescheide-
neres Kontrollniveau bestünde darin zu 
prüfen, ob das importierte Produkt unter 
Einhaltung der im Exportland geltenden 
Rechtsvorschriften hergestellt worden 
ist. Ein Beispiel hierfür ist die Holz-
importregelung der EU.56 Rechtstechnisch ist die Prüfung 
so ausgestaltet, dass der Importeur eine Sorgfaltspflicht 
trägt, deren Einhaltung überprüft werden kann. Es wird 
also nicht direkt untersucht, ob der Holzeinschlag legal 
erfolgte. Weitergehend könnten eigene Standards des Im-
portlandes vorgeschrieben werden, um Substandards des 
Exportlandes auszugleichen. Ein Beispiel hierfür ist die 
EU-Regelung über Biomasseimporte.57
Ein anderes Beispiel verbirgt 
sich im Hormonfleischfall: Das Import-
verbot der EU für Fleisch von Rindern, 
denen Wachstumshormone verab-
reicht wurden, wurde im Rahmen der 
WTO-Streitschlichtungsverfahren al-
lein unter dem Gesichtspunkt beur-
teilt, ob es Rückstände der Hormone 
im Fleisch gab, die bei Verbrauchern 
Gesundheitsrisiken verursachten.58 Die 
darin verborgene Problematik besteht 
darin, dass die Rinder selbst nicht artge-
recht gehalten wurden. Diese Frage ist 
bemerkenswerter Weise in den Verfahren nicht aufge-
worfen worden, obwohl dies nahegelegen hätte.
Wir schlagen vor, politisch zu diskutieren und mit Studien zu prüfen, ob es sich 
empfiehlt, für biotechnische Produkte herstellungsbezogene Importregelungen 
zu treffen. 
56) Verordnung (EU) 
Nr. 995/2010 des 
Europäischen  
Parlaments und  
des Rates vom 
20.10.2010 über die 
Verpflichtungen von 
Marktteilnehmern, 
die Holz und Holz-
erzeugnisse in  
Verkehr bringen, 
ABl. L 295 S. 23, 
Art. 4–6. 
57) Richtlinie 
2009/28/EG des 
Europäischen  
Parlaments und des 
Rates vom 23.4.2009 
zur Förderung  
der Nutzung von  
Energie aus erneuer-
baren Quellen,  
ABl. 2009 L 140, 
S. 16, Art. 17.  
Allerdings führt die 
Regelung nicht  
zu Importverboten, 
sondern nur dazu, 
dass Importprodukte 
nicht auf die den 
Mitgliedstaaten 
auferlegte Nutzungs-
quote erneuerbarer 
Energiequellen 
angerechnet wird. 
58) WTO Appellate 
Body, EC Measures 
Concerning Meat 
and Meat Products 
(Hormones),  
WT/DS26/AB/R und 
WT/DS48/AB/R.
Man könnte den Import 
von biotechnischen 
Produkten darauf kon-
trollieren, ob die Her-
stellung im Ursprungs-
land Umweltschäden 
verursacht, oder zumin-
dest darauf, ob die dort 
geltenden Rechtsvor-
schriften eingehalten 
worden sind.
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Kulturelle Faktoren
Die Risikoregulierung konzentriert sich traditionell auf 
den Schutz der menschlichen Gesundheit und der Um-
welt. Hinzu kommen Belange des Tierschutzes. Das Bei-
spiel Gentechnik zeigt, dass die Bürgerinnen und Bürger 
noch weitere Bedenken haben, die zusammenfassend als 
kulturelle Typisierungen oder Kulturmuster (Schütz 1972) 
bezeichnet werden können. Die Bedenken bestehen aus 
einem Konglomerat von unterschiedlichen Zuschreibun-
gen, die von Land zu Land stark variieren können und 
die wesentlich von historischen Entwicklungen der je-
weiligen Kultur geprägt sind. Zu nennen sind insbeson-
dere fünf Aspekte: 
• Zweifel am Nutzen der Technik, weil die Natur bereits 
alle gewünschten Organismen bereithalte.
• Besonders empfindliche Wahrnehmungen hinsicht-
lich Gesundheits- und Umweltrisiken.
• Vertrauen auf die langen Erfahrungen mit der Evolu-
tion im Vergleich zu den nur partiellen und auf kurze 
Sicht blickenden Tests der Biotechnologie.
• Vorstellungen über eine Integrität von Lebewesen. 
• Ethische und religiöse Bedenken gegen eine Hybris des 
Menschen gegenüber der Natur bzw. der Schöpfung.59
Es ist zu erwarten, dass solche kulturellen Typisierun-
gen sich auch gegenüber der Synthetischen Biologie und 
der stark artifiziellen Züchtung bemerkbar machen wer-
den, wenn sie stärker in das Bewusstsein der Bevölke-
rung treten. 
Kulturelle Typisierungen sind in demokratischen 
Gesellschaften sehr wirkungsvoll. Sie mobilisieren poli-
tische Proteste, zum Beispiel gegen Freisetzungen von 
gentechnisch veränderten Organismen (GVO), sie führen 
dazu, dass Konsumenten gentechnikfreie Produkte prä-
ferieren etc. Im Kontrast zu ihrer fakti-
schen Bedeutung werden sie in der Ri-
sikoregulierung jedoch kaum beachtet. 
Nur wenige Staaten haben versucht, 
diesen Faktor zu berücksichtigen. 
Meist werden Gründe der öffentlichen 
Sittlichkeit anerkannt, wie etwa in 
Art. 4 Abs. 4 des Schweizerischen Ge-
setzes über technische Handelshemmnisse.60 In Art. 8 
des Gentechnikgesetzes erwähnt die Schweiz die Würde 
der Kreatur als zu beachtenden Massstab: «Bei Tieren 
und Pflanzen darf durch gentechnische Veränderungen 
des Erbmaterials die Würde der Kreatur nicht missach-
tet werden. Diese wird namentlich missachtet, wenn 
artspezif ische Eigenschaften, 
Funktionen oder Lebensweisen 
erheblich beeinträchtigt werden 
und dies nicht durch überwie-
gende schutzwürdige Interessen 
gerecht fertigt ist. Bei der Bewer-
tung der Beeinträchtigung ist dem 
Unterschied zwischen Tieren und 
Pflanzen Rechnung zu tragen.»
Die Klausel ist allerdings 
recht eng auf den ethischen As-
pekt begrenzt. Zudem belässt 
sie Raum für Abwägungen, was 
dem deontologischen61 Hintergrund des Würdebegriffs 
widerspricht. Etwas umfassender heisst es in Art. 10 
des Norwegischen Gentechnikgesetzes: «In deciding 
whether or not to grant an application, considerable 
weight shall also be given to whether the deliberate re-
lease will be of benefit to society and is likely to promote 
sustainable development.»
In der Praxis spielt dieser Gesichtspunkt bisher 
jedoch keine Rolle. Die Entscheide werden meist allein 
auf die Bewertung von Gesundheits- und Umweltrisiken 
gestützt (Spök 2012). Da in der Schweiz bisher solche 
Risiken bejaht worden sind, war es nicht notwendig, auf 
den kulturellen Faktor zu rekurrieren.
In problematischer Weise blind gegenüber dem 
kulturellen Faktor ist das WTO-System, insbesondere 
die im vorliegenden Zusammenhang 
relevanten Abkommen über Sanitary 
and Phytosanitary Measures (SPS) und 
über Technical Barriers to Trade (TBT). 
Die Rechtsprechungspraxis zu diesen 
Abkommen anerkennt allein Gesund-
heits- und Umweltschutz als legitime 
Gründe für Handelsbeschränkungen. 
So hat das Panel im Fall EC «Measures Affecting the 
Approval and Marketing of Biotech Products»62 auf den 
ca. 1000 Seiten seiner Ausführungen kein Wort über die 
Tatsache gefunden, dass das Moratorium der EU wesent-
lich auf kulturelle Typisierungen zurückging. 
Wir empfehlen deshalb, dass die Schweiz die Rolle der kulturellen Typisierungen 
im Bereich der Regulierung der biotechnologischen Nutzung genetischer Pro-
gramme genauer studieren und sie in regulativen Zusammenhängen beachten 
soll.
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59) Für eine diffe-
renzierte Analyse 
solcher Bedenken 
siehe Eidgenössische 
Ethikkommission 
für die Biotech-
nologie im Ausser-
humanbereich, 
2010.
60) Siehe auch  
Art. XX GATT.
61) Die deontologi-
sche Ethik, auch 
Wertethik genannt, 
beurteilt Hand-
lungen auf der 
Grund lage von 
Werten. Sie unter-
scheidet sich  
dadurch von der 
konsequenzialisti-
schen Ethik (auch 
Verantwortungs-
ethik genannt), die 
Handlungen nach 
ihren Wirkungen 
(wie zum Beispiel 
Kosten und Nutzen) 
beurteilt. Vgl.  
Eidgenössische 
Ethikkommission 
für die Biotech - 
no logie im Ausser-
humanbereich, 
2010.
Die Risikoregulierung 
konzentriert sich  
traditionell auf den 
Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der 
Umwelt.
Das Beispiel Gentech- 
nik zeigt, dass die 
Bürger innen und Bürger 
neben dem Gesund heits- 
und Umweltschutz  
noch weitere Bedenken  
haben, die zusam-
menfassend als  
kulturelle Typisierun-
gen bezeichnet werden 
können.
Im Kontrast zu ihrer 
faktischen Bedeutung 
werden kulturelle  
Typisierungen in der 
Risikoregulierung kaum 
beachtet.
62) European  
Communities –  
Measures Affecting 
the Approval and 
Marketing of Biotech 
Products, Panel 
Report WT/DS 291, 
292, 293/R 29. 
19.9.2006.
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Statt durch verbindliche Regulierung könnte den kul-
turellen Typisierungen auch mit Produktkennzeich-
nungen Rechnung getragen werden. 
Die Schweiz ist wie die EU diesen Weg 
mit den Kennzeichnungspflichten für 
gentechnisch veränderte Lebensmit-
tel gegangen. Allerdings ist die Kenn-
zeichnung nur erforderlich, wenn das 
Lebensmittel gentechnisch veränderte 
Zellen enthält oder wenn es von GVO 
erzeugt worden ist, wie etwa Milch von gentechnisch 
veränderten Kühen.63 Nicht kennzeichnungspflichtig 
sind dagegen Lebensmittel, wenn der erzeugende Orga-
nismus mit gentechnisch veränderten Futtermitteln 
ernährt worden ist, wie Schweine, die mit gentechnisch 
verändertem Soja gefüttert werden. Daraus ergibt sich 
ein Anreiz für Importe von gentechnisch 
veränderten Futtermitteln64 für die in-
dustrialisierte Tiermast. Soweit Betriebe 
– wie in der Schweiz noch üblich – auf 
gentechnisch veränderte Futtermittel 
verzichten, geraten sie in Konkurrenz 
mit Importprodukten, die sich diese Be-
schränkung nicht auferlegen und des-
halb womöglich billiger sind. Dass die Fütterungsbe-
dingungen nicht zu kennzeichnen sind, behindert die 
Wahlfreiheit der Konsumenten. 
Wir schlagen deshalb vor, dass die Schweiz eine Kennzeichnung auch solcher 
Lebensmittel vorschreibt, die aus Tieren stammen, die mit gentechnisch verän-
derten Futtermitteln gefüttert wurden.65
Zu diskutieren sind auch Kennzeichnungen des Gegen-
teils, also solche, die die Gentechnikfreiheit hervorheben. 
Die EU kennt ein solches Label nicht. Gentechnikfrei-
heit ist aber in verschiedenen anderen Kennzeichnungen 
implizit enthalten, wie insbesondere in denjenigen des 
biologischen Landbaus. Die Schweiz dagegen hat eine 
Regelung der Kennzeichnung von Produkten als «ohne 
Gentechnik hergestellt» eingeführt, die recht anspruchs-
volle Nachweispflichten auferlegt und deshalb in der Pra-
xis nicht wirklich verbreitet ist.66
63) Art. 7 Verord-
nung des EDI vom 
23.11.2005 über 
gentechnisch verän-
derte Lebensmittel; 
Art. 12 VO (EG) 
1829/03.
64) Die Vermarktung 
ist allerdings bewilli-
gungspflichtig, siehe 
Art. 12 des Gentech-
nikgesetzes. In der 
EU sind solche 
Futtermittel kenn-
zeichnungspflichtig, 
siehe Art. 24  
VO (EG) 1829/03. 
65) Zu dieser Frage 
ist eine Revision der 
Verordnung über 
gentechnisch verän-
derte Lebensmittel 
in Arbeit. Die  
Vernehmlassung 
zum revidierten 
Gesetzestext dauerte 
bis am 31.3.2014.
66) Vgl. Art. 7  
Abs. 8 Verordnung 
des EDI über gen-
technisch veränderte 
Lebensmittel.
Statt mit Regulierung 
könnte den kulturellen 
Typisierungen auch  
mit Produktkennzeich-
nungen Rechnung  
getragen werden.
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Ausgleich der Vorteile aus der Nutzung 
genetischer Programme
Wer in welcher Weise an den Vorteilen von genetischen 
Programmen partizipiert, die durch Forschung weiter-
entwickelt worden sind, hängt davon 
ab, wer über Ausschliesslichkeitsrechte 
verfügt. Im Kapitel über Souveränitäts- 
und Eigentumsrechte ist geklärt worden, 
dass die genetischen Programme, die in 
der Schweiz in situ (d. h. in der Natur) 
oder ex situ (d. h. in botanischen Gärten 
und in anderen Sammlungen) vorhan-
den sind oder in Laboren neu geschaf-
fen worden sind, der Souveränität der 
Schweiz unterliegen. Nach dem gegen-
wärtigen Stand der schweizerischen Gesetzgebung sind 
sie im innerstaatlichen Recht als eigentumslos anzuse-
hen. In- und ausländische Forscher können auf sie zugrei-
fen, sie verändern und sie neu kombinieren. Die daraus 
gewonnenen Vorteile müssen nicht mit dem schweizeri-
schen Staat geteilt werden. Nur wenn geistige Eigentums-
rechte an ihnen begründet worden sind, ist zu beachten, 
dass die Veränderung bzw. die Neukombination von der 
Zustimmung des Rechtsinhabers abhängen kann und un-
ter gewissen Umständen Vorteile mit ihm zu teilen sind.
Ein Zugangsregime wurde in der Schweiz nicht 
gesetzlich vorgeschrieben, der Bundesrat ist jedoch 
ermächtigt, Zugangsregeln einzuführen.67 Bisher ha-
ben nur wenige Industrieländern wie Australien und 
Norwegen eine Zugangsregelung getroffen. Die EU 
hat die Thematik nicht harmonisiert und die Regelung 
dementsprechend den Mitgliedstaaten freigestellt. In der 
Bundesrepublik Deutschland z. B. ist anscheinend kei-
ne solche Regelung geplant. In der Tat 
sprechen mehrere Argumente gegen 
eine Zugangsregelung. Der freie Prozess 
von Forschung und Entwicklung würde 
enormen bürokratischen Hindernissen 
ausgesetzt. Die Schweiz müsste den 
Prozess von der Probenahme über die 
vielen Stufen der F&E bis zum vermarkt-
baren Produkt oder geistigen Eigen-
tumsrecht überwachen, und zwar nicht 
nur im Inland, sondern auch soweit er 
sich ins Ausland erstreckt. Zudem ist der mögliche mo-
netäre Ertrag vermutlich sehr gering. 
Denn es hat weltweit bisher kaum Fäl-
le monetären Vorteils ausgleichs gege-
ben, obwohl die Verpflichtung bereits 
seit dem Inkraft treten der CBD 1993 
bestand. Jedenfalls dürften auf lan-
ge Zeit die Transaktionskosten höher 
sein als der mögliche Ertrag. Wichti-
ger als monetäre Vorteile sind Vorteile 
aus Kooperationen in Forschung und 
Entwicklung. Solche nicht-monetären 
Vorteile zu stiften ist auch das Anlie-
gen des zurzeit herrschenden internationalen Diskurses 
über Vorteilsausgleich (Kamau/Winter 2013). 
Es ist aus diesen Gründen davon abzuraten, dass der Bundesrat von der gesetz-
lichen Ermächtigung, ein Zugangsregime für genetische Ressourcen einzuführen, 
Gebrauch macht.
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67) Art. 23 q Abs. 1 
Natur- und Heimat-
schutzgesetz lautet: 
«Der Bundesrat kann 
den Zugang zu 
genetischen Ressour-
cen im Inland von 
einer Meldung oder 
Bewilligung sowie 
zusätzlich von  
einer Vereinbarung, 
welche die Nutzung 
der genetischen 
Ressourcen und die 
Aufteilung der sich 
daraus ergebenden 
Vorteile regelt, 
abhängig machen.», 
(Bundesgesetz com 
1.7.1966 über den 
Natur- und Heimat- 
schutz)
Der freie Prozess von 
Forschung und  
Entwicklung würde 
durch ein Zugangs-
regime enormen  
bürokratischen Hinder-
nissen ausgesetzt.  
Zudem ist der mögliche 
monetäre Ertrag  
vermutlich sehr gering.
Wer in welcher Weise 
von der Nutzung  
von genetischen  
Programmen profitiert, 
die weiterentwickelt 
worden sind, hängt  
davon ab, wer über 
Ausschliesslichkeits-
rechte verfügt.
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Verteilungsfragen stellen sich aber 
nicht nur in Bezug auf Vorteile aus in 
der Schweiz vorhandenen genetischen 
Programmen, sondern auch auf sol-
che, die im Ausland vorkommen, in die 
Schweiz transferiert werden und im In-
land Gegenstand von F&E sind. Soweit 
es sich dabei um genetische Ressourcen 
im Sinne der CBD handelt, die sich in 
situ und ex situ befunden haben und 
dort entnommen worden sind, ist, wie 
bereits im Eigentumskapitel ausgeführt, der Lieferstaat 
berechtigt, Zugangsregeln zu schaffen und einen Vorteils-
ausgleich zu fordern.68
Auf der anderen Seite sind die Nutzerstaaten 
zu bestimmten Kontrollen verpflichtet, die im Nagoya 
Protokoll spezifiziert sind. Sie sind verpflichtet, sicher zu 
stellen, dass genetische Ressourcen, die auf ihrem Gebiet 
F&E-Prozessen unterliegen, in Übereinstimmung mit 
den Zugangsregeln des Lieferstaates entnommen und 
ausgeführt worden sind, und dass im Hinblick auf den 
Vorteilsausgleich mutually agreed terms (MAT) verein-
bart worden sind.69 Zudem müssen die Nutzerstaaten für 
die Durchsetzung der abgeschlossenen Verträge gericht-
liche und andere Institutionen zur Ver-
fügung stellen.70 Die Schweiz formuliert 
in ihrem Gesetz zur Umsetzung des 
Nagoya Protokolls das Folgende:71
«Art. 23 n Sorgfaltspflicht
(1) Wer gemäss dem Protokoll von Na-
goya genetische Ressourcen nutzt oder 
unmittelbar Vorteile aus deren Nutzung 
erzielt (Nutzende), muss die nach den Umständen gebo-
tene Sorgfalt anwenden, um zu gewährleisten, dass
a.  der Zugang zu den genetischen Ressourcen rechtmäs-
sig erfolgt ist; und
b.  einvernehmlich festgelegte Bedingungen zur ausgewo-
genen und gerechten Aufteilung der erzielten Vorteile 
vereinbart worden sind.
Art. 23 o Meldepflicht
Die Einhaltung der Sorgfaltspflicht muss vor der Markt-
zulassung oder, falls eine solche nicht erforderlich ist, 
vor der Vermarktung von Produkten, deren Entwicklung 
auf genutzten genetischen Ressourcen basiert, dem BAFU 
gemeldet werden.
Art. 24 a 
(1) …
(2) Mit Busse bis zu 100 000 Franken wird bestraft, wer 
vorsätzlich keine oder falsche Angaben nach Artikel 23 o 
macht; handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe eine 
Busse bis zu 40 000 Franken.»
Die Verpflichtung des Forschers oder des Entwicklers 
(d. h. des Nutzenden) erstreckt sich also nur auf die Ein-
haltung der Zugangsbedingungen des Liefer staates. Eine 
selbstständige Pflicht zum Vorteilsausgleich war noch im 
Gesetzesentwurf vorgeschlagen worden,72 sie ist in der 
verabschiedeten Gesetzesfassung aber 
nicht mehr enthalten. Das ist zu bedau-
ern, weil die Schweiz auf diese Weise 
über eine minimalistische Interpreta tion 
des Nagoya Protokolls hinausgegangen 
wäre und, mit gutem Beispiel vorange-
hend, bei den Ressourcenstaaten hätte 
Vertrauen gewinnen können. 
68) Art. 15 CBD  
und Art. 5 und 6 
Nagoya Protokoll. 
Das letztere tritt 
nach Beitritt durch 
50 Staaten in Kraft. 
Die Schweiz hat das 
Protokoll am 11.7.14 
unterzeichnet und 
seine Bestimmungen 
im Natur- und  
Heimatschutzgesetz 
umgesetzt.
69) Art. 15 Nagoya 
Protokoll.
70) Art. 18 Nagoya 
Protokoll.
71) Art. 23 n und 
23 o Natur- und 
Heimatschutzgesetz. 
Als praktische  
Anleitung für For-
scher siehe Access 
and Benefit Sharing. 
Good practice for 
academic research 
on genetic resources, 
Swiss Academy  
of Sciences, 2006 
(Autorinnen:  
S. Biber-Klemm und 
S. Martinez). Siehe 
auch den Modell-
vertrag Agreement 
on Access and  
Benefit Sharing for 
Non-Commercial 
Research. Sector 
specific approach 
containing Model 
Clauses, Swiss Aca-
demy of Sciences, 
2010 (Autorinnen:  
S. Biber-Klemm, 
S. Marinez, A. Jacob, 
A. Jevtic).
72) In der Entwurfs-
fassung hiess es in 
Art. 23 n: der Nut-
zende müsse «die 
nach den Umständen 
gebotene Sorgfalt 
anwenden, um zu 
gewährleisten, dass 
[…] b. diese Vorteile 
ausgewogen und 
gerecht geteilt wer-
den». Der Entwurf 
ist zugänglich unter 
www.sib.admin.ch/
uploads/media/
Entwurf_Gesetzes 
aenderungen_DE.pdf
Verteilungsfragen  
stellen sich nicht nur 
bei inländischen  
Ressourcen, sondern 
auch bei genetischen 
Programmen, die in  
die Schweiz transferiert 
werden und im  
Inland Gegenstand von  
F&E sind. 
Wer gemäss dem  
Protokoll von Nagoya 
genetische Ressourcen 
nutzt oder unmittel bar 
Vorteile daraus er- 
zielt, muss gewährleis-
ten, dass der Zugang  
zu den genetischen  
Ressourcen rechtmässig 
erfolgt ist.
39
Bedenklich ist auch, dass die Einhaltung 
der Sorgfaltspflicht erst auf der Stufe der 
Vermarktung eines auf genetischen Res-
sourcen basierten Produkts den Behör-
den zu melden ist, und dass auch nur 
die Erfüllung der Meldepflicht durch 
Busse sanktioniert wird. Dies bedeutet, 
dass der ganze Prozess der Forschung 
und Entwicklung an genetischen Res-
sourcen von Kontrollen freigestellt ist. 
Das dürfte kaum mit dem Nagoya-Pro-
tokoll vereinbar sein. Dessen Art. 15 
Abs. 1 und Art. 18 verlangen, dass die Nutzung der ge-
netischen Ressourcen, d. h. ihre Erforschung und Weiter-
entwicklung, im Hinblick auf die Beachtung der Bedin-
gungen des Ressourcenstaates von den Nutzer staaten 
überwacht werden muss. 
Besonders problematisch ist, wie die 
«sich aus der Nutzung der genetisch en 
Ressourcen ergebenden Vorteile»73 fest-
gestellt werden können. Der Prozess 
der In-Wert-Setzung des genetischen 
Programms kann sehr lang sein. Insbe-
sondere können in diesem Prozess zwi-
schen dem Zugang zum biologischen 
Material und der Vermarktung eines 
Endproduktes Phasen geschaltet sein, 
in denen sich die Informationen über 
die genetische Ressource in der public 
domain (wie z. B. öffentlich zugänglichen Datenbanken) 
befinden. Zugriffe auf die public domain können dann 
für privatisierte Kenntnisse und Erzeugnisse benutzt 
werden.
Wir empfehlen, näher zu untersuchen, ob die Schweiz als Nutzerstaat verpflich-
tet und in der Lage ist, den hiesigen Datenbanken vorzuschreiben, die Rückführ-
barkeit von Informationen auf den Ursprungs-Staat sicherzustellen und auf die 
Einhaltung der Zugangsbedingungen zu achten. 
Ein anderer Aspekt der Bestimmung der Vorteile ist, 
dass sich der Ausgriff des souveränen Rechts des Liefer-
staats im Prozess der In-Wert-Setzung verflüchtigen kann. 
Das ist zum Beispiel dann der Fall, wenn das genetische 
Programm nur dazu verwendet wird, durch Vergleich 
mit einem anderen Programm das letztere besser zu be-
stimmen. Anschliessend wird das Letztere und nicht das 
Erstere für die Produktentwicklung genutzt. 
Wir empfehlen, die Möglichkeit genauer zu untersuchen, ob sich der Anspruch 
auf Vorteilsausgleich aus einer genetischen Ressource im Verlauf der Forschung 
und Entwicklung erschöpft. 
Die Schwierigkeiten, welche die Bestimmung der Vor-
teile aus der Nutzung genetischer Ressourcen berei-
tet (Kamau/Winter 2013), sollten dazu veranlassen, 
grundsätzlicher über Alternativen zum bilateralen An-
satz «Zugang gegen Vorteilsausgleich», der das Nagoya 
Protokoll charakterisiert, nachzudenken.
Wir regen an, eine Vielfalt von multilateralen Ansätzen des Ausgleichs von 
Vorteilen aus der Nutzung genetischer Ressourcen zu erwägen, die von For-
schungskooperationen über Material- und Datenpools bis zu finanziellen Fonds 
reichen. Die Schweiz könnte in die anstehenden internationalen Verhandlungen 
eine eigene Position einbringen, die ihre bisherige Pionierrolle bei der Entwick-
lung bilateraler Vertragslösungen weiterentwickeln würde. 
73) Art. 1 dbis Natur- 
und Heimatschutz- 
gesetz.
Die Einhaltung der 
Sorgfaltspflicht ist erst 
auf der Stufe der  
Vermarktung behördlich 
zu melden. Dies bedeu-
tet, dass der ganze 
Prozess der Forschung 
und Entwicklung an  
genetischen Ressourcen 
von Kontrollen freige-
stellt ist. 
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Zusammenfassung
Die verschiedenen biotechnischen Nutzungen geneti-
scher Programme werden zu stark in separaten Foren 
diskutiert – ebenso deren rechtliche Regulierung. Nö-
tig ist eine Gesamtsicht, die einerseits die verschiede-
nen Nutzungen und die andererseits die verschiedenen 
Regulierungsaspekte systematisch erfasst. Die Gesamt-
sicht soll anregen, Gemeinsamkeiten in den Entwicklun-
gen und Herausforderungen der Nutzungen zu entdecken 
und daraus Ziele für einen nachhaltigen Umgang mit ge-
netischen Ressourcen zu formulieren. 
Schlüsse und Empfehlungen 
Es ist sowohl in Wissenschaft, Technik und Wirtschaft 
wie auch im Recht eine Bewegung vom Phänotyp zum 
Genotyp festzustellen. Was dies für die Schweiz bedeutet, 
ist noch nicht ausreichend durchdacht. Wir empfehlen, 
die Auswirkungen genauer zu untersuchen und politisch 
zu bewerten.
Der Begriff «genetische Ressourcen», wie er von 
der Konvention über biologische Vielfalt eingeführt wur-
de, genügt im vorliegenden Zusammenhang nicht, weil 
er künstlich hergestellte Sequenzen nicht einschliesst. 
Wir schlagen vor, den inhaltlich erweiterten Begriff 
«genetische Programme» zu verwenden, damit auch 
die Produkte der Synthetischen Biologie angesprochen 
werden. Wir definieren den Begriff wie folgt: Das geneti-
sche Programm besteht aus natürlich gewachsenen oder 
künstlich zusammengestellten DNA- und RNA-Sequen-
zen. Es wird normalerweise in Zellen vorgefunden oder 
in sie eingebaut, kann aber auch subzellulär gesondert 
hergestellt und verwendet werden.
Die Eingriffstiefe moderner Züchtungsverfahren 
stellt die Grenzziehung zwischen Züchtung und Gen-
technik im rechtlich bisher definierten Sinn in Frage. 
Wir empfehlen deshalb, die Grenzziehung neu zu über-
denken. Ebenso zur Synthetischen Biologie: Diese radi-
kalisiert die Umgestaltung vorhandener Organismen, 
was wiederum eine Abgrenzung zur Gentechnik nötig 
macht. Wir empfehlen zudem, näher zu untersuchen, ob 
die aktuellen Entwicklungslinien der Biotechnologie in 
der Schweiz die besten Möglichkeiten für Erkenntnisse 
und Nutzungen repräsentieren, oder ob andere Linien 
entwickelt werden sollten.
Als Grundlage für politische Diskussionen und 
Entscheide rund um die Nutzung genetischer Program-
me sollte genauer erhoben werden, inwieweit die Ent-
wicklung von genetischen Programmen in der Schweiz 
auf Privatisierung zielt und inwieweit die Forschung 
ihre Ergebnisse der public domain zur Verfügung stellt. 
Wir empfehlen, dass Ergebnisse der Grundlagenfor-
schung an genetischen Programmen möglichst weitge-
hend in die public domain gestellt werden. Dabei soll 
gesichert sein, dass die Kosten für die dauerhafte neutra-
le Aufbewahrung und Verfügbarkeit der Informationen 
abgegolten werden.
Wir regen an, dass die auf genetische Program-
me bezogenen internen und grenzüberschreitenden 
Sammlungen, Austauschnetzwerke und Forschungs- 
und Entwicklungs aktivitäten der Schweiz in einer eige-
nen Studie erfasst und unter Leistungs- und Kostenas-
pekten bewertet werden.
Wir sind der Ansicht, dass Entdeckungen an ge-
netischen Programmen als Beitrag zum gemein samen 
Wissensbestand der Gesellschaft gewertet werden sol-
len. Wir empfehlen deshalb, dass die Schweiz im Rah-
men internationaler Verhandlungen gegen eine Paten-
tierbarkeit von Entdeckungen votiert. Patente sollen 
erst für späte Phasen der In-Wert-Setzung genetischer 
Programme zulässig sein.
Die Entwicklung zu einer immer grösseren 
Inbesitznahme der lebenden Natur durch geistige Pri-
vateigentumsrechte trägt zu einer fortschreitenden 
Indu strialisierung der Landwirtschaft bei, mit proble-
matischen sozialen und ökologischen Folgen. Wir emp-
fehlen deshalb zu untersuchen, in welcher Weise die 
Patentierbarkeit im Pflanzen- und Tierbereich einge-
schränkt werden kann.
Die Forschungsförderung rund um genetische 
Programme sollte den Nutzen der jeweiligen Projekte 
und Programme kritisch reflektieren und Gelder nur in 
Kombination mit Forschung über Nebenwirkungen auf 
Gesundheit und Umwelt vergeben. Wir empfehlen, dass 
die Auswahl von Förderprogrammen pluralistisch unter 
Einbeziehung von Umweltinteressen erfolgen soll. Dabei 
soll neben der Programmforschung auch die Förderung 
frei initiierter Forschungsthemen Bedeutung behalten. 
Staatliche und private Prioritäten dürfen bei Auswahl 
und Durchführung von Forschung und Entwicklung 
das Prinzip der Selbstdeterminierung der Forschung 
nicht verdrängen.
Zur Sicherung des gesellschaftlichen Nutzens 
empfehlen wir, dass die agrarökologischen Auswirkun-
gen der schweizerischen Sortenprüfung genauer un-
tersucht werden. Dies soll möglichst im Vergleich zu 
ausgewählten EU-Staaten erfolgen. Weil Landwirte sich 
überwiegend an informellen Anbauempfehlungen orien-
tieren, regen wir zusätzlich an zu untersuchen, welche 
Funktion die verbindlichen Sortenkataloge noch haben. 
Es könnte sein, dass ihre Rolle als Qualitätsgarant von 
den informellen, aber konkreteren Anbauempfehlungen 
abgelöst worden ist. Wir legen ausserdem nahe zu un-
tersuchen, ob die Nischenzulassung für Landrassen sich 
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zweckentsprechend ausgewirkt hat, und ob eine weitere 
Öffnung der Zulassungsmöglichkeiten zugunsten bäuer-
licher Landwirtschaft erforderlich ist.
Um die Gesundheits- und Umweltrisiken zu be-
grenzen, empfehlen wir, den Anwendungsbereich des 
Gentechnikgesetzes auf bestimmte stark eingreifende 
Züchtungsmethoden auszuweiten oder für diese die Ri-
sikobewertung im Umweltschutzrecht und Sortenzulas-
sungsrecht anzupassen. Zugleich müsste die Methodik 
der Risikobewertung auf die Besonderheiten der Me-
thoden der gezielten Züchtung zugeschnitten werden. 
Voraussetzung wäre eine genauere Studie über Stand, 
Nutzen und Risiken der neuen, das Genom stark verän-
dernden Züchtungsmethoden.
Wir regen an, Untersuchungen darüber zu ini-
tiieren, welche Entwicklungslinien der Synthetischen 
Biologie bedeutende Risiken für Mensch oder Umwelt 
bergen und deshalb in den Anwendungsbereich des 
Gentechnikgesetzes einbezogen werden müssen. Wir 
empfehlen ausserdem, für die Synthetische Biologie 
spezifische neue Methoden der Risikobewertung zu ent-
wickeln. Diese müssen auf bestimmten Tests beruhen, 
denen die erzeugten Organismen ausgesetzt werden. 
Die Risikobewertung von gentechnisch verän-
derten Organismen soll auf ein Leitbild «sanfter Gen-
technik» ausgerichtet werden. Wenn eine Risikobewer-
tung zum Schluss kommt, dass das verbleibende Risiko 
ungewiss, gering oder zu vernachlässigen ist, empfehlen 
wir, dass zusätzlich der Nutzen des Organismus genau 
beschrieben und begründet werden muss.
Wir begrüssen die Bildung freiwilliger Vereinba-
rungen zur Koexistenz von mit und ohne Gentechnik 
arbeitender Landwirtschaft, mit denen gentechnikfreie 
Regionen geschaffen werden. Darüber hinaus empfehlen 
wir, auch raumplanerische Lösungen zu erwägen. 
In Bezug auf den Warenaustausch schlagen 
wir vor, politisch zu diskutieren und mit Studien zu 
prüfen, ob es sich empfiehlt, für biotechnische Produkte 
herstellungs bezogene Investitions- und Importregelun-
gen zu treffen. 
Weil die Gesellschaft politisch sensibel reagiert, 
wenn es um die Veränderung von Lebewesen geht, emp-
fehlen wir, dass die Schweiz die Rolle der kulturellen 
Typisierungen im Bereich der Regulierung der biotechni-
schen Nutzung genetischer Programme genauer studiert 
und sie in regulativen Zusammenhängen beachtet. Wir 
schlagen ausserdem vor, dass die Schweiz eine Kenn-
zeichnung auch derjenigen Lebensmittel vorschreibt, 
die aus Tieren stammen, die mit gentechnisch veränder-
ten Futtermitteln gefüttert wurden.
In Bezug auf den Ausgleich von Vorteilen aus der 
Nutzung genetischer Programme der Schweiz sind wir 
der Ansicht: Es ist davon abzuraten, dass der Bundesrat 
von der gesetzlichen Ermächtigung Gebrauch macht, ein 
Zugangsregime für genetische Ressourcen der Schweiz 
einzuführen. Wir empfehlen hingegen, näher zu unter-
suchen, ob die Schweiz als Nutzerstaat verpflichtet und 
in der Lage ist, den hiesigen Datenbanken vorzuschrei-
ben, die Rückführbarkeit von Informationen auf den 
Ursprungs-Staat sicherzustellen und auf die Einhaltung 
der Zugangsbedingungen zu achten. Wir empfehlen au-
sserdem, die Möglichkeit genauer zu untersuchen, dass 
sich der Anspruch auf Vorteilsausgleich aus einer geneti-
schen Ressource im Verlauf der Forschung und Entwick-
lung erschöpft.
Eine Vielfalt von multilateralen Ansätzen für den 
Vorteilsausgleich der Nutzung genetischer Ressourcen 
ist aus unserer Sicht erstrebenswert. Die Instrumente 
sollten dabei von Forschungskooperationen über Mate-
rial- und Datenpools bis zu finanziellen Fonds reichen. 
Die Schweiz könnte in die anstehenden internationalen 
Verhandlungen eine eigene Position einbringen, die ihre 
bisherige Pionierrolle bei der Entwicklung bilateraler 
Vertragslösungen weiterentwickeln würde.
Kernempfehlungen der Autoren
• Gezielte Züchtung, Gentechnik und Synthetische 
Biologie sollten nicht fragmentiert, sondern in einer 
Gesamtsicht als Varianten biotechnischer Nutzung 
genetischer Ressourcen gedacht, untersucht und regu-
liert werden.
• Bei Ausgestaltung von Eigentumsrechten an geneti-
schen Ressourcen, an Informationen über sie und an 
genetisch veränderten Organismen sollte der Gesetz-
geber vorrangig Formen des Gemeineigentums statt 
solche des Privateigentums wählen. 
• Die Förderung der biotechnischen Nutzung geneti-
scher Ressourcen sollte vermeiden, einem unreflek-
tierten «hype» zugunsten modischer Entwicklungen 
zu folgen.
• Die Regulierung von Risiken für Gesundheit und Um-
welt sollte neu so geordnet werden, dass erstens den 
spezifischen Risiken der drei genannten Biotechniken 
Rechnung getragen wird. Zweitens sollte die Regulie-
rung so geordnet werden, dass sie eine «sanfte Bio-
technologie» anstrebt und dass sie drittens neben der 
Risikominimierung einen gesellschaftlichen Nutzen 
nachweist. 
• Kulturelle Typisierungen von biotechnisch verän-
derten oder geschaffenen Organismen sollten in der 
Regulierung genauer beschrieben und stärker berück-
sichtigt werden. 
• Im Hinblick auf den Zugang zu genetischen Ressour-
cen und den Ausgleich von Vorteilen aus ihnen soll 
die Schweiz ihr System des freien Zugangs zu ihren 
Ressourcen beibehalten.
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Seit einiger Zeit sind verschiedene biotechnologische Verfahren im Bereich der 
Pflanzenzüchtung in der Entwicklung, die – wie die Gentechnik – ebenfalls 
auf molekularer oder zellbiologischer Ebene ansetzen (vgl. Lusser et al. 2011, 
Vogel 2012). Aus wissenschaftlicher Perspektive sind die Grenzen zwischen der 
Gentechnik (Transgenese) und den neuen biotechnologischen Verfahren teil-
weise nicht eindeutig zu ziehen. Ob ein neues Verfahren der Gentechnik zu-
geordnet wird oder nicht, hat weit reichende Auswirkungen auf die einzuhal-
tenden Rechts- und Zulassungsvorschriften, auf die öffentliche Wahrnehmung 
und Akzeptanz sowie auf die Nutzung der Techniken durch die Züchtungs-
unternehmen. Entscheidungen hinsichtlich der rechtlichen Einordnung sind 
bislang weder in der EU noch in der Schweiz getroffen worden.
Aus Sicht der potentiellen Nutzer der neuen Techniken ist die Frage der 
rechtlichen Regulierung vor allem wegen der langen Zeitdauer und den ho-
hen Kosten eines GVO-Zulassungsverfahrens von zentra-
ler Bedeutung. Ebenso von Bedeutung ist der Schutz des 
geistigen Eigentums, also die Frage, wie sich die Verfahren 
und/oder die Produkte dieser Verfahren schützen lassen. 
Die Standardargumentation in diesem Zusammenhang lau-
tet: Nur ein starker Schutz der geistigen Eigentumsrechte 
(Patent schutz) garantiere einen angemessenen return on investment. Ohne die-
sen seien keine Investitionen in Forschung und Entwicklung und damit auch 
keine (technischen) Innovationen möglich.
Grundsätzlich relevant sind im Hinblick auf die neuen biotechnologischen 
Verfahren (analog zur Gentechnik) zunächst risikoethische Aspekte. So sind 
viele der neuen Methoden mit dem Anspruch verbunden, dass hier Lebewesen 
zielgerichtet und präzise, d. h. auf kontrollierbare Weise, «umgebaut» werden 
können. Dieser Anspruch bezieht sich nicht nur auf den technischen Prozess, 
sondern auch auf das daraus entstehende Produkt. Daraus wird abgeleitet, dass 
die Risiken gering(er) seien und dass eine Regulierung wie bei der Gentechnik 
unnötig sei. Diese Behauptungen sollten – unter Zuhilfenahme unabhängiger, 
natur wissenschaftlicher Expertise – aus risikoethischer Sicht geprüft werden. 
In einem ersten Schritt ist zu berücksichtigen, wie das Wissen über die 
Verfahren und die aus den Verfahren resultierenden Pflanzen bewertet wird. 
Wie im Bericht der Eidgenössischen Ethikkommission für die Biotechnologie im 
Ausserhumanbereich (EKAH) zu den ethischen Anforderungen der Freisetzung 
gentechnisch veränderter (GV-)Pflanzen ausführlich dargelegt wird, können in 
diesem Zusammenhang zwei Positionen unterschieden werden: Die Position 
des prinzipiellen Nichtwissens und die Position des unvollständigen Wissens 
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(EKAH 2012, S. 6 f). Während die erste Position davon aus-
geht, dass die gentechnische Veränderung einer Pflanze ei-
nen Eingriff in ein Gefüge darstellt und die Auswirkungen 
dieses Eingriffs prinzipiell nicht überblickt werden können, 
argumentiert die zweite Position, dass auch im Fall von 
GV-Pflanzen auf ein gewisses Mass an Analogie- und Erfah-
rungswissen zurückgegriffen werden kann. Dieses Analo-
giewissen könne zumindest als Ausgangspunkt dienen, um 
Auswirkungen einer gentechnischen Veränderung auf eine 
Pflanze und auf ihre Umwelt einzuschätzen (ebd., S. 7).
In einem zweiten Schritt ist bei den neuen biotechnologischen Verfahren 
die Frage zu beantworten, wie diese bzw. die aus den Verfahren resultierenden 
Pflanzen modellhaft erfasst werden sollen. Die EKAH unterscheidet im Hin-
blick auf GV-Pflanzen zwischen zwei Beurteilungsmodellen (vgl. ebd., S. 8 f). 
Während das kausale Beurteilungsmodell von der Annahme der substanziel-
len Äquivalenz zwischen gentechnisch veränderten und herkömmlichen, nicht 
gentechnisch veränderten Pflanzen ausgeht, liegt dem Risikomodell (ebd., 
S. 10 f) die Vorstellung zugrunde, dass das Wissen über GV-Pflanzen grundsätz-
lich unvollständig ist und dass diese Pflanzen immer auch unbeabsichtigte und 
unerwartete Effekte haben können. 
Obwohl das zweite Modell ebenfalls von einer kausal determinierten 
Welt ausgeht, besteht hier der grundsätzliche, und aus Sicht der Autorin auch 
berechtigte, Vorbehalt, dass Menschen aufgrund ihrer be-
grenzten Erkenntniskapazität nicht in der Lage sind, die 
gesamte Komplexität aller Ursachen und Wirkungen er-
fassen zu können. Daraus folgt, dass eine abschliessende 
Beurteilung der Auswirkungen von freigesetzten GV-Pflan-
zen nicht möglich ist. Stattdessen können immer nur vor-
läufige Aussagen auf der Grundlage des jeweils zur Verfü-
gung stehenden Wissens gemacht werden. Die Beurteilung 
von gentechnisch bzw. mittels Biotechnologie veränderten 
Pflanzen muss daher immer eine Risikobeurteilung sein. 
Die bei Frei setzungsversuchen erhobenen Daten lassen nur 
Aussagen über die Eintrittswahrscheinlichkeit eines nega-
tiven Ereignisses zu, nicht jedoch Aussagen, ob solch eine 
Pflanze sicher ist oder nicht.
Im Fall von GVO geht die schweizerische Gentech-
nikgesetzgebung davon aus, dass die Daten aus Labortests 
und Gewächshäusern für eine adäquate Risikobeurteilung 
nicht ausreichen. Um die bestehenden Unsicherheiten zu 
verringern und das nötige Wissen für eine Beurteilung zu 
generieren, verlangt der Gesetzgeber deshalb, dass GVO 
nur schrittweise in die Umwelt gebracht werden dürfen; 
vom geschlossenen System des Labors über Freisetzungs-
versuche unter kontrollierter Bedingungen bis hin zur 
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kommerziellen Freisetzung (ebd., 16). Aufgrund der derzeit äusserst dürfti-
gen Datenlage zur Risikobeurteilung der neuen Verfahren (vgl. Eckerstorfer 
et al. 2014), liegt es nahe, auch in diesem Bereich ein schrittweises Vorgehen 
vorzuschreiben.
Im Hinblick auf das Thema «neue biotechnologische Verfahren und Pa-
tente» haben die von der EKAH angestellten grundsätzlichen Überlegungen 
zu Patenten auf Pflanzen (Lebewesen) noch immer ihre Berechtigung. Dies 
gilt zum einen für die Frage, ob sich das Patentsystem konzeptuell auch für 
Erfindungen im Zusammenhang mit Lebewesen eignet. 
Dieser Aspekt ist deshalb noch immer von Bedeutung, weil 
die, auch in der EKAH-Broschüre von 2001 angemahnte, 
gesellschaftliche Diskussion über diese Frage bislang kaum 
stattgefunden hat. Zum anderen ist – gerade auch im Hin-
blick auf die neuen Verfahren – erneut zu diskutieren, ob 
es ethische Einwände gegen die Patentierung von Pflanzen 
(Lebewesen) aufgrund der Auswirkungen der Patentierung 
gibt (vgl. ausführlich EKAH 2001, 13 f). Zu ergänzen wären 
hier die beiden folgenden Aspekte:
• Welchen Einfluss hat die zunehmende «Technisierung» der Züchtung von 
Pflanzen, die durch Patente weiter forciert wird, auf den Aspekt der Würde 
der Kreatur?
• Welche Auswirkungen hat die Patentierung von Pflanzen auf unsere Wahr-
nehmung von Lebewesen und unseren Umgang mit ihnen? Dies betrifft so-
wohl die Züchterin/Forscherin, als auch den Landwirt und die Konsumentin.
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Dass der gesellschaftliche Nutzen das oberste Ziel staatlicher Regulierungen 
sein soll, wird wohl kaum jemand in Frage stellen. Doch gerät durch die Zer-
splitterung und Spezialisierung der Diskussionen und Ge-
setzgebungen dieses Ziel oft aus dem Blickfeld. Partikular-
interessen, welche teilweise mit den gesellschaftlichen 
Interessen im Konflikt stehen, erhalten so mehr Gewicht. 
Aus diesem Grund ist der integrierte Ansatz der sanu 
durabilitas zu begrüssen, der getrennte Diskurse zusam-
menführen möchte. Dass sich sanu durabilitas dabei an der «starken Version» 
der Nachhaltigkeit der Ressourcennutzung orientiert, ist zentral: Wir sehen 
dieses Ziel als Teil eines weiter ausgelegten gesellschaftlichen Nutzens. 
Die Regulierung des geistigen Eigentums wird für die zukünftige Land-
wirtschaft ausserordentlich wichtig sein. Im Bereich der genetischen Ressour-
cen bedeutet dies, dass wir beim Formulieren aller Regulierungen, welche 
diese Ressourcen betreffen, das Ziel des gesellschaftlichen Nutzens und der 
Nachhaltigkeit miteinbeziehen müssen. Dass dies heute meist nicht oder nicht 
in genügender Weise geschieht, möchte ich anhand der Regulierungen für 
Geistiges Eigentum erläutern. 
Der Schutz von Geistigem Eigentum ist nur zu rechtfertigen, wenn da-
durch Innovation gefördert wird. Wenn der Staat Monopole erlaubt, die im 
Grundsatz volkswirtschaftlich schädlich sind, braucht es dafür einen Gegen-
wert – und das sollten in diesem Fall (sinnvolle) Erfindungen sein, die sonst 
nicht gemacht würden. Die Aufgabe des Staates ist es nun, 
die Regelungen rund um Geistiges Eigentum so zu gestal-
ten, dass sie möglichst viel Innovation ermöglichen. Wie 
Grafik 1 (weisse Linie, P1) zeigt, kann man dabei nicht da-
von ausgehen, dass mehr Schutz immer mehr Innovation 
bedeutet. Es ist viel mehr der Fall, dass sich ab einer gewis-
sen Stufe mehr Schutz kontraproduktiv auf die Innovation auswirkt. Bei der 
Entwicklung des heutigen Patentrechtes wurde dieser Sachverhalt nur in sehr 
beschränktem Masse berücksichtigt. Diverse Züchterverbände gehen heute da-
von aus, dass das aktuelle Patentsystem im Bereich Saatgut Innovation eher 
behindert als fördert. Es besteht ein Zuviel an Schutz.
François Meienberg
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Maximale Innovation ist aber auch kein genügender Indikator um den idealen 
Schutz von Geistigem Eigentum zu ermitteln. Der Staat muss hierfür noch 
andere gesellschaftliche Indikatoren miteinbeziehen wie zum Beispiel die 
Folgenden: 
• Ist die Erfindung für breite Bevölkerungsschichten zugänglich (z. B. bei Me-
dikamenten oder Saatgut)?
• Werden die Menschenrechte gewahrt (z. B. Recht auf Nahrung, Recht auf 
Gesundheit)? 
• Wie ist der Einfluss auf die Entwicklung der eigenen Forschung und 
Industrie?
Bezieht man diese weiteren Indikatoren mit ein, wird sich der ideale Schutz-
grad nochmals reduzieren (P2, grüne Linie).
Grafik 2 zeigt am Beispiel der Nutzpflanzen auf, welche Nebeneffekte 
und Wechselwirkungen durch den Schutz von Geistigem Eigentum zu beob-
achten sind. 
I
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Grafik 1: Innovationshöhe (I) in Bezug auf den Schutzgrad (P).
Quelle: Institut für Geistiges Eigentum, ergänzt durch EvB.
Maximale Innovationshöhe
Optimaler Schutzgrad
Grafik 2: Wechselwirkungen durch Geistige Eigentumsrechte auf Saatgut.
Quelle: EvB.
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Die Aufgabe des Gesetzgebers ist es nun, diese Effekte und Wechselwirkungen 
aus gesellschaftlicher Sicht zu beurteilen und bei der Ausformulierung des Ge-
setzes zu berücksichtigen. Leider wird dies kaum gemacht. Als das Schweizer 
Sortenschutzrecht vor rund 10 Jahren revidiert wurde, hat man die Schutz-
dauer um 5 Jahre auf 25, resp. 30 Jahre (für Reben, Baumarten und Kartof-
feln) verlängert. Das Bundesamt für Landwirtschaft konnte 
auf Nachfrage keine Erklärung dafür finden, warum die-
ser verlängerte Schutz den gesellschaftlichen Bedürfnissen 
besser entsprechen soll. Wenn die Schweiz geistiges Eigen-
tum betreffende Forderungen in Freihandelsverträge auf-
nimmt, kümmert sie sich ebenfalls nicht um die möglichen 
gesellschaftlichen Konsequenzen im Partnerland. Obwohl 
der Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte unter dem Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen in seinem jüngsten Bericht zur Schweiz emp-
fiehlt, beim Abschluss von Freihandelsabkommen jeweils 
eine menschenrechtliche Folgeabschätzung durchzufüh-
ren, und dabei spezifisch auch das Sortenschutzrecht be-
nennt, hat sich die Schweiz bis dato geweigert, solche Fol-
geabschätzungen durchzuführen. Es war stattdessen die 
Erklärung von Bern, welche gemeinsam mit Partner organi-
sationen eine menschenrechtliche Folgeabschätzung zu Sortenschutzrechten 
gemäss den UPOV Standards durchgeführt hat. Das Ergebnis zeigt auf, dass bei 
der Definition von Sortenschutzrechten mögliche Auswirkungen auf das Men-
schenrecht auf Nahrung viel stärker berücksichtigt werden müssen, als dies 
heute der Fall ist. Dies betrifft auch die Wirtschaftsaussenpolitik der Schweiz. 
Die zu enge oder gänzlich fehlende Folgeabschätzung bei der Regulie-
rung von genetischen Ressourcen betrifft natürlich nicht nur die Gesetze rund 
um Geistiges Eigentum. Dasselbe Problem besteht auch bei der Sortenzulas-
sung oder bei der Regulierung von gentechnisch veränderten Organismen 
(GVO). So werden im Schweizer Gentechnikgesetz kei-
nerlei soziökonomische Auswirkungen der Zulassung von 
GVO berücksichtigt wie beispielsweise diejenigen auf die 
landwirtschaftlichen Exporte. 2010 wurde im kanadischen 
Parlament eine Gesetzesvorlage diskutiert, welche bei der 
Zulassung von GVO eine wirtschaftliche Folgeabschätzung 
auf die Exportmärkte einbeziehen wollte. Die Vorlage wur-
de mit Unterstützung der Industrie abgelehnt. Dies ist ein 
weiteres Beispiel dafür, dass die Lobbyisten für Partikular-
interessen immer wieder verhindern, dass wichtige Fragen 
gestellt werden. Solange der Staat den Blickwinkel nicht weitet, wird es die 
Aufgabe von NGOs und der Wissenschaft sein, solche ganzheitlichen Folge-
abschätzungen einzufordern oder sogar selber durchzuführen.
Als das Schweizer Sorten- 
schutzrecht vor rund  
10 Jahren revidiert wurde, 
hat man die Schutz- 
dauer um 5 Jahre auf 25, 
resp. 30 Jahre verlängert. 
Das Bundesamt für 
Landwirtschaft konnte auf 
Nachfrage keine Erklärung 
finden, warum dieser 
verlängerte Schutz den 
gesellschaftlichen Bedürf- 
nissen besser entsprechen 
soll.
Solange der Staat keine  
ganzheitlichen Folge- 
abschätzungen geplanter 
Regulierungen von 
genetischen Ressourcen 
durchführt, wird dies die 
Aufgabe von NGOs und der 
Wissenschaft bleiben.
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Ökologische Pflanzenzüchter arbeiten nach den in den IFOAM-Richtlinien 
(Inter national Federation of Organic Agriculture Movements) vereinbarten 
ganzheitlichen Grundsätzen. Sorten, die im ökologischen Landbau verwendet 
werden, sollen demnach grundsätzlich nachbau- und vermehrungsfähig sein. 
Auf mechanische oder chemische Eingriffe ins Genom oder in die Zellen der 
Pflanzen wird bei der Züchtung nach Kriterien von Bio-Zertifizierungsstellen 
verzichtet.
Die Pflanzen wachsen während des gesamten Züchtungsprozesses auf 
bio-zertifizierten Betrieben und werden mittels eines geschulten Blicks der 
Züchterin auf die jeweiligen Zuchtziele hin selektiert und gekreuzt. Marker-
gestützte Analysetechnologien können diese Prozesse be-
gleiten. Züchter bio-zertifizierter Pflanzensorten verpflich-
ten sich aber zu Transparenz, d. h. zu einer Offenlegung 
sämtlicher im Zuchtgang verwendeter Methoden. Die 
Standortqualität und das Ertragspotential variieren im Bio-
landbau erfahrungsgemäss viel stärker als im konventio-
nellen Landbau. Von Sorten, die zertifiziert bzw. für die 
biologische Landwirtschaft geeignet sind, wird deshalb eine höhere Integrati-
onsfähigkeit in die Standortverhältnisse, das heisst hohe Anpassungsfähigkeit 
und grosse Plastizität, erwartet, was sich in stabilen Erträgen und konstant 
hoher Qualität zeigt. 
Die Pflanze «verinnerlicht» im Laufe ihres Wachstums ihre aktuellen 
Lebens- und Umweltbedingungen. Dies hat – zusammen mit den züchteri-
schen Selektionsentscheidungen – Auswirkungen auf ihre Gestalt, die Struk-
tur sowie auf die Ertragsleistung und die Qualität. Es gehört zu den Aufgaben 
des Züchtenden, mit diesen Anpassungsprozessen zu arbeiten, sie gezielt zu 
verbessern und den neuen Erfordernissen anzupassen. 
Normalerweise wird Züchtung über Saatgutverkauf und Lizenzen (Sor-
tenschutz) finanziert. Entsprechend dem ganzheitlichen Züchtungsansatz 
strebt die Biozüchtung eine Beteiligung aller Akteure der Wertschöpfungskette 
an. Die Landwirtin, die die Pflanzen anbaut, die Mühle, die das Getreide wei-
terverarbeitet, aber auch der Bäcker und, am Ende der Kette, der Konsument 
leisten ihren Beitrag. Der Sortenschutz schützt die Leistung der Züchtenden 
und gewährleistet den Zugang zu sämtlichen genetischen Ressourcen. Es be-
steht ein klares öffentliches Interesse an der Pflanzenzüchtung, denn sie leistet 
einen grossen Beitrag zur Biodiversität, zur Nahrungsmittelversorgung und 
zur Ernährungssicherung. Damit rechtfertigt sich auch eine Mitfinanzierung 
einer gemeinnützig ausgerichteten Züchtung durch die öffentliche Hand.
Stefanie Rost und Peter Kunz
Sorten, die im ökolo- 
gischen Landbau verwen- 
det werden, sollen 
grundsätzlich nachbau- und 
vermehrungsfähig sein. 
Die ökologische Pflanzenzüchtung 
hat nachbaufähige und öffentlich 
zugängliche Sorten zum Ziel.
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Alte Arten und Sorten aus den Genbanken bringen zwar 
eine gewisse genetische Vielfalt – jedoch sind diese Sorten 
nicht an die heutigen Umwelt- und Krankheitsbedingungen 
angepasst und liegen deshalb weit unterhalb dessen, was 
heutige Sorten zu leisten vermögen. Sie bieten nur in selte-
nen Fällen brauchbare Alternativen für die Landwirtschaft. 
In einigen Bereichen wie bei Sonnenblumen und Mais ist 
heute ausschliesslich Hybridsaatgut erhältlich, was eine 
faktische Privatisierung der genetischen Ressourcen be-
deutet. Die (gemeinnützige) Getreidezüchtung Peter Kunz 
arbeitet an neuen, nachbaufähigen Populationssorten, um 
den Genpool wieder öffentlich zugänglich zu machen. Die-
se Sorten können – bei Bedarf und Interesse – von den Landwirtinnen und 
Landwirten selbst vermehrt werden. 
In der Herstellung von (sterilen) Hybridsorten und in der von vielen Saat-
gutfirmen angestrebten Patentierung zeigt sich die starke Tendenz, das öffent-
liche Gut der Kulturpflanzenvielfalt zu privatisieren. Damit, und mit der Kon-
zentration der Züchtung auf einige wenige, weltweit operierende Firmen, ist 
die freie Verfügbarkeit von Biodiversität und die faire Preisbildung beim Saat-
gut nicht mehr gewährleistet. In den nächsten Jahren 
wird dies eine der grossen Herausforderungen werden 
– nicht nur für die kleinen Pflanzenzüchter sondern für 
die Gesellschaft überhaupt.
Alte Arten und Sorten aus 
den Genbanken bringen  
zwar eine gewisse 
genetische Vielfalt – jedoch 
sind diese Sorten nicht an 
die heutigen Umwelt-  
und Krankheitsbedingungen 
angepasst. Sie bieten nur  
in seltenen Fällen 
brauchbare Alternativen für 
die Landwirtschaft. 
In einigen Bereichen 
wie bei Sonnenblumen  
und Mais ist heute 
ausschliesslich Hybrid-
saatgut erhältlich, was  
eine faktische Privatisierung 
der genetischen  
Ressourcen bedeutet. 
52
Ein politisch immer wieder diskutiertes Anliegen, das auch im Bericht der 
Stiftung sanu durabilitas erwähnt wird, ist die Sicherstellung der Koexistenz 
von gentechnischer und gentechnikfreier Landwirtschaft. Damit gentechnisch 
veränderte Organismen (GVO) und herkömmliche Nutzpflanzen ohne Konflik-
te nebeneinander angebaut werden können, bedarf es geeigneter, auf wissen-
schaftlichen Grundlagen abgestützter Vorschriften. Das sind beispielsweise 
technische und betriebliche Anbauvorschriften wie Abstände und Vorgaben 
zur Maschinen- und Gerätereinigung, deren Einhaltung in einem Bewilli-
gungsverfahren geprüft werden kann, ferner Vorschriften zur Warenflusstren-
nung nach der Ernte oder Vorschriften zur Information und Dokumentation. 
Eine weitere Möglichkeit, konventionelle und biologische landwirt-
schaftliche Produktion und deren Erzeugnisse dauerhaft zu schützen, besteht 
in der Schaffung sogenannter gentechnikfreier Gebiete. 
Darunter sind Gebiete zu verstehen, in denen die Verwen-
dung von GVO, insbesondere der Anbau von Pflanzen, die 
Tierhaltung oder das Ausbringen von GVO verboten sind. 
Es handelt sich hierbei wohl um ein besonders effektives 
Instrument der Koexistenzsicherung. 
Aus rechtlicher Sicht erscheint es möglich, ein der-
artiges Instrument – das im Übrigen auch dem Vorsorge-
prinzip entspricht – in der Schweiz zu verwirklichen: Für 
den Erlass entsprechender Massnahmen verfügt der Bund 
insbesondere mit Art. 120 der Bundesverfassung (aber auch 
mit Art. 74 ff. BV) über eine ausreichende verfassungsrecht-
liche Kompetenzgrundlage. Das Regelungsziel der Koexistenz ist auch als 
(gewichtiges) zulässiges öffentliches Interesse anzusehen, 
so dass es Grundrechtseingriffe im Prinzip zu rechtferti-
gen vermag, wobei aber die konkrete Ausgestaltung den 
Anforderungen des Verhältnismässigkeitsprinzip genügen 
müsste. Notwendig wäre aber der Erlass einer gesetzli-
chen Grundlage, die Voraussetzungen und Verfahren der 
Ausscheidung gentechnikfreier Gebiete mit hinreichender 
Bestimmtheit umschreibt; für deren konkrete Einrichtung 
kommen verschiedene Varianten in Betracht. Im Hinblick 
auf das zu erreichende Ziel scheint eine gewisse Steuerung 
und «Kontrolle» durch den Bund zwar notwendig, gleichzeitig wäre aber dar-
auf zu achten, dass die Kantone auf geeignete Weise einbezogen werden, ihre 
Kompetenzen im Bereich der Raumplanung ausüben und damit auch den kan-
tonalen Besonderheiten Rechnung tragen können.
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Aus rechtlicher Sicht 
erscheint es möglich, 
das Instrument 
«gentechnikfreie Gebiete» 
– das im Übrigen auch dem 
Vorsorgeprinzip entspricht – 
in der Schweiz zu 
verwirklichen.
Damit gentechnisch 
veränderte Organismen 
und herkömmliche 
Nutzpflanzen ohne 
Konflikte nebeneinander 
angebaut werden können, 
bedarf es geeigneter, 
auf wissenschaftlichen 
Grundlagen abgestützter 
Vorschriften.
GVO-freie Zonen als rechtlich 
machbares Instrument 
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Die Einrichtung GVO-freier Zonen stünde – entgegen man-
chen anders lautenden Stellungnahmen – auch in Einklang 
mit den Vorgaben des Welthandelsrechts: Denn hier geht 
es gerade nicht um produktbezogene Massnahmen, son-
dern um die Frage, wo und unter welchen Voraussetzun-
gen bestimmte Produkte eingesetzt werden dürfen. Inso-
fern weisen GVO-freie Zonen eine gewisse Parallelität zu 
produktionsbezogenen Massnahmen auf. GVO-freie Zonen 
führen nicht dazu, dass etwa die Einfuhr der entsprechenden GVO-Produkte 
beschränkt wird, sondern es geht nur (aber immerhin) um Vorgaben für ihre 
Verwendung bzw. den Ort ihrer Verwendung. Letzterer ist eben entsprechend 
eingeschränkt und darf nicht in den GVO-freien Zonen 
liegen. Derartige Regelungsansätze werden aber grund-
sätzlich nicht von den einfuhrbezogenen Vorschriften des 
WTO-Rechts erfasst, soweit es nicht um eine Verwendungs-
beschränkung im gesamten Hoheitsgebiet des betreffenden 
Staates geht. Dass dieser Ansatz richtig sein muss, zeigt 
ein Vergleich mit dem Strassenverkehr: Niemand käme auf 
den Gedanken, ein Fahrverbot für Kraftfahrzeuge auf Alp-
strassen am Massstab des WTO-Rechts zu messen. 
Ähnliche Erwägungen sind für das EU-Recht (Grund-
satz des freien Warenverkehrs) einschlägig, wo sie auch 
durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
bestätigt werden. Dieser nimmt bei Verwendungsbeschrän-
kungen nur dann eine tatbestandliche Einschlägigkeit des 
Rechts auf freien Warenverkehr an, wenn die betreffende Regelung im Ergeb-
nis dazu führt, dass das betroffene Produkt letztlich kaum verwendet wer-
den kann. Dies wäre bei der Einrichtung einiger GVO-freier Zonen definitiv 
nicht der Fall. Im Übrigen käme sowohl im WTO-Recht als 
auch im EU-Recht im Falle der Anwendbarkeit der entspre-
chenden Garantien eine Rechtfertigung in Betracht, dient 
die Einrichtung GVO-freier Zonen doch öffentlichen Inter-
essen; letztlich wären hier parallele Erwägungen wie bei 
Grundrechtseingriffen massgeblich. 
Interessant ist noch der Umstand, dass das geltende 
Sekundärrecht der EU (Richtlinien und Verordnungen) die 
Einrichtung GVO-freier Zonen nicht vorsieht. Das heisst 
jedoch nicht, dass die Einrichtung solcher Zonen ausge-
schlossen wäre; vielmehr ist davon auszugehen – Vorgaben 
auf EU-Ebene enthalten im Wesentlichen produktbezogene 
Regelungen –, dass es den Mitgliedstaaten frei steht, GVO-
freie Zonen vorzusehen. 
Die Einrichtung GVO-freier 
Zonen stünde auch in 
Einklang mit den Vorgaben 
des Welthandelsrechts, 
da es gerade nicht um 
die Regelung des freien 
Warenverkehrs geht.
Der Europäische Gerichts- 
hof wendet nur dann 
das Recht auf freien 
Warenverkehr an, wenn die 
Verwendungsbeschränkung 
dazu führt, dass das 
betroffene Produkt letztlich 
kaum verwendet werden 
kann. Dies wäre bei  
der Einrichtung einiger GVO-
freier Zonen definitiv nicht 
der Fall. 
Interessant ist der Um- 
stand, dass das 
Sekundärrecht der EU die  
Einrichtung GVO-freier 
Zonen nicht behandelt.  
Das heisst jedoch nicht, 
dass die Einrichtung  
solcher Zonen ausge- 
schlossen wäre; vielmehr ist 
davon auszugehen, dass  
es den EU-Mitgliedstaaten 
frei steht, GVO-freie Zonen 
vorzusehen. 
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In diesem Sinn und vor diesem Hintergrund wäre es meines Erachtens zu 
begrüssen, in der Schweiz mit der Einrichtung GVO-freier Zonen voran-
zugehen; jedenfalls dürfte es wenig zukunftsweisend und wohl auch dem 
Vorsorge gedanken nicht entsprechend sein, das GVO-Moratorium auslau-
fen zu lassen, ohne «Ersatzmassnahmen» vorzusehen. Auch wenn man da-
von ausgeht, dass die landwirtschaftliche Nutzung gen-
technisch veränderter Organismen keine eigentlichen 
«Gefahren» mit sich bringt (wie zahlreiche naturwissen-
schaftliche Studien nahelegen), vermindert doch die Ein-
richtung GVO-freier Zonen das gleichwohl bestehende 
«Restrisiko» für die genetische Vielfalt. Gleichzeitig tragen 
GVO-freie Zonen der politischen bzw. gesellschaftlichen 
Situation Rech nung, da der Anbau von gentechnisch ver-
änderte Organismen in der Schweiz bis heute nicht breit 
akzeptiert ist. 
Jedenfalls dürfte es wenig 
zukunftsweisend und  
wohl auch dem Vorsorge- 
gedanken nicht entspre- 
chend sein, das GVO-
Moratorium auslaufen zu 
lassen, ohne «Ersatz- 
massnahmen» vorzusehen.
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So wie die Anwendungen der Biotechnologie breit gefächert sind, so ist auch die 
Debatte um deren Risiken von einer Vielfalt von Argumentationsstrategien und 
Akteuren geprägt. Es gibt aber auch Argumentationsmuster, die immer wieder 
auftauchen – sei es in der Debatte um die Freisetzung von transgenen Nutz-
pflanzen oder im Diskurs über neue Risiken in der Synthetischen Biologie. Ein 
bekanntes Argument ist beispielsweise, dass neue Anwendungen der Biotech-
nologie nichts anderes seien als das, was «wir mit dem Beginn der Landwirt-
schaft bereits seit Tausenden von Jahren praktizieren». Dieses Kontinuitäten- 
oder Zucht-Argument soll hier analysiert und kritisch beleuchtet werden. 
Ist es also das Gleiche, wenn durch klassische Zuchtwahl, Marker ge-
stützte Selektion oder mit Hilfe der Gentechnik Organismen zu unserem 
Nutzen verändert werden? Ja und nein: Das Kontinuitäten-Argument hat je 
nach Kontext, in dem es verwendet wird, unterschiedliche Daseinsberechti-
gungen. Es macht aus historischer Sicht beispielsweise durchaus Sinn, auf For-
schungstraditionen oder auf gemeinsame Wurzeln hinzuweisen. Auch wenn 
es um Forschungsförderung geht, werden Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten zu bereits vorhandenen Techniken 
genannt, wobei hier die Betonung meist auf der Beschrei-
bung der Diskontinuitäten, das heisst auf der Neuheit des 
Forschungsvorhabens, liegt. 
In der Risikobewertung neuer Anwendungen der 
Biotechnologie aber führt der Verweis auf die traditionelle 
Zuchtwahl zu dem gefährlichen Fehlschluss, dass es kei-
ner neuerlichen Risikobewertung bedürfe. Es ist nur all-
zu verlockend anzunehmen, dass alte Praktiken eine Art 
General vollmacht (carte blanche) für zukünftige Praktiken 
darstellen. Hinter der traditionellen Zuchtwahl einerseits 
und modernen Zuchtmethoden sowie gentechnologischen 
Methoden andererseits steht zwar immer das gleiche Kon-
zept, Organismen zum Nutzen der Menschen zu optimie-
ren. Dennoch unterscheiden sie sich in Bezug auf die Ri-
sikobewertung sehr wohl. So stellt sich die Frage, ob die 
traditionelle Praxis, Pflanzen, Tiere und Mikroben zu züchten, auch automa-
tisch wesentlich tiefere, gezieltere und schnellere Eingriffe in die Keimbahn 
legitimieren. Mit der Auflösung der Artengrenze erweitern bereits gentechni-
sche Anwendungen den evolutionären Raum. Im Bereich der Synthetischen 
Margret Engelhard
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der Synthetischen 
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Vorläufer gibt und über 
die kein Erfahrungswissen 
bezüglich ihrer Eigen- 
schaften in der Umwelt 
besteht.
56
Biologie wirkt der evolutionäre Raum dann gar nicht mehr als begrenzender 
Faktor. So können beispielsweise Gene oder Stoffwechselwege de novo entwi-
ckelt werden, für die es keine evolutionären Vorläufer gibt. Diese erhöhte Ein-
griffstiefe ist der wichtigste Unterschied zur traditionellen Zucht. Sie führt zu 
einem Verlust der Familiarität zu bekannten natürlichen Organismen, so dass 
wir nicht mehr auf Erfahrungswissen über mögliche Eigenschaften der neu 
geschaffenen Organismen zurückgreifen können. Dementsprechend steigt der 
Grad an Unwissenheit über die möglichen Auswirkungen, die die hergestellten 
Organismen haben könnten. 
Solange die Organismen z. B. in einem Fermenter belassen werden, sind 
mögliche Risiken begrenzbar, da die Organismen abgetötet werden können und 
somit rückholbar sind. Betreibt man aber die Fermenter-Biotechnologie in sehr 
grossen Massstäben, beispielsweise um Rohstoffe für die chemische Industrie 
zu liefern, wird es auch bereits hier früher oder später zu 
Freisetzungen kommen, die dann nicht mehr rückholbar 
sind. Bei gezielten oder versehentlichen Freisetzungen gilt, 
dass wir aufgrund fehlenden Erfahrungswissens und auch 
aufgrund der Komplexität der Untersuchungsobjekte und 
der daraus folgenden fehlenden Untersuchungsmethodik 
nicht wissen, wie sich die hergestellten Organismen in der 
Umwelt verhalten werden. Dieses Nichtwissen wird man 
in handlungsrelevanten Zeiträumen nur zu kleinen Teilen 
durch Forschung verringern können. Bei Freisetzungen 
handelt es sich demnach um ein Handeln unter Unwissen-
heit. Der Übergang von klassischen gentechnologischen Anwendungen zu An-
wendungen der Synthetischen Biologie ist dabei fliessend: 
Schon bei der Gentechnik war der Grad der Unwissenheit 
bei Freisetzungen relevant; in der Synthetischen Biologie 
wird er nun so gross, dass ein Moratorium auf Freisetzun-
gen und eine Fall-zu-Fall-Abwägung bei der Fermenter-Bio-
technologie im grossen Massstab naheliegt. 
Zusammenfassend ist anzumerken, dass die Rhetorik 
von Kontinuitäten zu vermitteln versucht, dass wir auch 
über Erfahrungswissen für die neuen Anwendungen der 
Biotechnologie verfügen. Dabei soll die öffentliche Akzep-
tanz gegenüber der traditionellen Zucht auf biotechnologi-
sche Anwendungen übertragen werden. Sicher stimmt der 
erste Teil des Kontinuitäten- oder Zucht-Arguments, dass die 
Biotechnologie in einem weiteren historischen Zusammen-
hang zu sehen ist, in dem die Menschheit immer schon Organismen, beispiels-
weise zur Lebensmittelherstellung, kontrolliert und verändert. Die Eingriff-
stiefe in bestehende Organismen ist bei der traditionellen vis-à-vis Zuchtwahl 
allerdings sowohl aus zeitlichen Gründen als auch aufgrund der methodischen 
Dieses Nichtwissen,  
wie sich die hergestellten 
Organismen in der Umwelt 
verhalten werden,  
wird man in handlungs- 
relevanten Zeiträumen  
nur zu kleinen Teilen  
durch Forschung verringern 
können.
Der zweite Teil des 
Kontinuitäten-Argumentes, 
der suggeriert, dass  
es sich bei den neuen 
Anwendungen der 
Biotechnologie aufgrund 
der historischen 
Zusammenhänge 
automatisch um sichere 
Technologien handle,  
ist demnach unzureichend 
und illegitim. 
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Möglichkeiten begrenzt. Bei den neuen Anwendungen der Biotechnologie – 
von der Marker gestützten Zucht über die Gentechnik bis hin zur Syntheti-
schen Biologie – sind der Eingriffstiefe durch evolutionäre Vorgaben immer 
weniger Grenzen gesetzt. Der zweite Teil des Kontinuitäten-Argumentes, 
der suggeriert, dass es sich bei den neuen Anwendungen der Biotechnologie 
aufgrund der historischen Zusammenhänge auch automatisch um sichere 
Technologien handle, ist demnach unzureichend und illegitim.
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Dieser kurze Essay geht der im Haupttext aufgeworfenen Kritik nach, dass 
gemäss dem Schweizer Recht zur Implementierung des Nagoya Protokolls die 
Einhaltung der Pflicht zum Vorteilsausgleich erst im Moment der Vermarktung 
der aus genetischen Ressourcen entwickelten Produkte erfolgt und der ganze 
Prozess der Forschung und Entwicklung (im industriellen und nicht-industriel-
len Bereich) frei von Kontrolle ist (vgl. S. 39). Dabei werden die Implikationen 
dieser Regelung mit Blick auf die akademische Forschung genauer beleuchtet. 
Dass die Kosten für die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die Vor-
teile aus der Nutzung der genetischen Ressourcen zwischen den Industrie- 
und den Entwicklungsländern aufgeteilt werden sollen, 
wurde zu einem frühen Zeitpunkt im Entstehungsprozess 
der Konvention über die Biologische Vielfalt (CBD) entschie-
den (UNEP 1989). Die intergouvernementale Verhandlungs-
konferenz entschied sich dabei für ein bilaterales System 
und gegen eine Pool Lösung, die auch angedacht war (CBD 
2004). Die Schwierigkeiten dieses bilateralen Ansatzes – 
unter anderem die Probleme der Kontrolle der Ressourcen-
nutzung durch den Bereitstellerstaat – kennzeichnen seit-
dem die Umsetzung (Biber-Klemm 2008). Der Ansatz ist 
dennoch im Nagoya Protokoll (NP) und, wie zu zeigen sein 
wird, in dessen schweizerischer Umsetzung konsequent durchgeführt. 
Obwohl alle drei Instrumente des «Access and Benefit-Sharing (ABS)» 
(CBD, Bonn Guidelines, NP) die Möglichkeit monetärer und nicht-mone tärer 
Vorteile vorsehen, fokussierte sich der politische Diskurs seit Beginn auf den 
Ausgleich monetärer Vorteile. Die Teilung nicht-monetärer Vorteile findet, ob-
wohl von zunehmender Bedeutung, generell weniger Beachtung (CBD, 2008; 
Biber-Klemm et al. 2014; Kamau/Winter 2013). Die Beteiligung an Gewinnen 
aus dem Handel mit aus den Ressourcen entwickelten Produkten hat sich bis 
anhin nicht oder nur in geringem Mass verwirklicht (siehe Bericht, S. 37; CBD 
2008; Biber-Klemm et al. 2014). Im Gegensatz dazu steht der Vorteilsausgleich 
während der F&E-Prozesse: Verantwortungsbewusste Betriebe gleichen im Be-
reich der industriellen F&E bereits heute monetäre und vor allem auch nicht-mo-
netäre Vorteile aus. (siehe CBD 2008 mit Beispielen). In der akademischen For-
schung sind einige grundlegende Ansätze nicht-mone tären Vorteilsausgleichs 
Teil der guten akademischen Praxis (Martinez und Biber-Klemm 2010).
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Im Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) – der schweizerischen Gesetz-
gebung zur Umsetzung des NP – ist der Vorteilsausgleich Teil der Sorgfalts-
pflicht (Art. 23 n –25 d NHG). Zu deren Einhaltung sind alle Nutzerinnen und 
Nutzer von genetischen Ressourcen verpflichtet, also auch «Forschende an Uni-
versitäten, in der Industrie und in anderen Institutionen» (Botschaft, S. 3035). 
Die Einhaltung der Sorgfaltspflicht wird bei der Marktzulassung resp. der Ver-
marktung von Produkten formal registriert, d. h. die Kontrolle setzt erst im 
Zeitpunkt der Generierung monetärer Vorteile an. Die Begründung des Ge-
setzgebers für diese Lösung ist, dass Forschung und Innovation in Überein-
stimmung mit Art. 8 des NP (Erleichterung des Zugangs für nicht-kommerzielle 
Forschung) und Art. 12 der CBD (Forschung die zur Erhaltung und nachhalti-
gen Nutzung der Biodiversität beiträgt) unterstützt werden sollen (Botschaft, 
S. 3040 und 3048).
In Bezug auf die oben angeführte Kritik stellt sich die Frage, ob und wie 
im Schweizer Recht sichergestellt wird, dass auch die Vorteile, die im F&E- 
Prozess anfallen, fair und gerecht geteilt werden. Gemäss der schweizerischen 
Gesetzgebung ist es Teil der Sorgfaltspflicht, die zu teilenden Vorteile mit den Be-
reitstellerländern, gemäss deren Gesetzgebung, in den sogenannten «Mutually 
Agreed Terms (MAT)» festzuhalten. Laut Botschaft umfasst die Sorgfaltspflicht 
weiter die Aufzeichnung und Weitergabe von Informationen, die belegen, dass 
Vorteile ausgewogen und gerecht geteilt werden. Dies bedeutet mindestens die 
Aufbewahrung der ABS-Verträge bzw. der Dokumente, in denen die MAT fest-
gehalten worden sind. Weitergehende Verpflichtungen zur Dokumentation des 
erfolgten Ausgleichs sind gegenwärtig nicht definiert – auch nicht in Bezug auf 
die noch zu erfolgende Verordnungsgebung (vgl. Botschaft, S. 3039). Eine mate-
rielle Überprüfung des Vorteilsausgleichs ergäbe sich gegebenenfalls durch die 
Umsetzung des NP in den Bereitstellerländern (Botschaft, S. 3037). 
Der Vollzug dieser Vorschriften zur Einhaltung der Sorgfaltspflicht soll 
in der Schweiz schwerpunktmässig bei mutmasslichen Verstössen gegen die 
eingeführten Massnahmen stattfinden (Botschaft, S. 3045). 
Ein flächendeckender Vollzug ist aus Gründen der Verhält-
nismässigkeit und der Machbarkeit nicht vorgesehen. Bei 
Verstössen gegen die Sorgfaltspflicht hat die zuständige 
Vollzugsstelle die Möglichkeit, Massnahmen (Nachbesse-
rung, Verzicht auf Nutzung) zu verfügen und Sanktionen 
zu ergreifen (Verbot der Nutzung, Strafantrag aufgrund von 
«Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen», Art. 292 StGB). 
Diese Instrumente sollen insbesondere auch der Sorgfalts-
pflicht bei der nicht kommerziellen Nutzung genetischer 
Ressourcen Nachachtung verschaffen (Botschaft, S. 3045). 
Ebenso können Informationen betreffend die Einhaltung der Sorgfaltspflicht 
an die zuständige nationale Behörde (des Geberstaates) weitergeleitet werden. 
Laut Schweizer 
Gesetzgebung muss 
zur Einhaltung der 
Sorgfaltspflicht die Teilung 
der während des  
F&E-Prozesses anfallenden 
Vorteile dokumentiert 
und an neue Nutzer 
weitergegeben werden. 
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Die Frage, die sich hier stellt, ist, wie die Vollzugsstelle auf allfällige Verstösse 
aufmerksam wird. Naheliegend ist, dass dies durch Nachfragen von Geber-
ländern (und der Zivilgesellschaft) erfolgt. Die Schweiz führt also den bilatera-
len Ansatz insofern konsequent durch, als sie wesentliche Verantwortung für 
die Durch setzung des Vorteilsausgleichs in der Phase 
von F&E bei den Geberländern belässt. Vom ABS-Sys-
tem her gedacht ist das insofern nachvollziehbar, als 
die MAT, die die Bedingungen des Vorteilsausgleichs 
regeln, bilaterale Verträge zwischen Bereitstellerstaat 
und Nutzern sind, deren Erfüllung zwischen den Ver-
tragspartnern erfolgt. Es ist richtig, dass eine indirekte 
Kontrolle der Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Kette 
von Forschung und Entwicklung erfolgt: So ist es wahr-
scheinlich, dass z. B. ex-situ Einrichtungen in Zukunft 
nur gut dokumentierte Belegexemplare annehmen. Und 
es ist davon auszugehen, dass eine allfällige industrielle Verwertung von Inno-
vationen aus dem akademischen F&E-Bereich sich auf legal erworbene und gut 
dokumentierte Ressourcen beschränken wird (Botschaft S. 3048). 
Auf die oben gestellte Frage, ob und wie im Schweizer Recht sicherge-
stellt wird, dass auch die Vorteile, die im F&E-Prozess anfallen, fair und ge-
recht geteilt werden, können wir also Folgendes antworten: Die Erfüllung des 
Ausgleichs der Vorteile aus F&E-Prozessen, die nicht zu 
einem marktreifen Produkt führen, ist nur indirekt sicher-
gestellt. Ein grosser Teil der Verantwortung dafür liegt bei 
den Bereitstellerstaaten. Im Bereich der industriellen F&E, 
die generell auf die Entwicklung von marktreifen Produk-
ten ausgerichtet ist und in einem mehr ABS-kritischen Um-
feld agiert, ist davon auszugehen, dass auch während des 
F&E-Prozesses Vorteile geteilt werden, um negative Publici-
ty zu vermeiden (vgl. CBD 2008). 
Hingegen ist es gerade im Bereich der akademischen 
Forschung fraglich, ob Bereitstellerstaaten willens und in 
der Lage sind, in den vielfältigen Forschungssituationen 
den Vorteilsausgleich zu kontrollieren (vgl. die Ergebnisse 
in Biber-Klemm et al. 2014). Deshalb wird hier die Frage 
gestellt, wie die Regelung im Umfeld der akademischen 
Forschung zu beurteilen ist. Zwei weitere Elemente sind diesbezüglich in die 
Überlegungen einzubeziehen: Erstens der Geltungsbereich des Natur- und Hei-
matschutzgesetzes und zweitens die (politische) Wahrnehmung der akademi-
schen Forschung an genetischen Ressourcen in den Bereitstellerländern des 
Südens. 
Die Schweiz führt den 
bilateralen Ansatz insofern 
konsequent durch, als 
sie die wesentliche 
Verantwortung für die 
Durchsetzung des 
Vorteilsausgleichs in der 
Phase von F&E bei  
den Geberländern belässt.
Gemäss NHG kommen 
die Sorgfaltspflicht 
der Nutzer und die 
Vollzugsmassnahmen  
durch staatliche Stellen nur 
zur Anwendung, wenn  
die genetischen Ressourcen 
aus Länder stammen, die 
Vertragspartei des Nagoya 
Protokolls sind und  
den Zugang zu  
den eigenen Ressourcen 
geregelt haben.
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Gemäss NHG findet die Sorgfaltspflicht der Nutzer und die Vollzugsmassnah-
men durch staatliche Stellen nur Anwendung auf Ressourcen, die aus Ländern 
stammen, die Vertragspartei des Nagoya Protokolls sind und die den Zugang 
zu den eigenen Ressourcen geregelt haben. Das heisst, dass die Schweizerische 
Sorgfaltspflicht nicht greift, wenn keine Regelung besteht. Dabei ist irrelevant, 
ob der Staat auf eine Zugangsregelung verzichtet oder ob er trotz Verpflich-
tung durch das Nagoya Protokoll nicht in der Lage ist, eine Zugangsregelung 
zu schaffen. Beim Zugang zu genetischen Ressourcen von 
Staaten, die «nur» Vertragspartei der CBD aber nicht des 
Nagoya Protokolls sind, ist zwar deren Gesetzgebung zu be-
achten, auf Seiten der Schweiz besteht aber keine rechtlich 
durchsetzbare Verpflichtung zum Vorteilsausgleich. Dies 
ist für die akademische Forschung insofern bedeutsam, als 
sie sich bei ihrer Arbeit nicht auf Staaten beschränken will 
oder kann, die das Nagoya Protokoll unterschrieben haben. 
Die vorliegende rechtliche Analyse ist vor dem Hin-
tergrund der tatsächlichen Situation zu beurteilen. Zu be-
achten ist, dass in vielen bio diversitätsreichen Staaten des 
Südens der nicht-kommerziellen Forschung nach wie vor 
mit Misstrauen begegnet wird. Grund ist die Befürchtung, 
dass ein «change of intent» – d. h. der Übergang einer Res-
source von der reinen nicht-kommerziellen Forschung zu 
einer kommerziell orientierten F&E – von den Bereitstellern nicht kontrolliert 
werden kann. Kontrolle auf der Nutzerseite wäre hier geeignet, um Vertrauen 
zu schaffen. Im Falle der Entwicklung eines marktreifen Produkts wird die-
se Situation vom schweizerischen Kontrollsystem aufgefangen. Falls aber die 
kommerziell orientierte F&E nicht erfolgreich ist, besteht keinerlei Kontrolle 
über allfällige Neu verhandlung der MAT und des Vorteilausgleichs während 
des F&E-Prozesses. Die liberale Schweizer Regelung für die Forschung zeigt 
hier ihre Kehrseite: Es ist fraglich, ob sie geeignet ist, das Vertrauen der Bereit-
stellerstaaten in die nicht-kommerzielle Forschung zu stärken. 
Die Schlussfolgerung und Empfehlung ist deshalb, dass sich die For-
schung im Interesse des erleichterten Zugangs in jedem Fall an die Pflicht 
des Vorteilsausgleichs hält, auch wenn diese Erfüllung der Sorgfaltspflicht im 
Rahmen der Umsetzung des Nagoya Protokolls in der Schweiz weder formell 
noch materiell kontrolliert wird. Im Sinne der obigen Argumentation über 
die Notwendigkeit von Vertrauensbildung in den Bereitsteller staaten und von 
deren Motivation für die Erleichterung des Zugangs für die akademische For-
schung gilt diese Aussage zudem auch für Forschung in Staaten, die weder 
Vertragspartei des NP sind noch eine gesetzliche Grundlage für den Zugang zu 
genetischen Ressourcen haben, und die deshalb nicht unter die Sorgfaltspflicht 
des NHG fallen.
Viele biodiversitätsreiche 
Staaten des Südens 
begegnen der nicht-
kommerziellen Forschung 
nach wie vor mit Misstrauen. 
Sie befürchten, dass  
sie den Übergang zur 
kommerziellen Forschung 
nicht kontrollieren  
können. Kontrolle auf der 
Nutzerseite wäre  
geeignet um Vertrauen 
 zu schaffen. 
62
Literatur 
UNEP. Decision 15/34 of the Governing Council on the preparation of an international legal instrument 
on the biological diversity of the planet. (UNEP/GC.15/WC/L.6.)
Secretariat of the Convention on Biological Diversity, 2004. The Convention on Biological Diversity. 
From Conception to Implementation. CBD News, Special Edition.
Secretariat of the Convention on Biological Diversity, 2008. Access and Benefit Sharing in Practice: 
Trends in Partnerships across Sectors. CBD Technical Series Nº 38. 
Biber-Klemm S., Nemogá Soto GR, Payet-Lebourges K, da Silva M, Rodriguez L, Prieur-Richard A-H, 
Huerta Ocampo E, AmstaldenSampaio MJ, Cruz Sardiñas T, Iturriaga de la Fuente G, Leff L, Limonta 
M, Martínez AJ, Maricel Portilla Alonso RM, and J Warner Pineda, 2014. Access and Benefit-Sharing 
in Latin-America and the Caribbean: A Science-Policy Dialogue for Academic Research. 
Martinez S.I. und Biber-Klemm S., 2010. Scientists – take action for access to biodiversity. Current 
Opinion in Environmental Sustainability, 2010, 2:1– 7. 
Kamau, E. Ch., G. Winter (Hrsg.), 2013, Common Pools of Genetic Resources. Equity and Innovation 
in International Biodiversity Law, Routledge, London.
Botschaft zur Genehmigung des Protokolls von Nagoya über den Zugang zu genetischen Ressour-
cen und die ausgewogene und gerechte Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile 
(Nagoya –Protokoll) und dessen Umsetzung (Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz) vom 
10.4.2013. BBl. 2013 3009. 
Biber-Klemm S., 2008. Access to Genetic Resources and the Fair and Equitable Sharing of the Benefits 
resulting from their Use – The Challenges of a New Concept. Elni Review No 1/2008, 12 –18. 
63
64
